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vom 18. bis 19. Februar 2021 zog das Gra-
duiertenkolleg auf  seiner Abschlusstagung 
Bilanz nach neun Jahren Privatheitsfor-
schung an der Universität Passau. In diesen 
neun Jahren hat sich das Graduiertenkolleg 
den vielschichtigen Spannungsfeldern von 
Privatheit und Öffentlichkeit zwischen Po-
litik und Wirtschaft, Medien und Gesell-
schaft sowie individueller und kollektiver 
Verantwortung in der digitalisierten Gesell-
schaft von heute und von morgen gewidmet. 

Liebe Leserinnen und Leser,

Martin Hennig
Aktueller Postdoc am DFG-Graduiertenkolleg
"Privatheit und Digitalisierung"

Lea Watzinger
Kollegiatin am DFG-Graduiertenkolleg
"Privatheit und Digitalisierung"

Miriam Frank
Koordinatorin und ehemalige Kollegiatin des DFG-
Graduiertenkollegs "Privatheit und Digitalisierung"

Marcel Schlegel
Kollegiat am DFG-Graduiertenkolleg
"Privatheit und Digitalisierung"

Anne Deremetz
Kollegiatin am DFG-Graduiertenkolleg
"Privatheit und Digitalisierung"

Auf der Abschlusstagung versammelten sich aktuelle und ehemalige Doktorandinnen 
und Doktoranden des Kollegs sowie renommierte internationale und nationale Gastwis-
senschaftlerinnen und -wissenschaftler, um über bisherige Erkenntnisse, aktuelle Prob-
lemstellungen und zukünftige Perspektiven der Privatheitsforschung zu diskutieren. Das 
abschließende Magazin des Graduiertenkollegs bietet einen Querschnitt dieser Tagungs-
beiträge. Dabei wird das Thema Privatheit noch einmal aus unterschiedlichsten Blickwin-
keln beleuchtet: Die Autorinnen und Autoren nehmen u. a. Fragen nach Überwachung und 
Selbstbestimmtheit in digitalen Medien in den Blick, untersuchen historische Wandlungs-
prozesse von Privatheit und Öffentlichkeit und behandeln auch aktuelle Fragen wie die 
nach Privatheit in Zeiten der Pandemie.  

Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre und danken August Krocker für die her-
vorragende Gestaltung von Satz und Layout.

Die Herausgebenden
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Die Beiträge im Einzelnen: 

1. Transformationen des Privaten
Kai von Lewinski: Die Borkenstruktur des Da-
tenschutzes am Baum der Privatheit im Wald der 
Datenmacht

Kai von Lewinski nimmt eine juristische Perspektive 
ein und rekonstruiert kritisch die Grenzen der gegen-
wertigen Gesetzgebung im Bereich des Informations-
rechts und des Datenschutzes, die äußerst individu-
alistisch vorgehen. Das Datenschutzrecht fokussiert 
auf den einzelnen Datenverarbeitungsschritt in Be-
zug auf eine bestimmte ›betroffene Person‹ und kann 
daher die gegenwärtigen informationellen Vermach-
tungen kaum fassen. Der Artikel plädiert dafür, die 
interdisziplinäre Perspektive auf Privatsphäreschutz 
weiterzuverfolgen, die im Graduiertenkolleg entwi-
ckelt wurde.

S. 6

Julia Maria Mönig: Von der Privatheit(-sfor-
schung) zur (Werte-)Ethik

Julia Maria Mönig formuliert in ihrem Beitrag ein 
Zwischenfazit der bisherigen Privatheitsforschung, 
indem sie hier einen ›ethical turn‹ konstatiert. Am 
Beispiel der Covid-19-Pandemie stellt sie die drei 
Privatheitsdimensionen nach Rössler dar und zeigt 
dabei auf, wie diese unmittelbar ethische und prin-
zipielle Fragen aufwerfen, in welcher Gesellschaft wir 
leben wollen und welche Werte dabei gelten sollen. 
Die Erweiterungen der Privatheitsforschung um das 
ethische Moment zeigen sich insbesondere in der 
Technologie- und KI-Forschung, in denen ethische 
Leitlinien zukünftig erstellt und umgesetzt werden 
müssen.

S. 11

Birgitt Riegraf: Die Sphäre der Privatheit in Zei-
ten der Digitalisierung

Birgitt Riegraf versucht sich an einer soziologischen 
›Neudefinition der Privatheit‹, die im Zuge der zu 
beobachtenden Digitalisierungs- und damit verbun-
denen gesellschaftlichen Transformationsprozesse 
notwendig geworden ist. Digitalisierungsprozesse 
führen zur Grenzverschiebungen und -verwischun-
gen, wenn nicht gar zu Grenzauflösungen zwischen 
der privaten und der öffentlichen Sphäre, wobei die 
Grenzziehung zwischen den Sphären des ›Privaten‹ 
und des ›Öffentlichen‹ eine grundlegende Säule in 
der Konzeption liberaler Gesellschaften darstellt.

S. 17

Beate Rössler: Was bedeutet es, in der digitalen 
Gesellschaft zu leben? Zur digitalen Transforma-
tion des Menschen

Menschliche Handlungen werden zunehmend von 
digitalen Technologien übernommen und diese im-
mer weitreichender in soziale Praktiken integriert. 
Personen, Beziehungen und soziale Strukturen unab-
hängig von digitalen Technologien zu verstehen, wird 
dabei quasi unmöglich. Beate Rössler beschäftigt sich 
aus philosophischer Perspektive mit den grundlegen-
den Konsequenzen der technischen und digitalen 
Umwälzungen für das menschliche Leben und prüft, 
ob diese lediglich auf menschliche Verhaltensweisen 
wirken und gar auf die menschliche Natur – ein Be-
griff, der dazu diskutiert wird. 

S. 20

2. Medien und Kulturen des Privaten
Petra Grimm: Mediatisierte Privatheit in der Co-
rona-Pandemie

Petra Grimm geht der Frage nach, inwiefern die Co-
rona-Pandemie die Bedeutung von Privatheit in der 
Alltagswelt verändert hat. Hierzu leitet sie eingangs 
neue gesellschaftliche Narrative zur Privatheit unter 
Pandemie-Bedingungen aus dem gesellschaftlichen 
Diskurs ab. Hieran anknüpfend untersucht sie Pri-
vatheitsmodelle anhand fiktionaler Medientexte, die 
während des Lockdowns im Frühjahr 2020 entstan-
den sind (u.a. die Drama-Serie Liebe jetzt! und die 
Comedy-Serie Drinnen. Im Internet sind alle gleich). 
Dabei zeigt sie, inwiefern die Beschränkung auf den 
privaten Raum als Identitäts- oder Beziehungskri-
se verhandelt wird und macht auch Gendereffekte 
sichtbar, insofern die Krise je nach Geschlecht der 
Protagonist:innen unterschiedlich erzählt wird. 

S. 27

Kai Erik Trost: Person(en) sein können – die 
heutige Privatheit aus einer sozialräumlichen 
Perspektive

Kai Erik Trost nimmt eine soziale Perspektive auf 
Privatheit ein. In seinem Dissertationsprojekt am 
Graduiertenkolleg untersucht er die Semantiken des 
Freundschaftsbegriffs innerhalb digital kommunizie-
render jugendlicher Freundeskreise im Rahmen einer 
empirischen Interviewstudie. Im Magazinbeitrag 
stellt er anhand eines Interviewbeispiels Teilergebnis-
se seiner Arbeit vor. Dabei zeigt sich, dass Privatheit 
stets dynamisch und kontextspezifisch zu denken ist. 
Aus sozialräumlicher Sicht schafft Privatheit einen 
Rahmen, um als Person in Form unterschiedlicher 
Erscheinungen aufzutreten und dabei verschiedene 
Identitätsaspekte herausstellen zu können.

S. 32
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Marcel Schlegel: Aufenthaltsstatus: ungeklärt – 
Was Polit-Influencer:innen für  Meinungsführer- 
und Öffentlichkeitskonzepte bedeuten

Wer politische Influencer:innen mit jenen Konzepten 
zu erklären versucht, die Medien- und Kommunika-
tionswissenschaft bisher bereitstellen, muss schei-
tern, weil diese Disziplinen ihre Theorien in Abhän-
gigkeit zu den Massenmedien formulierten. Denn wo 
vormals private Akteur:innen über Soziale Medien an 
öffentliche Sprecherrollen gelangen, offenbaren jene 
Theoriestränge Lücken, die sich bis dato unabhängig 
voneinander mit Einflusspersonen beider Sphären 
auseinandersetzen. Diesem Defizit nähert sich Mar-
cel Schlegel an. Sein Vorschlag: Erst wenn man Mei-
nungsführer- und Öffentlichkeitstheorien miteinan-
der verbindet, lässt sich die kommunikative Rolle der 
neuartigen Online-Einflusspersonen beschreiben.

S. 36

Carsten Ochs: Lost in Transformation? Einige 
Hypothesen zur Systematik der Strukturtrans-
formation informationeller Privatheit vom 18. 
Jh. bis heute

Carsten Ochs entwirft in seinem Beitrag den Ver-
such einer sozialhistorischen Systematik, die den 
Wandel informationeller Privatheit kategorisch 
nachzeichnen will. Dabei zeigt er auf, wie sich Prak-
tiken informationeller Privatheit im 18. Jh. zunächst 
als ‚bürgerliche Privatheitstechniken‘ unter einem 
‚Ehrschutzprinzip‘ herausbilden, sich im Verlauf in 
Richtung ‚Rückzugstechniken‘ transformieren und 
in einer digital-vernetzten Gesellschaft eher Techni-
ken der individuellen Informationskontrolle vorherr-
schen. Es bleibt abzuwarten, welchem Prinzip die in-
formationelle Privatheit im 21. Jh. folgen wird.

S. 48

3. Schutz(-räume) des Privaten
Tobias Keber: Datenschutz und Mediensystem – 
Altersverifikation und Uploadfilter aus intradis-
ziplinärer Perspektive 

Tobias Keber legt dar, warum Datenschutz und Ju-
gendmedienschutz gemeinsam gedacht werden 
müssen. Am Beispiel von entwicklungsbeeinträch-
tigenden Inhalten bei TikTok zeigt er Konfliktlinien 
zwischen dem Datenschutzrecht und den Medien- 
und Informationsfreiheiten auf und macht deutlich, 
dass für eine angemessene Symmetrie sowohl ein 
Ausgleichswerkzeug als auch ein fachgebietsüber-
greifender Austausch notwendig sind.

S. 56

Alexander Krafka: Einigkeit und Recht und Si-
cherheit – Das Sicherheitsdispositiv als aktuelles 
Paradigma der Privatheitskultur

Was haben Freiheit, Gleichheit und Sicherheit mit 
Sex, Drugs and Rock 'n' Roll zu tun? Unter anderem 
dieser Frage geht Alexander Krafka in seinem Beitrag 
nach. Anhand der Elemente dreier Trinitäten unter-
sucht der Jurist, was es bedeuten könnte, wenn sich 
eine Gesellschaftsordnung dem Sicherheitsparadig-
ma verschreibt. Er deckt dabei die gleichsam parado-
xe Konsequenz auf, dass Sicherheit ebendies, was sie 
zu schützen vorgibt, immer auch in Gefahr bringen 
kann: nämlich die Freiheit. Und damit auch die Pri-
vatheit.

S.62

Stephanie Schiedermaier: Das Recht auf Ver-
gessenwerden zwischen Luxemburg, Straßburg, 
Karlsruhe und der Welt

Stephanie Schiedermair befasst sich aus internatio-
naler Perspektive mit dem ›Recht auf Vergessenwer-
den‹ und nimmt dabei die weltweite Rezeption, die 
Unterschiede nationaler Rechtsordnungen und die 
vielfältigen Herausforderungen mit in den Blick. Sie 
diskutiert die weltweiten Auswirkungen des Google 
Spain Urteils und geht der Frage nach, wie darauffol-
gende Gerichtsentscheidungen und Gesetzgebungs-
prozesse das Spannungsfeld von Erinnern und Ver-
gessen im Internet balancieren zu versuchen. 

S. 66

Ralf Müller-Terpitz: Mediale Öffentlichkeit vs. 
Schutz der Privatheit – Juristische Grenzver-
schiebungen durch die Digitalisierung?

Weil private Vorgänge und sensible Informationen im 
Internet immer auch in öffentliche Kontexte gelangen 
und dort potenziell dauerhaft verfügbar sein können, 
hat das Netz die Rechtsprechung von Beginn an vor 
schwierige Abwägungsentscheidungen gestellt: zwi-
schen dem Recht auf Privatheit und jenem auf In-
formation und Kommunikation. In welche Richtung 
das Pendel der Rechtsprechung in den vergangenen 
Jahren ausschlug, hat Ralf Müller-Terpitz untersucht 
und dabei eine klare Tendenz ausgemacht.

S. 71
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von Kai von Lewinski

In unserem Graduiertenkolleg haben wir in den letzten neun Jahren eine große Zahl von Perspektiven 
diskutiert, um Lösungen für die Fragen der Privatheit und Digitalisierung zu finden. Diese Lösungen aber 
haben jeweils immer nur eine Perspektive eingenommen – wie es ja auch das Ziel von Dissertationen ist. 
Was eine solchermaßen auf Promotionen fokussierte Einrichtung wie ein Graduiertenkolleg nicht leisten 
kann (und ja auch nicht soll), ist eine Kritik der methodischen Fokussierung. Die Abschlusstagung bot Gele-
genheit, auf die Begrenztheiten der Begrenzung auf eine privatheitsbezogene bzw. persönlichkeitsrechtliche 
oder datenschutzrechtlichen Perspektive hinzuweisen. 
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Die Borkenstruktur des 
Datenschutzes am Baum 
der Privatheit im Wald der 
Datenmacht
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Perspektivenmehrzahl

Wenn man die Perspektive(n) unserer 
Forschung(en) in den Blick nimmt, erkennt 

man auch ihre jeweiligen Begrenztheiten. 

Die Mikroperspektive des Datenschutzes

Das Informationsrecht hat auf informationelle Ver-
machtungen bislang fast ausschließlich mit den Mit-
teln und Instrumenten des Datenschutzes reagiert. 
Gerade im angewandten Datenschutzrecht – also 
und zum Glück außerhalb des Graduiertenkollegs 
– ist das besonders fühlbar, wo das Volkszählungs-
urteil des Bundesverfassungsgerichts so inflationär 
im Munde geführt wird, dass es solchermaßen zum 
am weitesten verbreiteten Blindzitat des deutschen 
Rechts geworden sein dürfte. Wegen der doch recht 
abgeschlossenen Dogmatik des Datenschutzrechts 
bei gleichzeitig praktischer Bedeutsamkeit strahlt 
diese Perspektive auch auf andere Fächer aus.

Jedenfalls haben der Datenschutz und das Daten-
schutzrecht eine ganz spezifische Mikroperspektive. 
Fokussiert wird auf den einzelnen Datenverarbei-
tungsschritt in Bezug auf eine bestimmte ›betroffene 
Person‹. Diese Perspektive überfordert sich selbst, 
denn bei einem Prozessortakt von vielen Gigahertz 
kommt man selbst mit juristischem Prädikatsexamen 
mit den Notwendigkeiten, die das Datenschutzrecht 
eigentlich erfordern würde, nicht mehr mit. 

Entstehungsgründe und Entste-
hungsvoraussetzungen

Die Erklärung für diese Perspektive ist rasch gege-
ben und der daraus folgende Regelungsansatz rasch 
erzählt und schlüssig: Das Datenschutzrecht ist vor-
angestürmt, als Privatheit und Digitalisierung began-
nen, in Konflikt zu geraten. Von der Ende der 1960er, 
Anfang der 1970er noch sehr diffusen Gefahr durch 
›den Computer‹ hatte weder der Gesetzgeber noch 
die Wissenschaft noch das tagespolitische Schrift-
tum ein wirkliches Bild. Wahrscheinlich war es ge-
rade dieses ungenaue, aber auch ungute Gefühl, das 
für die initiale und bis heute prägende Struktur des 
Datenschutzrechts maßgeblich war.

Die Datenschutzgesetzgebung und damit das The-
ma Datenschutz überhaupt kamen (in Deutschland) 
aufs Tapet, weil ein SPD-Politiker sich einen F.A.Z.-
Leitartikel zu Herzen genommen hatte. Flankierend 
zum Ausbau der Kommunalen Gebietsrechenzent-
ren (KGRZ.en) hatte der damalige hessische Minis-
terpräsident Albert Osswald das Gefühl, dem damals 
noch in den Windeln liegenden ›Großen Bruder‹ (im 
Orwell’schen Sinne) ein Gitterställchen spendieren 
sollen zu müssen. Weil es noch an einem Use Case 

und einer klaren Problemlage fehlte, setzte sich eine 
von den Rechenmaschinen her gedachte Konzeption 
durch, die in Bayern erst einmal EDV-Gesetz hieß, in 
Hessen, das damals ›vorn‹ war, aber namensgebend 
›Datenschutz‹.

Technik- und Verfahrensregelungen

Weil anfangs die Gefahr, vor der der Datenschutz 
schützen sollte, aber noch diffus war und sich nur in 
solchen Bildern wie dem ›Großen Bruder‹ oder ›dem 
Computer‹ überhaupt transportieren ließ, war es 
folgerichtig, nicht bei der Gefahr (die man ja nicht 
richtig beschreiben konnte), sondern bei den anfass-
baren Rechenmaschinen der Automatisierten Daten-
verarbeitung (ADV) und später dann Elektronischen 
Datenverarbeitung (EDV) anzusetzen. Und heute 
noch (und in der Datenschutzgrundverordnung (DS-
GVO) wieder etwas mehr) gibt es technik- und ver-
fahrensbezogene Regelungen wie Zertifizierungen 
und die Datenschutzfolgenabschätzung.

Paternalistischer Ansatz

Der Datenschutz denkt nicht nur vom Datenverar-
beitungssystem her, sondern auch von der (hierfür) 
›verantwortlichen Stelle‹ bzw. ›Verantwortlichen‹, 
jedenfalls aber nicht von Betroffenen, die in kenn-
zeichnend passivisierender Weise eben nur ›Betroffe-
ne‹ heißen. Diese bemutternde Terminologie, die in 
vielerlei Hinsicht den Geist der 1970er Jahre atmet, 
offenbart einen paternalistischen Ansatz, denn die 
Betroffenen treten in den Datenschutzgesetzen ter-
minologisch nur als Betroffene (wenngleich durchaus 
auch mit Betroffenenrechten), nicht (auch) als Ak-
teure in Erscheinung, es sei denn, sie entfernten sich 
mittels der ›Einwilligung‹ aus dem staatlich-klugen 
Schutzschirm der Datenschutzgesetze.

Handeln im Ungewissen

Bezeichnend für die damalige Unsicherheit darüber, 
was denn die Computer-Gefahr eigentlich sein soll, 
ist das Regelungsprinzip des Verbots mit Erlaubnis-
vorbehalt. Es ist ein Kennzeichen für ein Risikorecht, 
für ein Recht des Handelns im (Noch-)Nichtwissen.

Dies manifestierte sich in den ersten Datenschutzge-
setzen in administrativen Genehmigungsvorbehalten 
(und nicht nur, wie heute, gesetzlichen Erlaubnis-
vorbehalten), die in den ganz alten Datenschutz-
gesetzen (und heute nur noch in Spuren) noch als 
technikrechtliche Fossilien entdeckt werden kön-
nen. Die sind dem anlagenrechtlichen Ansatz der 
(letztlich preußischen) Dampfkesselgesetzgebung 
nachgebildet, wie wir sie heute etwa noch im Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) finden. Die-
ser Ansatz ging und geht davon aus, dass bestimmte 
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Gerätschaften gefährlich und für die Umwelt poten-
tiell schädlich sind. Deshalb sind sie zunächst einmal 
(präventiv) verboten und stehen unter einem Erlaub-
nisvorbehalt.

Aber schon bald begannen Computer sich derart zu 
verbreiten, dass dieser Regelungsansatz nicht mehr 
durchzuhalten war. Auch sein verdünnter Aufguss, 
die Melde- und Registerpflicht für Datenverarbei-
tungsanlagen, ist angesichts der Ubiquität nicht 
(mehr) praktikabel und fast überall nun abgeschafft.

Ebenfalls eine risikorechtliche Ausprägung zeigt sich 
im Selbstverständnis des Datenschutzrechts konzep-
tionell als Vorfeldschutz, nämlich im Vorfeld von Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen, wie es ausdrücklich 
früher in § 1 Abs. 1 BDSG a.F. formuliert war.1 

Umfassender Regelungsansatz

Ebenfalls aus der Entstehungszeit des Datenschutz-
rechts haben wir den Ansatz geerbt, dass die Daten-
schutzgesetze einen umfassenden Geltungsanspruch 
haben. Weil damals die informationellen Gefährdun-
gen noch so unscharf und diffus waren (und man die 
Rechner noch abzählen konnte), ist es nachvollzieh-
bar, dass die Regelungen für weitestgehend alle per-
sonenbezogene Datenverarbeitung gelten sollten. 

Der – wie ich  als Jurist sage – ›sachliche und persona-
le Anwendungsbereich‹ kennt nur ganz wenige Aus-
nahmen. Genannt werden kann eigentlich nur noch 
das Medienprivileg (Art. 85 DSGVO) und die Haus-
haltsausnahme (Art. 2 Abs. 2 lit. c DSGVO). Auch das 
Ordens- (§ 86 BDSG) und Gnadenwesen kann ohne 
datenschutzrechtliche Erlaubnisnormen nicht mehr 
funktionieren. Für Gäste vom Mars mag es wie ein 
Witz klingen, dass selbst Spione datenschutzrechtli-
chen Bindungen unterliegen, ebenso in Zeiten größ-
ter Not sogar der Katastrophenschutz (wie sich an der 
deutschen Corona-Warn-App zeigt, die hohes Daten-
schutzniveau und geringe Nützlichkeit miteinander 
unglücklich kombiniert).

Noch eine Weiterung hat der Datenschutz in Gestalt 
des personenbezogenen Datums erfahren, das be-
kanntlich auch die personenbeziehbaren Daten um-
fasst. Was ursprünglich als ein Schutz vor Umgehung 
des Datenschutzrechts gedacht war, hat im Zeitalter 
weltweiter Vernetzung und Big Data nun zur Folge, 
dass kaum noch eine Datenverarbeitung nicht dem 
Datenschutzrecht unterfällt. Dies wird auch nicht 
durch den alten Glaubenssatz des Datenschutzes 
relativiert, dass es kein belangloses Datum gibt, wie-
wohl dieser Satz auch in seiner Umkehrung richtig 
ist, weil es kein Datum gibt, das in jedem Kontext von 
Belang wäre. Damit wird zu Recht betont, dass es auf 
den Kontext ankommt und dass abhängig von diesem 

jede Information eine Relevanz bekommen kann. 
Hieraus hat sich aber keine ernsthafte und praktikab-
le Bagatellausnahme entwickelt. Was es freilich eher 
gibt, sind kontextabhängige Verschärfungen der Da-
tenschutzvorgaben für sensitive Daten (Gesundheit, 
Geschlechtsleben sowie – offensichtlich ähnlich fri-
vol – die Gewerkschaftszugehörigkeit).

Konzeptionelle Defizite des Datenschutzes

Das (geltende) Datenschutzrecht hat eine spezifisch 
verengte und verarbeiterzentrierte Mikroperspekti-
ve, die lediglich im Reflex betroffenenbezogen ist und 
Datenstrukturen ausblendet. Wie die Angabe der 
Herkunft einer Person verarbeitet wird, ist minutiös 
geregelt; für die (Nicht-)Abbildung von Merkmalen 
für Personen, Gruppen und die Gesellschaft in Da-
tenbanken ist das Datenschutzrecht blind; für den 
Aspekt struktureller informationeller sowie symboli-
scher Gewalt fehlt dem Datenschutz die Perspektive.

Auch adressiert der Datenschutz nicht die Planung 
und Vorbereitung und damit nicht das ›schleichen-
de‹ Entstehen von Datenagglomerationen, sondern 
er beschränkt sich situativ auf die Regelung der 
Nutzung der Datensammlungen im und auf einen 
Einzelfall. So wurde bei der Diskussion um das Re-
gistermodernisierungsgesetz (RegMoG) mit der Ein-
führung einer einheitlichen Identifikationsnummer 
(ID-Nr.) in der rechtspolitischen Diskussion bis in 
die Sachverständigenanhörung hinein fast nur das 
Personenkennzeichen thematisiert, nicht aber die 
dahinterstehende Registertopographie.

Ferner begünstigt die unterschiedslose Regulierung 
von Datenverarbeitern, jedenfalls bei dem verfah-
rensbezogenen und damit bürokratischen Ansatz des 
geltenden Datenschutzrechts, die großen Anbieter 
und verstärkt sogar deren Datenmacht, weil kleinere 
Anbieter, die den Wettbewerb auch mit datenschutz-
freundlichen Produkten befeuern könnten, hier Ska-
lennachteile haben.

Die Glaubwürdigkeit des Datenschutzes leidet auch 
darunter, dass auf außergewöhnliche Situationen 
– wie etwa die Corona-Pandemie – und offensicht-
liche bürokratische Härten – etwa die Einführung 
der DSGVO selbst – nur mit Vollzugsdefizit wie dem 
zeitweisen Verzicht auf Bußgelder und Kontrollen re-
agiert werden kann.

Mesoperspektive von Privatheit

Einige dieser Defizite des deutschen und kontinen-
taleuropäischen Datenschutzrechts vermeidet eine 
privatheitsbezogene Betrachtung. Sie hat – zumal 
aus liberaler Perspektive – den Charme, dass sie vom 
Einzelnen her denkt, der also nicht nur ein bloß ›Be-
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troffener‹ ist.

Individualisierung

Privatheit ist, wie das Persönlichkeitsrecht zeigt und 
die Informationelle Selbstbestimmung vorgibt, vom 
Individuum her konzipiert. Mit dem Denken vom Be-
troffenen einher geht die Vorstellung, dass Privatheit 
bzw. das von der Privatheit Geschützte unverrückbar 
und unveräußerbar der Person zugeordnet ist. Jeden-
falls auf dieser Seite des Atlantiks werden Privatheit 
und Datenschutz jedoch nicht als Freiheit gedacht, 
sondern als Teil der Menschenwürde. 

Es ist – noch liberaler – nämlich denkbar, Privatheit 
als individuelle Freiheit zu begreifen, dass also infor-
mationell jeder tun und lassen darf, was er möchte. 
Das würde dann auch die Möglichkeit eines Verzichts 
auf Privatheit bedeuten (wie es von den Vertretern 
der Post Privacy-Richtung ja tatsächlich auch vertre-
ten wird). Und jedenfalls auf der anderen Seite des 
Atlantiks ist das ja durchaus auch die dogmatische 
Basis des Right to Privacy.

Übersteigert jedenfalls wird das Konzept der Privat-
heit, wenn man sie – wie es im politischen Bereich 
mit einer gewissen Portion an Pathos gerne geschieht 
– als ›digitale Souveränität‹ bezeichnet. Denn der Be-
griff der ›digitalen Souveränität‹ ist mehrdeutig und 
in Bezug auf Individuen eigentlich auch nicht recht 
passend. Wenn man informationelle Autonomie 
meint, sollte man diese auch so bezeichnen.

Kommerzialisierungspotential

Dieses unterschiedliche Verständnis von Privatheit 
manifestiert sich bei der ganz praktischen Frage, ob 
man mit Daten bezahlen kann, was ja die Geschäfts-
grundlage der Großzahl der Dienste im Internet dar-
stellt. Hier zeigt sich, dass die bewusste Entscheidung 
des deutschen und europäischen Datenschutzrechts, 
personenbezogene Daten nicht zu kommerzialisie-
ren, dysfunktional sein kann. 

Denn die datenschutzrechtliche Einwilligung ver-
wirklicht die Privatautonomie insoweit und juristisch 
gesprochen nur auf der Ebene des Delikts, wonach 
ich mir informationelle Unverschämtheiten und Un-
erlaubtheiten verbitten kann. Ich kann also nur binär 
›Ja‹ oder ›Nein‹ sagen, nicht aber ›Wie viel‹. Ökono-
misch drückt dies ein Aushandeln des Austauschs 
von Daten gegen Dienste (Market Privacy), der ja 
prägend für die Internetökonomie ist, auf Steinzeit-
niveau, weil eine Preisbildung auf Seiten des Da-
tenpreisgebenden erschwert wird. Betroffene haben 
rechtlich keine Möglichkeit, den ›Wert‹ ihrer Daten 
selbst zu bestimmen.

So sind bis heute keine Immaterialgüter an personen-
bezogenen Daten geschaffen worden. Dabei könnte 
dies ein Baustein eines umfassenderen Datenrechts 
sein und die Voraussetzung dafür, Lizenzen für die 
Nutzung von Daten zu erteilen und so das eigene 
Profil zu verwerten (oder jedenfalls rational entschei-
den zu können, für bestimmte Internetinhalte dann 
eben einen höheren Preis in Geld zu zahlen). Dass 
ein solches marktgängiges ›Recht an den eigenen Da-
ten‹ vielfältige Anschlussfragen auf den Gebieten des 
Verbraucherschutzes und des Datenverkehrsrechts 
aufrufen würde, sei hier nur angemerkt.

Konzeptionelle Defizite von Privatheit

Die Privatheitsperspektive, die vom Individuum her 
denkt, ist allerdings nur schlecht in der Lage, überin-
dividuelle Aspekte zu erfassen. Insoweit teilt sie eine 
Schwäche mit dem Datenschutz.

Dies zeigt sich etwa am Rechtsschutz, der für die 
Einzelnen natürlich individuell ist. Der gerichtliche 
Rechtsschutz ist im Persönlichkeitsrechtsrechts-
schutz (bislang) ganz auf das Individuum hin be-
rechnet und vom Betroffenen her gedacht. Dies be-
deutet aber auch, dass strukturelle Fragen auf diesem 
Wege nicht unmittelbar angegangen werden können. 
Selbst einem hartleibigen Aktivisten wie Maximilian 
Schrems gelingt es nicht, die rechtlichen Defizite des 
transatlantischen Datenverkehrs zu beenden, weil 
die Entscheidungen – den Regeln des Prozessrechts 
entsprechend – immer nur für den konkreten Fall 
und damit für eine begrenzte Konstellation gelten. 
Kollektive Durchsetzungsmechanismen gibt es bis-
lang nicht. (Allerdings wird dieses Durchsetzungs-
defizit durch die administrativen Einwirkungsbefug-
nisse der Datenschutzaufsichtsbehörden teilweise 
kompensiert.)

Makroperspektive auf informa-
tionelle Vermachtungen

Wegen der Fixierung auf die Datenverarbeitungsan-
lagen (= Datenschutz) und auf das Individuum (= 
Privatheit) haben lange Zeit weder das Recht noch 
dieses Graduiertenkolleg noch überhaupt kaum je-
mand die wachsende Datenmacht konzeptionell 
erfasst. Erst seit relativ kurzer Zeit realisieren wir, 
dass datenmächtige Akteure das Wissen (innerhalb 
einer Netzwerkgesellschaft) ›kuratieren‹. Minister-
präsident Osswald hat zwar das Gitterställchen des 
Datenschutzes aufgestellt, dort liegt auch noch das 
Spielzeug des ›Großen Bruders‹. Doch der selbst ist 
längst (und erst einmal unbemerkt) herausgeklettert.

Inzwischen hat die digitalpolitische wie auch die 
Fachdiskussion diese Konstellation erkannt und än-
dert bzw. erweitert ihre Perspektive. So werden im 
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Datenschutz neuerdings wieder stärker Regelungs-
aspekte betont, die auch einen gesamthaften Ansatz 
oder jedenfalls eine strukturelle Wirkung haben. 

Struktureller Datenschutz

Dies sind etwa das Gebot der Datensparsamkeit – im 
Graduiertenkolleg dann sogar zu einer ›Datenfrugali-
tät‹ gesteigert. Hierdurch soll dann eine Reduzierung 
der Datenfelder bewirkt werden, auch wenn sich sol-
che Regeln regelungstechnisch nicht auf die Daten-
felder, sondern  die ›Befüllung‹ richten. Ebenfalls, 
obwohl als subjektiver Anspruch formuliert, ist das 
Recht auf Datenportabilität auf die Ermöglichung 
bzw. Wiederherstellung von Wettbewerb zwischen 
Anbietern gerichtet. Dies soll – so jedenfalls die opti-
mistische Annahme – datenschutzfreundliche Rege-
lungen stärken.

Kartellrecht

Aus juristischer und regulierungswissenschaftlicher 
Perspektive sehen wir ein verstärktes In-Stellung-
Bringen des Kartellrechts – es sollen jetzt also die gro-
ßen Jungs und harten Kerle die Sache richten anstatt 
der eher der Birkenstockfraktion zuzuordnenden Da-
tenschutzbeauftragten.

Datenstrukturenrecht

Was mich kürzlich ein Forschungssemester lang be-
schäftigt hat, waren Regelungen von Datenformaten 
und Datenformatierungen. Dies kann mit dem ei-
nen Beispiel illustriert werden, dass es mir komisch 
vorkam, dass wir liebevoll ziselierte Regelungen zur 
Verarbeitung des Geschlechts als sensitives perso-
nenbezogenes Datum haben, die Definitionsmacht 
über das, was als Geschlecht informationstechnisch 
und informationell abgebildet wird, aber ungeregelt 
gelassen haben. Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) zum Dritten Geschlecht 
kratzt hier immerhin an der Oberfläche.

Konzeptionelle Defizite der Datenmachtperspektive

Eine gesamthafte Perspektive steht natürlich immer 
in der Gefahr, die Einzelnen und die unterschied-
lichen Präferenzen von Einzelnen aus dem Blick 
zu verlieren. Ein Beispiel ist die Diskussion um die 
Corona-Warn-App: Hier mag es aus Seuchen- und 
Bevölkerungsschutzerwägungen gesamthaft sinnvoll 
sein, Nachverfolgungskomponenten u.ä. in die App 
einzubauen. Unterschiedliche Bereitschaften und 
Befindlichkeiten innerhalb der Bevölkerung finden 
dann aber keine Abbildung.

Holistische Perspektive

Wir betrachten also nicht nur die Textur einer Bor-
ke (Datenschutz), sondern stehen vor einem Baum 
(Privatheit), der Teil eines Waldes (Datenmacht) ist. 
Und erst wenn wir den ganzen Wald sehen, wissen 
wir, wohin er sich überhaupt und überall erstreckt. 
Und nur, wenn wir wissen, dass wir einen Wald vor 
uns haben, können wir sinnvoll beurteilen, ob wir 
den konkreten Baum, dessen Borke wir datenschutz-
rechtlich betrachtet haben, umhauen sollen oder ihn 
stehen lassen und einfach um ihn herumgehen. Auch 
können wir dann nur erkennen, wo es sich lohnt, eine 
Schneise durch den Wald zu schlagen. Um Wald, 
Baum und Borke als Ökosystem zu verstehen, braucht 
es einen gesamthaften Blick, der dann auch interdis-
ziplinär sein muss. Wer einen Forst zu pflegen hat, 
muss Borke, Baum und Wald gleichermaßen im Blick 
haben. Die Kollegiatinnen und Kollegiaten als Ad-
junkten aus der höheren Lehranstalt für die Forsten 
der Privatheit, die unser Graduiertenkolleg gewesen 
war, werden deren Pflege nun an ganz verschiedenen 
Stellen in Wissenschaft und Praxis fortsetzen.

Prof. Dr. Kai von Lewinski

Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Medien- und 
Informationsrecht
Sprecher des DFG-Graduiertenkollegs 1681/2 "Privatheit und 
Digitalisierung"

Endnote

1  Bundesdatenschutzgesetz, alte Fassung: »Zweck dieses Ge-
setzes ist es, den einzelnen davor zu schützen, dass er durch 
den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinem 
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.« (Herv. K.v.L.)
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Von der Privatheit(-sforschung) 
zur (Werte-)Ethik 

von Julia Maria Mönig

Die Abschlusstagung des DFG-Graduiertenkollegs »Privatheit und Digitalisierung« ermöglicht ein Zwischen-
fazit der bisherigen Privatheitsforschung an der Universität Passau. Der vorliegende Beitrag stellt die These 
auf, dass es einen ›ethical turn‹ in der Privatheitsforschung zu geben scheint, der sich nicht nur in den Arbeiten 
der Autorin zeigt, sondern sich eine generelle Tendenz »From Privacy to (Value) Ethics« erkennen lässt.
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Ein ›ethical turn‹1  in der Privatheitsforschung – 
individuelle Forschungsbiographie oder gar ein 

Trend?

Als ich über mein Vortragsthema nachdachte, fiel 
mir auf, dass ich nicht die einzige Privatheitsfor-

scherin bin, deren Fokus sich in den vergangenen Jah-
ren von der Privatheit hin zur Technologieethik ent-
wickelt hat.2 Dies kommt nicht überraschend, haben 
wir doch in unserem Bereich das Glück, am Puls der 
Zeit forschen zu dürfen. Auch verschiedene Medien 
und Unternehmen scheinen ein gesteigertes Inter-
esse am Thema zu haben. So trug im März 2020 ein 
Online-Artikel des Magazins Forbes die Überschrift: 
How to move from data privacy to data ethics?3 und 
das Marktforschungsunternehmen Gartner identi-
fizierte beide Themen, »Digital ethics and privacy«, 
als einen der »Top 10 Strategic Technology Trends for 
2019«.4  Die jährliche Konferenz »Computers, Privacy 
and Data Protection« wurde 2017 unter dem Thema 
»The Age of Intelligent Machines« und 2020 unter 
dem Thema »Data Protection and Artificial Intelli-
gence« veranstaltet.5 2015 wurde der dänische Think-
DoTank DataEthics gegründet,6 Mitgründerin Per-
nille Tranberg veröffentlichte gemeinsam mit Steffan 
Heuer im selben Jahr das Buch Fake It. Your Guide to 
Digital Self-Defense.7 Das BMBF-geförderte Forum 
Privatheit gab 2018 eine Pressemitteilung heraus, in 
der es feststellte, dass wer bei Digitalisierungsfragen 
nicht über Ethik rede, die Orientierung verlieren 
würde.8 Die aktuelle deutsche Bundesregierung (Ka-
binett Merkel IV) legte 2018 im Koalitionsvertrag fest, 
dass eine Daten-Ethikkommission eingesetzt werden 
solle. Angenommen wurde dabei, dass die »Klärung 
datenethischer Fragen [...] Geschwindigkeit in die 
digitale Entwicklung bringen und auch einen Weg 
definieren [könne; Anm. JMM], der gesellschaftli-
che Konflikte im Bereich der Datenpolitik auflöst.«9 
Nach dem Inkrafttreten der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DS-GVO) im Jahr 2016, die seit Mai 2018 
anwendbar ist, und »unsere Werte in der digitalen 
Welt«10 verortet, scheint es einen Bedarf zu geben, 
ethische Fragen zu diskutieren und es scheint ein ge-
steigertes Interesse zu bestehen, auch weitere Werte 
und ethische Gesichtspunkte bei der Gestaltung von 
neuartigen Technologien, insbesondere Künstlicher 
Intelligenz (KI), verankern zu wollen.11  Der DS-GVO 
als »Exportschlager«12  soll nun auch Ethik als Ver-
kaufsargument von KI folgen. Die gegenwärtige pan-
demische Situation führt vor Augen, dass wenngleich 
Datenschutz und der Wert des Privaten in freiheit-
lich-demokratischen Systemen nicht absolut zur Dis-
position stehen (sollten), doch Werte gegeneinander 
abgewogen werden (können) – im konkreten Fall bei-
spielsweise das Wohlergehen der Gesellschaft gegen 
die eigene private Handlungsfreiheit. Diese grundle-
gende Debatte ist eine ethische.

Informationelle, lokale, zeitliche und dezisionale 
Privatheit in Zeiten der Pandemie

Da der Begriff des Privaten schwer zu fassen ist, 
wurden verschiedene – nicht immer trennscharfe 
– Typen, Arten und Dimensionen des Privaten defi-
niert. Eine vielzitierte Unterscheidung ist diejenige 
zwischen informationeller, dezisionaler und lokaler 
Privatheit.13  Ich ergänze noch den zeitlichen Aspekt, 
der oft eine große Rolle beim Schutz der Privatheit 
spielt.14 Zur informationellen Dimension des Privaten 
wurde im Rahmen möglicher Corona-Tracing-Apps 
in der COVID-19-Pandemie viel diskutiert.15 Dabei 
führt die Abwägung von Werten auch zur Frage nach 
unterschiedlichen Wertvorstellungen in individua-
listischen und kollektivistischen Kulturen: Könnte 
durch die – teilweise –Aufgabe von informationeller 
Privatheit Bewegungsfreiheit, also dezisionale Pri-
vatheit und eine Rückkehr zum ›normalen‹ Leben 
ermöglicht werden?

Auch die lokale Dimension von Privatheit wird den 
meisten Menschen vor Augen geführt: Der ›Zwang‹, 
zu Hause bleiben zu müssen, je nach Wohnbedin-
gungen keinen Rückzugsraum zu haben und Home-
Office, Home-Schooling und Hausarbeit unter ei-
nen Hut bringen zu müssen. Dabei weist ein häufig 
zitiertes Beispiel für lokale Privatheit ebenfalls den 
zeitlichen Aspekt auf, der das Privatheitsmoment 
ausmacht: Eine Frau konnte Virginia Woolfs A Room 
of one’s own zufolge nicht nur deshalb kein »work 
of genius« schreiben, da es außer Frage stand, dass 
sie einen »room of her own, let alone a quiet room 
or a sound-proof room«16  hätte, sondern auch, weil 
sie keine Zeit dafür hatte, da sie mit anderen Dingen 
beschäftigt war. Woolf verdeutlicht dies am fiktiven 
Beispiel einer Schwester Shakespeares:

»Now my belief is that this poet who never wrote a word and was 
buried at the cross-roads still lives. She lives in you and in me, and 
in many other women who are not here to-night, for they are wa-
shing up the dishes and putting the children to bed.«17 

Frauen sind also nicht nur deshalb benachteiligt und 
haben, laut Virginia Woolfs Analyse, in der Vergan-
genheit wenige literarische Werke (und wenn, dann 
Prosa und fiction, aber weitaus seltener Lyrik oder 
Theaterstücke)18 geschrieben, weil sie keinen Raum 
für sich haben, sondern, auch keine Zeit dafür, weil 
sie durch die gesellschaftlichen Umstände gezwun-
gen waren und sind, andere Dinge zu erledigen, also 
nicht über dezisionale Privatheit verfügten. Dies wird 
auch in einem Gedicht von Emerenz Meier deutlich, 
das Passauer:innen bekannt sein mag:
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»Hätte Goethe Suppen schmalzen,// Klöße salzen,// Schiller 
Pfannen waschen müssen,// Heine nähn, was er verrissen,// 
Stuben scheuern, Wanzen morden,// Ach die Herren,// Alle 
wären// Keine großen Dichter worden.«19 

Einer Frau fehlte also neben der Entscheidungsfrei-
heit und dem mangelnden Rückzugsort auch die Zeit 
(und Muße), zu schreiben: »If a woman wrote, she 
would have to write in the common sitting-room. 
And, as Miss Nightingale was so vehemently to com-
plain, ›women never have an half hour...that they 
can call their own‹ she was always interrupted.«20   
Auch in der Pandemie 2020/2021 sind Frauen Studi-
en zufolge diejenigen, die Mehrarbeit leisten und die 
mehrfache Belastung tragen.21

Der lokale Aspekt des Privaten wird auch in Foucaults 
Analyse der Pest deutlich. Die geplanten Pesteindäm-
mungsmaßnahmen des 17. Jahrhunderts beschreiben 
einen Ordnungsmechanismus, der weitaus strikte-
re Maßnahmen vorsieht, als aktuell gegen Corona 
getroffen werden.22 Allerdings wirft die Diskussion 
um Ausgangssperren während der aktuellen Covid-
19-Pandemie, die in verschiedenen Ländern unter-
schiedlich geführt wird, sowie der generelle Appell, 
zu Hause zu bleiben, heute gleichermaßen auf das 
Private zurück. Nicht die Wahl zu haben, das Private 
verlassen zu können, kann zu einer Belastung wer-
den, gerade wenn im Heim selbst nicht genügend 
Rückzugsräume für alle Mitglieder des Haushalts 
bestehen. Hier wird ein Luxusaspekt des Privaten 
deutlich,23 der eine der vielen Ungleichheiten ist, die 
sich in der Pandemie verschärft haben.

Bei diesen Abwägungen zwischen individuellen Frei-
heitsrechten und Gemeinwohl werden auch kulturel-
le Unterschiede deutlich. In Australien war es aust-
ralischen Bürger:innen sowie »permanent residents« 
außer in Ausnahmesituationen nicht gestattet, das 
Land zu verlassen.24 In Europa wurden in Belgien 
»nicht notwendige« Reisen ins Ausland verboten und 
Menschen mit Hauptwohnsitz im Ausland durften 
nicht einreisen,25 während das Nachbarland Deutsch-
land auf die unidirektionale Schließung der Grenzen 
beispielweise zu Tschechien und Österreich setzte.26 
Diese Beispiele verdeutlichen kulturelle Unterschie-
de, aber auch die Universalität ethischer Fragen, wie 
diejenige nach dem Verhältnis des Individuums zur 
Gemeinschaft.

Individuum, Menschenbild und Gesellschaft

Fragen zur Einschränkung des Privaten, der Entschei-
dungs- und Bewegungsfreiheit sind also ethische Fra-
gen. In welcher Gesellschaft wir leben wollen, welche 
Werte in unserer Gesellschaft gelten sollen, und, 
damit verbunden, die Frage, welches Menschenbild 
hinter diesen Annahmen steckt, müssen in freiheit-
lich-demokratischen Systemen ausgehandelt wer-
den. Wir fühlen uns erinnert an die sog. ›Vier kan-

tischen Fragen‹, denn laut Immanuel Kant ließe sich 
das Feld der Philosophie in einer »weltbürgerlichen 
Bedeutung« auf die folgenden Fragen bringen: »Was 
kann ich wissen? Was soll ich tun? Was darf ich hof-
fen? Was ist der Mensch?« Alle vier Fragen könne 
man dabei zur Anthropologie rechnen, »weil sich die 
ersten drei Fragen auf die letzte« bezögen.27

Die Frage nach dem Menschenbild unserer Gesell-
schaft stellt sich der Technikethik auch heutzutage 
angesichts ›künstlicher Intelligenz‹. Genus proxi-
mum und differentia specifica werden nunmehr nicht 
abgegrenzt zu unseren nächsten Verwandten,28 son-
dern es wird versucht, eine Bestimmung des Men-
schen angesichts zunehmend ›intelligenter‹ Technik 
und potentiell weiteren moralischen Handelnden zu 
formulieren. Im Gegensatz zu Maschinen kann der 
Mensch als ›unberechenbar‹ gelten. Auch wenn bei-
spielsweise Wirtschaft und Werbung ein Interesse an 
Menschen haben, die nur voraussagbares Verhalten 
zeigen und manipuliert werden können, gibt doch die 
Autonomie die Möglichkeit, ›nein‹ zu sagen. Als ty-
pisch menschlich könnte auch das Lachen sowie das 
Spielen gelten, auch wenn Computer bereits besser 
Schach und AlphaGo spielen können als Menschen.

Zur Frage, in welcher Gesellschaft wir leben wollen, 
zählen auch Diskussionen, inwiefern und wie ge-
sellschaftliche Randgruppen am gesellschaftlichen 
Leben beteiligt werden können. Angesichts von ›Ver-
zerrungen‹, die in Daten stecken können, werden 
auch die Themenkomplexe »Gender & AI«29 sowie 
»Disabilities & AI«30 diskutiert. Dies betrifft die Fra-
ge, welche Werte einer Gesellschaft wichtig sind. Bei 
der Kritik mancher Menschen und Gruppen an den 
Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pande-
mie und angesichts anderer politischer Bestrebungen 
kann leicht der Eindruck entstehen, diese Menschen 
wollten eigentlich frei sein von Freiheit.

Die aktuellen ethischen Diskussionen um Künstli-
che Intelligenz und automatisierte Entscheidungs-
findung lassen sich ablesen an der großen Anzahl 
ethischer Guidelines und Kodizes, die in den letzten 
Jahren veröffentlicht wurden.31 Neben dem Umstand, 
dass die rechtliche Regelung und Regulierung zum 
Teil noch aussteht, kann die Auseinandersetzung 
mit ethischen Aspekten dabei helfen zu entscheiden, 
wie wir uns verhalten sollten und wie hierzu Technik 
gestaltet werden könnte und sollte. Es stellt sich da-
bei die Frage, wie diese ethischen Leitlinien und gu-
ten Vorsätze umgesetzt werden können. Ein Ansatz 
hierfür wäre Ethics by Design sowie einzelne Ethics 
Tools, die nach dem Baukastenprinzip angewendet 
werden können (jedoch keine ›Rezepteethik‹ oder 
›Checklisten-Ethik‹ bieten). Ein Tool könnte z.B. eine 
ethische Hotline sein, sowie Workshops, die zur ethi-
schen Sensibilisierung und Diskussion aufkommen-
der ethischer Fragen dienen können. Insgesamt stellt 
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sich die Frage, inwieweit sich für Technologieethik 
und insbesondere KI-Ethik sowie die Ethik automa-
tischer Entscheidungsfindung Lehren aus dem (bio-)
medizinischen Kontext ziehen lassen, der stärker re-
guliert ist als andere Forschungs- und Entwicklungs-
bereiche, und in diesem Zusammenhang auf jahr-
zehntelange Erfahrung zurückgreifen kann.

Von der Privatheitsforschung zur Werteethik... 
und zurück

Wenige Tage vor Redaktionsschluss fand die »Inau-
gural Conference« des Privacy Studies Journal statt, 
dessen Programm und Sprecher:innen Privatheits-
themen versprachen.32 Außerdem scheint es gerade 
in den USA weiterhin ein großes Interesse an Privat-
heitsthemen zu geben.33 Ein Blick in die Publikati-
onsliste der berühmten Privatheitsforscherin Helen 
Nissenbaum verdeutlicht zudem, dass es sich – zu-
mindest in ihrem Falle – nicht um einen ethical turn 
handelt, sondern sie sich bereits seit Mitte der 1990er 
Jahre für Themen wie »Bias in Computer Systems«, 
»Software Agents and User Autonomy« und »Accoun-
tability in a Computerized Society«34  interessiert.  Da 
Privatheit(-schutz) die Beziehungen zwischen Indi-
viduen und Gesellschaft betrifft, kann abschließend 
gesagt werden, dass dem Thema ein ethisches Mo-
ment inhärent ist. Insofern ist der ethical turn viel-
leicht eine stete Hin- und Herbewegung: in Zeiten, in 
denen Privatheit als bedroht empfunden wird, oder 
gesellschaftliche Änderungen, neue Entwicklungen 
und Phänomene als Konflikte oder Bedrohung wahr-
genommen werden, finden ethische Debatten dar-
über statt, in welcher Gesellschaft wir leben wollen, 
wie Technik gestaltet werden sollte, und inwiefern 
unsere Privatheit vor anderen Akteur:innen (Staat, 
Unternehmen, Mitbürger:innen) geschützt werden 
sollte.

Dr. Julia Maria Mönig

Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Center for Science & 
Thought der Universität Bonn,
Projektleiterin des Teilprojekts Philosophie des 
KI.NRW-Flagship-Projekts "Zertifizierte KI"
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Die Sphäre der Privatheit in 
Zeiten der Digitalisierung

von Birgitt Riegraf

Die gegenwärtig zu beobachtenden Digitalisierungsprozesse verändern sehr grundlegend alle gesellschaftli-
chen Sektoren und damit alle Bereiche des gesellschaftlichen Zusammenlebens: sei es die technologischen 
Entwicklungen, die kulturellen Praktiken, die Arbeits-, Lebens- und Kommunikationsweisen, die Mobilität, die 
Energie oder das Gesundheitswesen. Der Taktgeber für die Transformation in das ›Jahrhundert der Digitali-
sierung‹ ist die allgegenwärtige Präsenz von Erhebung, Auswertung, Verwendung, etc. von Daten und Daten-
strömen. Dass veränderte technische Möglichkeiten den Umfang der Datenerfassung und die Möglichkeit der 
Datenauswertung, die Geschwindigkeit der Datenverarbeitung sowie die Datenqualität wesentlich gewandelt 
und erweitert haben, bestimmt die wirtschaftliche, politische und soziale Dynamik des 21. Jahrhunderts.1  

1 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung: Globale Umweltveränderungen. Unsere gemeinsame digitale Zukunft 2019. 
Online: https://issuu.com/wbgu/docs/wbgu_hg2019 (09.06.2021).
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Einleitung 

Im Zuge des skizzierten gesellschaftlichen Transfor-
mationsprozesses kommt es zu einer ›Neudefiniti-
on der Privatheit‹. Das Eindringen der Digitalisie-
rungsprozesse in die Privatsphäre wirkt sich nicht 
nur auf die Lebenskontexte der Individuen und von 
Gemeinschaften, wie Familien, aus, sondern verän-
dert die gesamten Grundlagen moderner liberaler 
Gesellschaften. Die Digitalisierungsprozesse führen 
zu Grenzverschiebungen und -verwischungen, wenn 
nicht gar zu Grenzauflösungen zwischen der privaten 
und der öffentlichen Sphäre. Die Grenzziehung zwi-
schen den Sphären des ›Privaten‹ und des ›Öffentli-
chen‹ ist wiederum eine grundlegende Säule in der 
Konzeption liberaler Gesellschaften.1 

Das Konzept von Privatheit in 
liberalen Gesellschaften

Die Gegenüberstellung zwischen den Sphären der 
›Privatheit‹ und der ›Öffentlichkeit‹ gehört zum 
grundlegenden Selbstverständnis liberaler Gesell-
schaften und gilt als Strukturmerkmal demokrati-
scher Staaten. ›Privatheit‹ ist als Schutz- und Rück-
zugsraum konzipiert, in dem die Individuen ihre 
Vorstellungen von einem guten Leben frei von gesell-
schaftlichen Übergriffen und staatlichen Eingriffen 
verwirklichen können sollen. Diese Sphäre gilt in 
liberalen Gesellschaften als Raum individueller Au-
tonomie, Freiheit und Selbstbestimmung. Die Sphäre 
der ›Privatheit‹ wird demnach als ein hohes Gut ange-
sehen, das es gegen staatliche oder gegen Übergriffe 
politischer Institutionen zu verteidigen gilt. ›Privat-
heit‹ ist somit der Gegenbegriff zur ›Öffentlichkeit‹, 
wobei der öffentliche Raum als der der Allgemeinheit 
und der öffentlichen Meinungsbildung konzipiert 
wird, in dem rationale Kommunikationsweisen vor-
herrschen. ›Privatheit‹ umfasst demgegenüber den 
Raum emotionaler Kommunikationsweisen, in dem 
beispielsweise religiöse Vorstellungen, individuelle 
Lebensweisen oder sexuelle Orientierung frei von 
gesellschaftlicher Kontrolle oder den Einsprüchen 
und Eingriffen des Staates gelebt werden können sol-
len – jedenfalls solange, solange das Recht der Ande-
ren unberührt bleibt, diese Lebensweisen ebenfalls 
verwirklichen zu können. Diese Vorstellungen sind 
auf dem Weg zum ›Zeitalter der Digitalisierung‹ ge-
fährdet, denn es besteht die Gefahr, manipuliert, re-
guliert oder kontrolliert von denjenigen zu werden, 
denen das Recht zu einem solchen Eingriff nicht zu-
gesprochen wird.2 

Das ›Jahrhundert der Digitalisierung‹ und 
die Privatheit

Alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens haben 
sich durch die digitalen Vernetzungen und massiven 

Technisierungen verändert: Robotik, autonome Sys-
teme, Virtualisierung, Edge bzw.  Cloud Computing, 
Datenanalytik, Augmented Realities und Künstliche 
Intelligenz, Erforschung von Datenübertragung und 
Datenanalytik etwa sind nur einige der (technischen) 
Entwicklungen. Sie haben nicht nur die Art und Wei-
se der Wirtschafts- und Produktionsprozesse und 
des (wissenschaftlichen) Arbeitens, der Wirtschafts- 
und Produktionsprozesse substantiell verändert und 
alle gesellschaftliche Lebensbereiche durchdrungen. 
Über Jahrtausende entwickelte Verfahren, Metho-
den und Prozesse werden durch die Digitalisierung 
in kürzesten Zeiträumen modernisiert und revoluti-
oniert: so ist einer der tradiertesten Bereiche, näm-
lich die Landwirtschaft, bereits heute wesentlich 
automatisiert und digitalisiert. Andere Bereiche wie 
die Medienwirtschaft erlebten bereits massive Um-
brüche, weitere Sektoren wie die Automobilbranche 
stehen aktuell vor großen Veränderungen entlang 
des vernetzten, autonomen Fahrens, der e-Mobilität, 
multi-modaler Mobilitätsdienste und neuer Ansätze 
aus der sogenannten Sharing Economy. Ebenso wird 
die Energiewirtschaft durch Digitalisierung revolu-
tioniert und inzwischen gibt es von künstlicher In-
telligenz geschrieben Bücher: in all den genannten 
Entwicklungen geht es zentral um Daten, durch de-
ren Übertragung, Vernetzung und Verknüpfung neue 
Daten generiert werden, die wiederum zu neuen Ein-
sichten und Erkenntnissen führen. Daten wirken 
über Entscheidungsunterstützung, Visualisierungen 
oder automatisierte Entscheidungen und Steuerun-
gen zunehmend auf für unsere Gesellschaften zent-
rale Abläufe wie die Produktions-, Energie- oder Ver-
kehrssteuerung ein. Vor allem durch den Einsatz von 
Verfahren des Maschinellen Lernens kommt es zu 
einer nie dagewesenen Form der Datenerhebung und 
-erfassung, in Datenströme können Muster erkannt 
werden, die weit über die Möglichkeiten und Fähig-
keiten von Menschen hinausgehen. Daten gelten als 
Gold des 21. Jahrhunderts und bilden die Grundlage 
für ganz neue Geschäftsmodelle.

Alle diese Digitalisierungsprozesse haben Auswir-
kungen auf unsere alltäglichen Aktivitäten in der 
privaten, wie in der öffentlichen Sphäre sowie auf die 
Grenzziehung zwischen beiden Sphären; in enormer 
Geschwindigkeit werden eine Vielzahl an persönli-
chen Daten, teils personenbezogen, teils anonym, er-
fasst, deren Auswertung sich wiederum ebenfalls auf 
das Leben des Einzelnen auswirken kann, aber eben 
auch auf die Gesellschaft als Ganzes. Auf der Grund-
lage der erhobenen Daten kann auf unsere Meinungs-
bildung, und vieles andere mehr Einfluss genommen 
werden. Die Vorlieben einzelner Gesellschaftsmit-
glieder, ihre früheren Kaufentscheidungen, Kaufkon-
texte, politische Präferenzen und persönliche Verbin-
dungen zu anderen Nutzer:innen zum Beispiel des 
Internets sind den Anbietern von Dienstleistungen, 
Waren und Informationen immer öfter bekannt. Da-
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durch werden so viele Daten und damit auch potenti-
elle Informationen über die Nutzer:innen für Unter-
nehmen zur Verfügung gestellt, dass sie neben ihrer 
ökonomischen Bedeutung auch über eine erhebli-
che Informations- und Einflusspotential und Steu-
erungspotential verfügen. Das gibt ökonomischen 
oder politischen Akteur:innen wiederum neue Mög-
lichkeiten für Versuche der Manipulation. Beispiels-
weise lassen sie sich für Zwecke der Werbung nutzen 
oder der Einflussnahme auf politische Prozesse, wie 
Wahlentscheidungen. Sie können für Manipulati-
onsversuche in politischen Diskussionen verwandt 
werden, bei Wahlen kann der Versuch unternommen 
werden, Einfluss auf wahlentscheidende Gruppen zu 
nehmen.3 

Gefahren des Wandels der Privatheit in 
liberalen Gesellschaften 

Die Digitalisierung hat das Potential, die Grenzzie-
hung zwischen dem öffentlichen Raum und dem 
Schutzraum vor staatlichen und gesellschaftlichen 
Einflüssen und Regulierungen zulasten des letzteren 
zu verschieben oder zu verwischen, wenn nicht gar 
ganz aufzulösen. Auf vielfältige Weise werden Da-
ten, unter anderem über Lebenskontexte Einzelner 
und häufig ohne deren Zustimmung oder Kenntnis, 
erhoben und ausgewertet. Dies bedeutet auch, dass 
die Gesellschaftsmitglieder die Sammlung und die 
Auswertung ihrer persönlichen Daten immer weni-
ger oder nur noch mit sehr großem Aufwand kontrol-
lieren können. Sowohl in der öffentlichen als auch in 
der privaten Sphäre wird es für Bürger:innen immer 
schwieriger, nicht nur die Anonymität, sondern alle 
Versprechen, die mit dem privaten Raum verbunden 
sind, zu wahren.

Damit ist ›Privatheit‹ als Raum der Selbstbestimmt-
heit, Freiheit und Autonomie zumindest gefährdet 
und als geschützter Raum vor gesellschaftlichen oder 
staatlichen Übergriffen in Frage gestellt. Dies bedeu-
tet einen zunehmenden Kontrollverlust und damit 
die Gefahr zunehmender Manipulation sowie einer 
Destabilisierung demokratischer Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse.

Prof. Dr. Birgitt Riegraf

Inhaberin des Lehrstuhls für Allgemeine Soziologie 
an der Fakultät für Kulturwissenschaften der 
Universität Paderborn
Präsidentin der Universität Paderborn

Endnoten

1  Vgl. Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina e. V.: 
Privatheit in Zeiten der Digitalisierung. Stellungnahme 2018. 
Online: https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublica-
tion/2018_Stellungnahme_BigData.pdf (09.06.2021).
2  Vgl. Rössler, Beate: Der Wert des Privaten. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp 2001, S. 144 ff.
3  Vgl. Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina e. V. 
2018.
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Was bedeutet es, in der digitalen 
Gesellschaft zu leben?
Zur digitalen Transformation des Menschen

von Beate Rössler

In digitalen Gesellschaften werden die Systeme immer leistungsfähiger, Algorithmen immer komplexer, effi-
zienter, lernfähiger. Immer mehr menschliche Aktivitäten werden von Computern, Robotern und Künstlicher 
Intelligenz (KI) übernommen, die Technologien werden immer tiefer und weitreichender in unsere sozialen 
Praktiken integriert. Es ist unmöglich geworden, Personen, Beziehungen und soziale Strukturen unabhängig von 
diesen Technologien zu sehen und zu verstehen. Dass dies unmittelbare Konsequenzen für das menschliche 
Leben hat, ist evident. Aber es geht dabei nicht nur um einzelne Aspekte des menschlichen Lebens. In einem 
vor kurzem erschienenen Artikel fassen Alessandro Acquisti et al. ihr Argument so zusammen: »Technologies, 
interfaces, and market forces can all influence human behavior. But probably, and hopefully, they cannot alter 
human nature.« 1 

1  Acquisti, Alessandro et al.: Secrets and Likes: The Drive for Privacy and the Difficulty of Achieving It in the Digital Age. In: Journal of Consumer 
Psychology. 2020.

Q
ue

lle
: h

ttp
s:/

/u
ns

pl
as

h.
co

m
/p

ho
to

s/
hJ

5u
M

IR
N

g5
k



21

Mir geht es im Folgenden um genau diese grund-
legende und in gewisser Weise programma-

tische Frage: Was bedeutet es zu hoffen, dass Tech-
nologien, die mittlerweile so vollkommen in unsere 
Praktiken integriert sind, unsere menschliche Natur 
nicht verändern – und was wäre diese menschliche 
Natur? Oder anders ausgedrückt: Was würde es be-
deuten, die menschliche Natur durch Technologien 
zu verändern, und warum wäre es schlecht, dies zu 
tun? 

Auch diese grundlegenden Fragen werden in der letz-
ten Zeit zunehmend in der Literatur diskutiert, be-
sonders interessant und hilfreich beispielsweise in 
Brett Frischmann und Evan Selingers Buch Re-Inven-
ting Humanity. Die beiden schreiben bereits 2015 in 
einem Artikel in The Guardian: 

Alan Turing hat sich gefragt, ob Maschinen menschlich sein 
können, und in letzter Zeit hat dieses Thema viel Aufmerk-
samkeit erhalten. Aber vielleicht ist eine wichtigere Frage ein 
umgekehrter Turing-Test: Kann der Mensch maschinenartig 
und ganz und gar programmierbar werden? 1 (Eigene Überset-
zung; B.R.) 

Diese letztere Frage ist auch das Thema ihres Buches. 
In der Einführung dazu schreiben sie: 

Wenn wir gemeinsam den Weg zu intelligenten technosozialen 
Systemen beschreiten, die immer größere Teile von unserem 
Leben effektiv beherrschen, laufen wir Gefahr, uns selbst da-
bei zu verlieren. Wir laufen Gefahr, zunehmend vorhersehbar 
und, schlimmer noch, programmierbar zu werden, wie bloße 
Zahnräder in einer Maschine.2 (Eigene Übersetzung; B.R.)

Auf der einen Seite sehen wir also Alan Turing bei 
dem Versuch, einen Computer zu entwerfen, der mit 
einem Menschen verwechselt werden könnte, auf der 
anderen Seite zeigen uns Frischmann und Selinger, 
dass umgekehrt Menschen Maschinen immer ähnli-
cher werden. Auch Acquisti et al., die ich oben zitiert 
habe, argumentieren in die gleiche Richtung: Wir 
sollten gerade solchen technologischen Entwicklun-
gen kritisch gegenüberstehen, die die Menschlichkeit 
des Menschen gefährden.

Beide Seiten gehen – intuitiv plausibel – davon aus, 
dass wir wissen, was ein ›Mensch‹ ist und wo die 
Grenzen liegen, die wir nicht überschreiten sollten: 
Technologien sollten unsere menschliche Natur 
nicht verändern. Nun wird in den meisten kritischen 
Ansätzen der letzten 20 Jahre die Kritik an techno-
logischen Entwicklungen, die einer ›Veränderung 
der Natur‹ gefährlich nahekommen, nicht mit dem 
Bezug auf einen Begriff der menschlichen Natur, 
sondern mit Bezug auf normative praktische Kon-
zepte formuliert, wie Freiheit, (relationale) Autono-
mie, Handlungsfähigkeit, Privatsphäre, Demokratie. 

Wir kritisieren Technologien, weil oder wenn sie be-
stimmte Handlungen oder Praktiken gefährden, die 
wir als maßgeblich für das gute menschliche Leben 
erachten. Diese Form der Kritik will ich als praktische 
oder ethisch-politische Form der Kritik möglicher 
Transformationen bezeichnen.

Die kritische Forschung, der wir auf diesem Gebiet be-
gegnen, umfasst viele unterschiedliche Themen und 
Analysen: etwa die Kritik rassistischer Algorithmen, 
die Kritik digitaler  Manipulationen, zum Beispiel 
durch das ›behavioural microtargeting‹, das nicht 
nur schlichte Werbung betrifft, sondern etwa auch 
Werbung für politische Parteien;3 oder die Kritik von 
ganz unterschiedlichen Formen von Verletzungen 
der Privatsphäre; außerdem, weitergefasst, die Kritik 
digitalisierter kapitalistischer Machtstrukturen. Die 
(zumindest implizit) zugrundeliegenden normativen 
Richtlinien oder Prinzipien sind etwa die der sozialen 
Gerechtigkeit, der Gleichstellung der Geschlechter, 
der demokratischen Teilhabe; aber auch die Kritik 
an Entfremdung oder Verdinglichung sozialer Bezie-
hungen kann als normative Basis dienen. Die Idee ist, 
dass neue Technologien in unser menschliches Leben 
eingreifen und diese zwar einerseits positive Effekte 
haben, dieses Leben aber auch gefährden können, 
indem sie jene normativen Prinzipien oder Werte 
einschränken, verletzen oder sogar zerstören und in 
jedem Fall transformieren. Die Grundfrage wäre hier 
dann: welche Technologien tragen zur Beförderung 
von Freiheit, Autonomie, demokratischen Prozedu-
ren, zur sozialen Gerechtigkeit bei – und welche tun 
dies grade nicht, sondern werden vor allem gebraucht 
oder missbraucht, um diese menschlichen Praktiken 
zu gefährden?

Ich denke, dass diese Form der ethisch-politischen 
Kritik sowohl angemessen als auch wesentlich für 
eine kritische Perspektive auf die digitale Gesell-
schaft ist. Zunächst möchte ich jedoch eine andere 
Richtung einschlagen und deshalb die Frage stellen: 
Was ist diese menschliche Natur, die wir nicht ändern 
wollen? Und wie können wir diese Frage so beantwor-
ten, dass die Antwort uns noch bessere Möglichkei-
ten bietet, Technologien zu kritisieren, von denen wir 
glauben, dass sie jene Grenze überschreiten?

Ich möchte im Folgenden, nicht völlig überraschend, 
argumentieren, dass es nicht so etwas gibt wie die 
menschliche Natur, aber dass die menschliche Natur 
auch nicht rein zufällig, historisch vollkommen va-
riabel und relativ ist. Ein Begriff oder eine Idee der 
menschlichen Natur sollte uns für die Analyse digi-
taler Gesellschaften eine kritische Anleitung geben 
können, ohne das Risiko einzugehen, ›menschlich‹ zu 
nennen, was auch immer Menschen unter sich digital 
ändernden Bedingungen (lernen zu) tun. Dabei soll-
te man allerdings auch den naturalistischen Irrtum 
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vermeiden: den Irrtum, der meint, aus deskriptiven 
Befunden normative Aussagen ableiten zu können.

Ich kann in den folgenden summarischen Bemerkun-
gen nur eine programmatische Skizze zeichnen, eine 
Skizze, die viel genauer ausgearbeitet werden müsste 
und selbst nur höchstens den Anfang einer Theorie 
darstellt. Beginnen will ich diese Skizze mit einer 
kurzen Interpretation des Romans von Ian McEwan 
Maschinen wie ich um ausgehend von diesem Roman 
Begriffe des Mensch(lich)en zu entwickeln, die uns 
Möglichkeiten der Kritik vor Augen führen.4  Danach 
will ich kurz auf verschiedene Konzeptualisierungen 
der ›menschlichen Natur‹ eingehen und am Schluss 
noch ganz programmatisch auf einige Szenen aus 
dem digitalen Leben verweisen, die als Anknüpfungs-
punkte dienen könnten, um die oben skizzierte prak-
tische und anthropologische Kritik zu vereinbaren.

Der Roman Maschinen wie Ich

Ian McEwans Roman Maschinen wie Ich spielt in Eng-
land, in einem anderen Jahr 1982: Der Krieg gegen die 
Falklandinseln ist verloren, der Streik der Bergleute 
dauert an, die Arbeitslosigkeit steigt täglich, John 
Lennon und John F. Kennedy leben noch – und vor 
allem auch Alan Turing: »Sir Alan Turing, Kriegsheld 
und größtes Genie des digitalen Zeitalters«5. Turing 
hat jahrzehntelang erfolgreich an KI und dem Bau ei-
nes Roboters gearbeitet, und das erste Set dieser Ro-
boter wird verkauft: Zwölf Adams und 13 Eves, wie sie 
subtil genannt wurden. Der Protagonist des Romans, 
Charles Friend, gibt das kleine Erbe, das er nach dem 
Tod seiner Mutter erhalten hat, für den Kauf eines 
dieser Roboter aus, und da er zu spät dran ist für eine 
Eva, bekommt er einen Adam. Der Plot des Romans 
besteht aus ganz verschiedenen Themen: zum einen 
wird die Beziehung zwischen Charles und Miranda, 
seine Nachbarin im Obergeschoss, beschrieben, in 
die er sich vor langer Zeit verliebt hat und mit der er 
nun tatsächlich eine Beziehung beginnt. Miranda 
selbst hat später im Roman eine Affäre mit Adam; 
darüber hinaus hat sie selbst nicht nur eine kompli-
zierte persönliche Geschichte, die sie Charles lange 
vorenthält und die nur nach und nach enthüllt wird. 
Diese Zurückhaltung führt letztlich zu dem katast-
rophalen Höhepunkt des Romans, auf dem Charles 
Adam tötet. Dieser Faden in der komplexen Hand-
lung ist deshalb wichtig, weil er Miranda und Charles 
zum Lügen zwingt – und als Adam in Mirandas Ver-
gangenheit diese Episode findet, will er die Polizei 
informieren. Denn Roboter können nicht lügen. Er 
muss, er will geradezu unerbittlich aufrecht sein. 
Ganz unabhängig von diesem Erzählstrang wird im 
letzten Drittel des Romans über eine unheimliche, 
zunehmende Anzahl von Selbstmorden von Adams 
und Eves berichtet. 

Aber der Kern der Handlung bleibt einfach: Charles 
kauft Adam, programmiert ihn zusammen mit Mi-
randa, entwickelt eine freundschaftliche Beziehung 
zu ihm und zerstört ihn am Ende.

Wichtige Fragestellungen des Romans

Ich will hier nur einige Punkte hervorheben: zu-
nächst die Idee und den Prozess der Programmierung 
von Adam. Zu den Robotern gibt es ein 470-seitiges 
Online-Handbuch, in dem erklärt wird, wie man sie 
programmiert, aber Charles meint dazu: 

Ich verstand mich nicht als Adams ›Benutzer‹ und war davon 
ausgegangen, dass es nichts über ihn zu lernen gab, was er 
mir nicht selbst beibringen konnte. Das Handbuch in meinen 
Händen aber hatte sich zufällig bei Kapitel vierzehn geöffnet, 
hier war die Sprache klar und deutlich: Präferenzen – Persön-
lichkeitsparameter. Dann eine Reihe von Überschriften: Extra-
version. Verträglichkeit. Offenheit für Erfahrungen. Gewissen-
haftigkeit. Emotionale Stabilität. [...] Ein Blick auf die nächste 
Seite verriet mir, dass ich diverse Parameter auf einer Skala von 
eins bis zehn einstellen sollte.6

Charles fühlt sich unwohl bei der Auswahl der Ein-
stellungen, da er sich – als Geisteswissenschaftler7 – 
ihres reduzierenden Charakters sehr wohl bewusst 
ist.

Ein zweiter Punkt betrifft das Problem der Selbster-
kenntnis und Entscheidungsfindung: Gegen Ende 
des Romans erklärt Turing: 

Meiner Meinung nach waren die A.s und E.s [die Adams und 
Evas; Anm.; B.R.] zu schlecht dafür gerüstet, menschliche Ent-
scheidungsfindung verstehen zu können – wie unsere Prinzi-
pien im Kraftfeld unserer Emotionen entstellt werden, unserer 
persönlichen Vorurteile, Selbsttäuschungen und all unserer 
anderen hinreichend bekannten kognitiven Mängel. Daran 
sind diese Adams und Eves schon früh verzweifelt. Sie konnten 
uns nicht verstehen, weil wir uns selbst nicht verstehen. Ihre 
Lernprogramme waren mit uns überfordert. Wenn wir unser 
eigenes Innerstes nicht begreifen, wie sollten wir da ihres ge-
stalten und erwarten, dass sie mit uns glücklich werden?8 

Einen dritten Aspekt, auf den ich hinweisen möchte, 
ist das Problem des Lügens: Turing erklärt Charles: 

Maschinenlernen aber hat seine Grenzen. Sie müssen diesem 
Geist einige Regeln geben, nach denen sie leben können. Wie 
wäre es mit einem Verbot gegen Lügen? […] Aber das soziale 
Leben ist voller harmloser oder sogar hilfreicher Unwahrhei-
ten. Wie trennen wir sie? Wer wird den Algorithmus für die 
kleinen Notlügen schreiben, die das Erröten eines Freundes 
ersparen? […] Wir wissen noch nicht, wie man Maschinen das 
Lügen beibringt.9 
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Und zum Schluss will ich die Körperlichkeit von 
Adam und die Beziehung zwischen Adam und Mi-
randa nennen. Nachdem Miranda mit Adam geschla-
fen hat, besteht sie darauf, dass er nicht mehr als 
ein Vibrator in menschlicher Form ist, dass er »eine 
verfickte Maschine«10 (Herv. i. Orig.)  ist. Während 
Charles die Situation anders sieht: »Weißt du [...] 
wenn er aussieht, sich anhört und benimmt wie ein 
Mensch, dann ist er für mich auch einer.«11 

Diese Themen scheinen entscheidend für das Ver-
ständnis der charakteristischen Unterschiede zwi-
schen Charles und Adam, zwischen Menschen und 
Robotern und daher für das Verständnis der wesent-
lichen Merkmale von Menschen. Körperlichkeit und 
Verletzlichkeit ebenso wie das Faktum der Endlich-
keit und die (subtile, kompetente, gerade auch nicht-
konventionelle) Verwendung von Symbolen gehören 
zu den klassischen Merkmalen des Menschen. In 
McEwans Roman geht es auch um die Unordnung, 
das Chaos, das das menschliche Leben immer wieder 
bestimmt, weil Menschen ohne ein ›Programm‹ in 
die Welt geworfen werden und deshalb häufig nicht 
fähig sind, mit dieser Welt fertig zu werden, mit ihr 
umgehen zu können.

Schaut man sich diese kurze Liste von charakteristi-
schen Unterschieden an, dann ist es nicht unplausi-
bel, in einem nächsten Schritt genauer nach dem hier 
zugrundeliegenden Begriff des Menschen zu fragen. 
Denn um zu verstehen, wie hier über technologische 
Entwicklungen und die Beziehung zwischen Mensch 
und Maschine geschrieben wird, scheint es nicht aus-
reichend zu sein, die Begriffe Freiheit, Autonomie, 
Gleichheit etc. heranzuziehen und zu versuchen, Kri-
tik in einem solchen normativen Rahmen zu formu-
lieren. Vielleicht ließe sich beispielsweise die Idee der 
Programmierbarkeit des Menschen mit der der Frei-
heit zurückweisen, aber schon bei Ideen wie der der 
Endlichkeit oder Verletzbarkeit wird dies schwieriger.

Deshalb denke ich, dass es hier erfolgversprechender 
ist, auf Formen der Kritik zurückzugreifen, die man 
als in einem weiten Sinn anthropologisch bezeichnen 
kann. Eine solche Kritik bringt eine andere Perspekti-
ve auf die digitale Transformation zum Ausdruck: Sie 
setzt mit der Grundfrage an, wie man einen Begriff 
der menschlichen Natur entwickeln kann, der weder 
zu abstrakt, noch biologistisch, noch auch (vollkom-
men) kulturrelativ ist. Dabei sollte man diese Form 
der Kritik keineswegs als Alternative, sondern als Er-
gänzung zur ethisch-politischen Kritik begreifen, um 
so noch besser verstehen zu können, welche tech-
nologischen Entwicklungen, oder eingeschränkter, 
welche Formen der Digitalisierung man als verfehlt 
beschreiben müsste. 

›Mensch‹ als ›dichter Begriff‹ 

Beginnen will ich hier mit dem Vorschlag, die Theorie 
dichter evaluativer Begriffe aus der Ethik auf die(sen 
Aspekt der) Anthropologie zu übertragen: man kann 
nämlich den Begriff des Menschen deshalb als dich-
ten Begriff analysieren, weil er sowohl normative wie 
deskriptive Elemente enhält. Bekanntlich hat Clif-
ford Geertz in der kulturellen Anthropologie im An-
schluss an Gilbert Ryle den Begriff bzw. die Theorie 
der dichten Beschreibung entwickelt, um sich in der 
Analyse von Kulturen nicht auf experimentelle Wis-
senschaften stützen zu müssen, sondern auf herme-
neutische Verstehenswissenschaften und Interpreta-
tionen zurückgreifen zu können.12 

Bezieht sich Geertz auf das Verstehen von kulturellen 
Praktiken, so verwendet Bernard Williams die ›dich-
ten Begriffe‹ im Kontext des Verstehens von ethischen 
Begriffen. Auch Williams knüpft an Ryle an, geht 
aber in eine andere Richtung: Bei ihm stehen nicht 
die kulturellen Bedeutungen von gelebten Praktiken 
im Mittelpunkt, sondern das Verstehen von bewer-
tenden, ethischen, normativen Begriffen, wie etwa 
›Feigling‹, ›Lügner‹ oder ›Frechheit‹. Auch Tugenden 
können mit solchen dichten Begriffen bezeichnet 
werden, wie etwa ›Dankbarkeit‹ oder ›Freundlich-
keit‹. Dichte Begriffe sind solche, die nicht entweder 
rein normativ oder rein beschreibend sind, sondern 
Elemente beider Dimensionen zum Ausdruck brin-
gen. »Wenn ein solcher Begriff angewendet werden 
kann«, schreibt Williams, »dann gibt dies nicht nur 
einen Grund zum Handeln [...]. Gleichzeitig wird sei-
ne Anwendung durch die Welt bestimmt.«13

Deshalb ist sein Ansatz besonders hilfreich für meine 
Frage nach dem Begriff des Menschen: denn was Wil-
liams hier für ethische Begriffe oder auch Tugenden 
reklamiert, lässt sich, so will ich vorschlagen, auch 
auf den Begriff der menschlichen Natur übertragen. 
Es ist ein dichter Begriff, der sowohl deskriptive wie 
normative Elemente enthält. Auf diese Doppelsei-
tigkeit des Begriffs der menschlichen Natur haben 
schon eine Reihe von Autor:innen in der Geschich-
te der Philosophie hingewiesen und sie wird in der 
Gegenwart wieder aufgenommen, etwa bei Moira Ga-
tens, die Spinozas Begriff des ›Exemplars‹ interpre-
tiert.14 Die Beziehung zwischen Anthropologie und 
Ethik ist folglich komplizierter als die zwischen einer 
beschreibenden Wissenschaft, und einer solchen, 
die uns Antworten auf Fragen geben kann, wie wir 
handeln sollen.15  Ich will an genau diese Ansätze an-
knüpfen und versuchen, einen Begriff des Menschen 
zu entwickeln, der als Anleitung für die Kritik der di-
gitalen Gesellschaft dienen kann. Wenn man diesem 
methodischen Weg folgt, so denke ich, dann lässt 
sich einerseits überzeugend gegen den naturalisti-
schen Fehlschluss argumentieren und andererseits 
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gegen das Risiko, menschlich zu nennen, was immer 
Menschen je (auch digital) sind oder tun.

Nun wäre es zu einfach, wenn ich mich auf diese sehr 
grobe methodologische Skizze beschränkte, der ich 
folgte, hätte ich mehr Zeit und Raum; deshalb möchte 
ich wenigstens ganz kurz auf zwei der oben benann-
ten Charakteristika des Menschen zurückkommen 
um zu sehen, inwieweit ein Begriff des Mensch(lich)-
en bem Verstehen und der Kritik digitaler Entwick-
lungen anders und eventuell besser helfen kann.

Quantified Self

»Self-knowledge through numbers«16 lautet be-
kanntnlich das Motto des quantified-self-movement, 
auf deren Website man alles findet, was der Selbst-
beobachtung dient: dem Beobachten, Messen, No-
tieren und Registrieren aller Aktivitäten der eigenen 
Person rund um die Uhr. Diese Form der Digitalisie-
rung der Selbsterkenntnis kann man als Versuch der 
Reduktion spezifischer Erkenntnisprozesse auf Da-
ten interpretieren – den Versuch, uns zu verstehen 
auf eine Weise, die gewissermassen reduzierbar ist. 
Dies widerspricht jedoch grundlegend der Idee, die 
wir eigentlich – traditionell – von Selbsterkenntnis 
haben: zu ihr gehört die Reflexion darauf, wer man ist 
und wer man sein will. Wenn die Selbstbeobachtung 
aus einer Perspektive der dritten Person versucht, die 
Selbsterkenntis zu verdaten, dann kommt dies dem 
Versuch gleich, uns selbst als auf Daten reduzierbare 
Wesen zu verstehen. Dies aber scheint dem zu wi-
dersprechen, was wir als ›die Natur des Menschen‹ 
beschreiben wollen. Ich hatte oben McEwan zitiert: 
»Daran sind diese Adams und Eves schon früh ver-
zweifelt. Sie konnten uns nicht verstehen, weil wir 
uns selbst nicht verstehen.«17 

Eine zweite Perspektive knüpft hieran an: McEwans 
Beschreibung, wie Charles seinen Adam program-
mieren muss, um ihn zum Leben zu erwecken. Die-
se Programmierbarkeit, die einhergeht mit der Vor-
hersagbarkeit von Adams Verhalten, schließt an an 
Analysen, wie Internetunternehmen versuchen, das 
online-Verhalten von Kund:innen vorherzusagen. 
Die genaue Beobachtung und Sammlung von Da-
ten, aufgrund derer Kund:innen dann Werbung usw. 
empfangen, entspricht dabei in gewisser Weise dem 
›Programmieren‹. Diese Vorhersagbarkeit des Ver-
haltens, auf die die Algorithmen trainiert werden, 
widerspricht jedoch einem grundlegenden Charakte-
ristikum menschlichen Verhaltens: selbst wenn man 
nicht so weit gehen will wie Hannah Arendt, die die 
Unvorhersagbarkeit des menschlichen Handelns als 
dessen Definiens begreift; und selbst wenn mensch-
liche Interatktion weitgehend auch auf die Vorher-
sehbarkeit dieser Interaktionen angewiesen ist, so 
bleibt doch genau dieses Moment des nicht Erwar-

teten, Überraschenden, Unvorhersehbaren, das als 
menschlich bezeichnet werden muss.18 

Was bedeutet ›Menschsein‹?

Die Untersuchung der Frage, was Mensch oder 
Menschsein bedeutet und wie man ein kritisches Ver-
ständnis der menschlichen Natur entwickeln kann, 
will ich, das habe ich oben schon behauptet, als anth-
ropologischen Ansatz bezeichnen. Der anthropologi-
sche Ansatz fügt dem praktisch-normativen Diskurs 
nicht nur dichte Beschreibungen des menschlichen 
Lebens, sondern auch eine historische Dimension 
hinzu – von der Vergangenheit hin in die Zukunft: So 
waren wir, so wollen wir sein oder eben gerade nicht 
sein. ›Menschliche Natur‹ kann dabei nicht auf sich 
selbst gestellt die Funktion haben, bestimmte digi-
tale Praktiken zu kritisieren, sondern nur in einem 
Netzwerk anderer dichter und normativer Begriffe, 
die uns Kriterien oder Standards für das gute, das 
richtige menschliche digitale Leben geben können 
und so auch wieder die Brücke schlagen zur ethisch-
politischen Kritik. Bei dem Versuch, die irreduziblen 
Eigenschaften des menschlichen Lebens zu formulie-
ren, kann man sich leiten und inspirieren lassen von 
Romanen oder auch Filmen. Sie können uns helfen, 
plausible Narrative zu entwickeln, und damit bei der 
Frage, wo die Grenzen liegen sollten, über die hinaus 
die Technologien nicht weiter ins menschliche Leben 
eingreifen dürfen.19 
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2. Medien und Kulturen
des Privaten



27

Mediatisierte Privatheit in der 
Corona-Pandemie 

von Petra Grimm

Mit der im Frühjahr 2021 in Europa einsetzenden Corona-Pandemie und den darauffolgenden Erfahrungen 
des sog. ›Lockdowns‹ oder ›Shutdowns‹ wurden private Kontakte und der Zugang zum öffentlichen Raum 
weitgehend reguliert bzw. untersagt. Im Alltag vieler Menschen änderte sich damit auch der Erlebnisraum des 
Privaten: Sie wurden einerseits zurückgeworfen auf das private Zuhause und mussten andererseits den priva-
ten Raum neu gestalten, indem sie z. B. berufliche Tätigkeiten nach Hause ins Homeoffice verlagerten oder den 
Unterricht im Homeschooling durchführten. Hat die Corona-Pandemie damit die Bedeutung von Privatheit 
in der Alltagswelt verändert? Hierzu sollen in einem ersten Schritt die neuen gesellschaftlichen Narrative zur 
Privatheit unter Pandemie-Bedingungen vorgestellt werden. Im zweiten Schritt wird der Frage nachgegangen, 
welche Privatheitsmodelle in fiktionalen Medientexten während des sog. Lockdowns im Frühjahr 2020 ent-
standen sind.
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 Narrative der Privatheit

In der Corona-Pandemie lassen sich im öffentlichen 
Diskurs nach meiner Beobachtung drei neue Nar-

rative des Privaten identifizieren. Das erste Narrativ 
lässt sich als ein ›Zuviel an Privatheit‹ beschreiben: 
Mit einem normativ geforderten Rückzug in die pri-
vaten Räume wird ein Ort des Gefangenseins, der 
Identitätskrisen, der Isolation und der Überforde-
rung oder sogar im schlimmsten Fall ein Ort grausa-
mer Privatheit, in der familiäre Gewalt herrscht, as-
soziiert. Das zweite Narrativ bedeutet hingegen einen 
›Zugewinn durch mehr Privatheit‹: eine Zunahme an 
Flexibilität, Zeit und Geld (zum Beispiel durch we-
niger Mobilität) sowie eine individuellere Gestaltung 
des beruflichen und freizeitlichen Alltags. In beiden 
Fällen sind die lokale und dezisionale Dimension der 
Privatheit betroffen, die Rössler um die informatio-
nelle Dimension erweitert.1 

Die Bezeichnungen ›Lockdown‹ oder ›Shutdown‹ 
verweisen auf eine Schließung und Absperrung, also 
eine räumlich markierte Grenze oder Grenzziehung, 
die ja auch für die Definition des Privaten von Bedeu-
tung ist. So wird ›Privatheit‹ oder auch ›Privatsphäre‹ 
von Petra Grimm und Hans Krah definiert als ein 

Bedeutungsraum, in dem je nach System verschiedene Hand-
lungen, Situationen, Zustände mentaler oder körperlicher Art 
des oder der Subjekte stattfinden, die in historisch und sozial 
variablem Ausmaß der Kontrolle des Außenraums entzogen 
werden. Privatheit ist zunächst und genuin ein ›räumliches‹ 
Phänomen und mit bestimmten topographischen Räumen 
korreliert (Privathaus, Privatwohnung), wenngleich sie nicht 
auf diese lokale Dimension beschränkt ist. Die Relevanz des 
Raumes für das traditionelle Konzept Privatheit ergibt sich, da 
sich Privatheit insofern räumlich definiert, als sie sich durch 
Grenzen und Grenzziehungen auszeichnet und durch Zu-
gangskontrollen manifestiert.2 

Die räumliche Bedeutung des Privaten führt uns zum 
dritten Narrativ der Pandemie-Zeit: ›Social Distan-
cing‹. Anstelle eines Zuviels handelt dieses Narrativ 
von einem ›Zuwenig an Privatem‹: Sich nicht mehr 
mit Freund:innen oder eventuellen Partner:innen 
treffen zu können, wo und wann immer man möch-
te, weder zuhause noch privat im öffentlichen Raum, 
sei es im Café, im Restaurant oder auf der Party, wird 
als Verlust empfunden. Aber um welche Art der Pri-
vatheit geht es dabei? Es ist eine analoge, räumlich-
körperliche Privatheit, die durch die digitale ›private‹ 
Kommunikation anscheinend nicht ersetzbar ist.

Für diejenigen Personen, die sich im Lockdown auf 
das lokale Private zurückgeworfen sehen oder gar 
meinen, in ihm gefangen zu sein, ist Privatheit nicht 
mehr ein Ausdruck von Autonomie. Vielmehr kolli-
diert der Wert der Privatheit nun mit dem Wunsch 
nach Selbstbestimmung. Dieses Spannungsfeld zwi-
schen Privatheit und Autonomie löst sich allerdings 

auf, wenn mit Autonomie nicht die »Verabsolutie-
rung individueller Selbstverwirklichung […]«3 ge-
meint ist, sondern die Idee, sich bei dem Bestreben 
nach individueller Freiheit als sozial eingebundenes 
Wesen vernünftig und verantwortlich zu verhalten. 
Wenngleich moderne Theorien der Autonomie sich 
von Kants ›sittlichem Autonomiebegriff‹ weit weg-
bewegt haben, erscheint mir ein Rückbezug auf ihn 
hilfreich, um den Blick von einer nur auf das Selbst 
bezogenen Autonomie wegzulenken. Diese äußert 
sich nicht erst seit der Pandemie, aber eben auch in 
ihr, paradoxerweise erst nach Öffnung der einschrän-
kenden Maßnahmen, indem unter anderem eine An-
zahl von Menschen für ihre ›Freiheit‹ auf den Straßen 
demonstrieren. Diese ›Freiheit‹ meint, sich selbst zu 
verwirklichen ohne andere schützen zu müssen. Ein 
solches verabsolutiertes Verständnis von Selbstver-
wirklichung gleicht einem infantilisierten Habitus 
von Autonomie: Wie ein Kleinkind, das die Umset-
zung seines Willens sofort einfordert, ungeachtet 
dessen, wie die Welt um es beschaffen ist und was 
andere für Wünsche haben. Inwieweit dieser Habi-
tus auch durch die Digitalisierung befeuert wurde 
und wird, kann nur vermutet werden. Jedenfalls sind 
wir es mittlerweile gewöhnt, dass die smarte digitale 
Umgebung jederzeit und an jedem Ort unsere Wün-
sche erfüllt, zumindest beim Konsum und bei der 
Nutzung digitaler Dienste (Alexa, Amazon, Netflix 
etc.). Wiegerling weist denn auch auf diese mangeln-
de Widerständigkeit digitaler Umgebungen hin, die 
er als problematisch für die Ausbildung personaler 
Identität wertet: 

[…] der Idee der Smartness, die ubiquitäre Systeme aus-
zeichnen soll, [liegt; Anm. P.G.] ein problematisches Modell 
menschlicher Interaktion zugrunde […], welches entwick-
lungspsychologisch der Erwartungshaltung eines Kleinkindes 
entspricht, das seine Wünsche von der Mutter umgehend er-
füllt sehen möchte. Es ist insofern zu fragen, ob die technische 
Vision eines smarten Systems nicht in sich problematisch ist; 
und ob eine solch magische Welt nicht letztlich dem Men-
schen Kompetenzen nimmt mit entsprechenden Auswirkun-
gen auf die Ausbildung der personalen Identität, die wesent-
lich durch Widerstandserfahrungen ausgebildet wird.4 

Die Spannung zwischen Autonomie und Privatheit 
betrifft jedoch nicht alle. Weniger problematisch er-
weist sie sich in der Pandemie für diejenigen, die ein 
Mehr an Privatheit als Zugewinn verstehen. Denn wer 
mehr Flexibilität hinsichtlich der Gestaltung der Ar-
beits- und Freizeit (neumodisch ›Worklife-Balance‹) 
oder des Familienlebens wünscht, wird im Home Of-
fice eine größere Selbstbestimmtheit und Vereinbar-
keit unterschiedlicher Anforderungen wahrnehmen 
als diejenigen, die sich gerade durch die Zusammen-
führung beider Bereiche überfordert fühlen. Nicht 
zuletzt beeinflussen auch psychologische Disposi- 
tionen und soziale Konditionen, ob das Ins-Zuhause-
Geworfensein als Entbehrung oder Erweiterung per-
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sönlicher Freiheit verstanden wird. Wer auch allein 
glücklich sein kann, ohne sich einsam zu fühlen, ist 
bevorteilt, was allerdings nur bei wenigen der Fall 
sein dürfte. Ein »Right to be let alone«, das von Sa-
muel D. Warren und Louis D. Brandeis als »The Right 
to Privacy« verstanden wurde,5 würde, wenn man es 
wörtlich nimmt, unserer modernen Kommunikati-
onsgesellschaft, in der der Wunsch nach Aufmerk-
samkeit und Anerkennung sowie kommunikativer 
Verbundenheit befriedigt werden möchte, wider-
sprechen: Wozu brauche ich eine Privatheit, in der 
ich von anderen in Ruhe gelassen werde? Warren und 
Brandeis verstanden allerdings unter dem »Right to 
be let alone«, dass das Privatleben von Personen des 
sogenannten ›öffentlichen Lebens‹ vor der massen-
haften Verbreitung in den Medien geschützt werden 
sollte. Es ging ihnen nicht um ein generelles Recht für 
jeden und in jeder Situation.

 Fiktionale Privatheit in der Pandemie 

In der Phase des sog. Lockdowns entstand im Früh-
jahr 2020 in Deutschland eine kleine Anzahl von 
Kurzfilmen und Mini-Serien. Hierzu gehören die 
Kurzfilme von 20 Filmemacher:innen, die im Film-
festival Corona Creatives (MDR Kultur) liefen, weiter 
die Drama-Serie Liebe jetzt! (D, 2020, R: Pola Beck, 
Tom Lass, ZDFneo), die Comedy-Serie Ausgebremst. 
Mit Vollgas in die Sackgasse (D, 2020, R.: Lutz Heine-
king jr., Das Erste) und die Comedy-Serie Drinnen. 
Im Internet sind alle gleich (D, 2020, R.: Lutz Heine-
king jr., ZDFneo). Letztere Serie erhielt 2021 sogar 
den Grimme-Preis. Auf Netflix wurde 2020 zudem 
die internationale Kurzfilmreihe Homemade, bei der 
17 Filmemacher:innen aus aller Welt mitmachten, 
auf die Plattform gestellt. Gemeinsam ist allen Pro-
duktionen, dass sie auf die Zeit der Einschränkungen 
im Zuge der Pandemie Bezug nehmen, wenngleich 
in unterschiedlicher Weise, und dass sie eine – be-
gründet durch die eingeschränkten Produktionsbe-
dingungen – reduzierte filmische Darstellungsweise 
(Kamerahandlung, Setting etc.) aufweisen. Das The-
ma ›Privatheit‹ wird in den deutschen Mini-Serien 
zentral verhandelt, ebenso in einigen Kurzfilmen von 
Corona Creatives und Homemade. Damit drängt sich 
die Frage auf: Welche Narrative der Privatheit und 
welche Privatheitsmodelle sind in diesen Sendungen 
erkennbar?

Vergleicht man die Sendungen, so fällt ein deutlicher 
Gendereffekt auf: Sind Männer die Hauptprotago-
nisten und allein zuhause, dann durchleben sie eine 
Identitätskrise. Frauen durchleben hingegen eine 
Partnerkrise, nicht nur, wenn sie mit dem Partner zu-
sammen zuhause sind, sondern auch, wenn sie wie 
die Männer allein in ihren vier Wänden bleiben. Es 
lassen sich also zwei Narrative unterscheiden: das der 
männlichen Identitätskrise und das der weiblichen 
Beziehungskrise in der Pandemie.

Das Narrativ der Identitätskrise

Betrachtet man das Narrativ der Identitätskrise bei 
den männlichen Protagonisten genauer, dann las-
sen sich zwei Varianten erkennen: Erstens die der 
Ich-Verwandlung und zweitens die der Ich-Spaltung; 
beide resultieren aus einem Zuviel an Privatem oder 
anders gesagt, einem Mit-Sich-Alleinsein-Müssen in 
der Pandemie. Beispielhaft hierfür ist einer der Kurz-
filme. So erzählt Mein Freund der Baum (R.: Jeffrey 
Döring) des Corona Creatives-Filmfests die Geschich-
te des jungen Singles Jeffrey, der sich in eine Pflanze 
verwandelt und sein Ich gleichsam auflöst: Während 
er zu Beginn noch Kontakt zur Außenwelt via Skype 
und Telefon hat, ignoriert er diese zunehmend, ver-
fällt in Langeweile und Monotonie und beschäftigt 
sich nur noch mit seinen Pflanzen. Im Mittelpunkt 
des Wohnzimmers steht eine große Topfpflanze, die 
von der statischen Kamera während des gesamten 
Films fokussiert wird. Um sie herum drapiert Jeffrey 
viele weitere Pflanzen, behandelt sie wie Kinder, liest 
ihnen eine Geschichte vor, redet mit ihnen und deko-
riert sie mit Lockenwicklern und Kleidungsstücken. 
Sie sind gleichsam seine Familie geworden, um die 
er sich kümmert. Aber auch die Pflanzen haben ein 
Eigenleben. Während er nachts schläft, kommunizie-
ren sie über den Austausch von Farbpartikeln und Tö-
nen und bilden sogar Wörter. Am Ende der Geschich-
te sitzt er zusammengekauert mit einer Pflanze auf 
dem Schoß in einem Blumentopf. Sein Ich hat sich 
gleichsam in eine Pflanze verwandelt, gleichwohl hat 
er sich jetzt selbst ins Zentrum des Geschehens und 
auch in den Mittelpunkt der Mise en Scène gerückt, 
was vormals nur der großen Topfpflanze zugebilligt 
worden war. Die Auflösung seines Ichs ist der End-
punkt der Geschichte, kein Wendepunkt. Die Grenze 
zum Außenraum überschreitet er nicht, er verbleibt 
im Innenraum, in seinen vier Wänden. Dieser Raum 
wird allerdings zu einem neuen transformiert: Es wird 
ein Raum, in dem die Pflanzen zur Familie des Hel-
den werden, Einsamkeit also überwunden wird. Ein 
Raum aber auch, den der Held mit dem Preis des Pa-
thologischen bezahlen muss. Sein Ich degeneriert zu 
einer Topfpflanze. Die zentrale Aussage des Films ist 
demnach: Alleinsein in den vier Wänden führt zum 
Verlust des sozialen Kontakts mit der Außenwelt, der 
medial nicht kompensiert werden kann. Was bleibt, 
ist die analoge biologische Welt, in der sich das Ich 
einfügt und auflöst. Diese Geschichte von der Identi-
tätskrise des Protagonisten basiert auf dem Paradig-
ma von ›einem Zuviel an Privatheit‹. 

Bezeichnend für alle Filme sind die genderabhängi-
gen Sinnkonstruktionen. Während für Männer die 
Absenz von Arbeit und ein Nicht-Messen-Können mit 
anderen zur Sinnkrise führt, stellt sich die Sinnkrise 
im Zug des Lockdowns bei den Frauen vornehmlich 
als Beziehungskrise dar. 
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Das Narrativ der Beziehungskrise

Diese stereotype Zuschreibung von Sinn-Stories zeigt 
sich exemplarisch anhand der Serie Drinnen. Im In-
ternet sind alle gleich. In 15 kurzen Folgen wird die 
Geschichte der 35-jährigen Charlotte Thielemann 
(Lavinia Wilson) erzählt, die in einer Werbeagentur 
arbeitet und eine typische Multitaskerin darstellt. Sie 
ist mit allen digitalen Medien bestens vertraut, nutzt 
sie, um ihren Alltag zu bewältigen und ihre Stim-
mung aufzubessern. Bedingt durch die Ausgangs-
sperre sitzt sie alleine in ihrer Berliner Wohnung fest, 
während ihr Mann Markus mit den Kindern Urlaub 
macht. Von zuhause aus versucht sie via Laptop und 
Handy alles in den Griff zu bekommen: Sie managt 
die Kinderbeschäftigung und Hotelbuchung für ih-
ren Mann, engagiert sich in ihrem Job und kümmert 
sich um ihre Familie (Eltern und Schwester). Nach-
dem ihre Chefin an Covid-19 erkrankt ist und letzt-
endlich verstirbt (allerdings nicht durch das Virus, 
sondern einen Bus, der sie beim Verlassen des Kran-
kenhauses überfährt) muss sie zudem die Leitung 
der Agentur übernehmen und einen Pitch vorberei-
ten. Ebenso muss sie sich um ihre Schwester, die aus 
Thailand nicht zurückkommen will, und ihre Eltern, 
die ihre Aufmerksamkeit einfordern, kümmern. Sie 
fühlt sich überfordert und kompensiert dies durch 
Flirts auf Tinder, Telefonate mit ihrer Freundin und 
Selbstgespräche, die sie an die Handynummer ihrer 
verstorbenen Schwester Clara schickt. Das heißt, 
Charlotte ist nicht auf sich selbst zurückgeworfen, 
vielmehr steht sie mit allen in Kontakt, auch wenn 
sie sich in der unfreiwilligen häuslichen Isolati-
on befindet. Das Private bedeutet in der Pandemie 
für die dargestellten Frauen im Unterschied zu den 
Männern keine kommunikative Isolation. Ihre Be-
ziehungen sind aber alle mit Konflikten behaftet; in 
der Pandemie zeigt sich die Beziehungskrise wie in 
einem Brennglas konzentriert: Charlotte gibt sich die 
Schuld an dem Tod ihrer Schwester Clara, mit ihrer 
anderen Schwester Constanze liegt sie im Clinch we-
gen deren Laisser-faire-Haltung und bei ihrer Chefin 
und unfähigen Kollegin kann sie sich nicht durchset-
zen. Der zentrale Konflikt besteht jedoch aufgrund 
ihrer unglücklichen Ehe, denn sie möchte eigentlich 
die Scheidung, traut sich aber nicht, dies ihrem Mann 
zu sagen. Nachdem sie bei dem digitalen Osterfest 
mit allen Familienmitgliedern via Skype versehent-
lich ihren Wunsch nach Scheidung publik macht, es-
kaliert der Konflikt mit ihrem Mann. Dieser möchte 
allerdings weiterhin an der Beziehung festhalten und 
versucht sie zurückzugewinnen. Diese Beziehungs-
dynamik ist für alle Sendungen, in denen Paare in der 
Pandemie in Konflikt geraten, symptomatisch: Die 
Frauen möchten sich von den Männern trennen oder 
zumindest auf Distanz gehen, während die Männer 
versuchen, sie zu halten und zurückzugewinnen.

So findet sich dieses Muster auch in der ersten und 
letzten Folge von Liebe Jetzt! und in der Serie Ausge-
bremst. Während es bei diesen Serien am Ende zur 
Trennung kommt, versöhnen sich allerdings Charlot-
te und ihr Mann wieder. Charlotte findet ihr Gleich-
gewicht zurück, als sie erkennt, dass ihre vermeint-
liche Schuld am Tod ihrer Schwester unbegründet 
ist. Sie trennt sich nicht von ihrem Mann, gibt aber 
ihren Posten als neue Chefin in der Werbeagentur auf 
und verlässt auch die Online-Welt, in der sie ständig 
erreichbar sein muss. Individualität und Selbstbe-
stimmung der Frau bedeuten hier, sich von einem 
verantwortungsvollen Job und den digitalen Medien 
zu befreien. Dies wird mit einer neuen Identitätsfin-
dung der Frau gleichgesetzt.

Während die Geschichte der Serie Drinnen. Im In-
ternet sind alle gleich trotz ihrer oberflächlich mo-
dernen Charakterisierung der Protagonistin ein 
konservatives Beziehungsmodell vermittelt – denn 
die Frau zieht sich aus dem Beruf zurück, die Rollen-
verteilung bleibt bestehen und die Familie ist letzt-
endlich wieder gekittet – favorisiert die Serie Ausge-
bremst eine progressive Entwicklung: Hier steht die 
Protagonistin Beate (Maria Furtwängler) zu Beginn 
der Geschichte vor einem persönlichen Scherben-
haufen. Ihr Ehemann hat sie wegen einer Schülerin 
ihrer gemeinsamen Fahrschule verlassen und zudem 
hat sie ihren Führerschein wegen Alkohol am Steuer 
verloren. Allein in der Fahrschule, wo sie sich wäh-
rend des Lockdowns aufhält, möchte sie ihrem Leben 
mit Tabletten und Alkohol ein Ende setzen, doch im 
Fahrsimulator schalten sich nach und nach verschie-
dene Personen via Internet zu ihr durch. Es handelt 
sich überwiegend um fremde Personen, die bei ihr 
als vermeintlicher Seelsorgerin psychologische Hilfe 
und Rat suchen, verursacht durch eine falsche Wei-
terschaltung der Seelsorge auf ihre Nummer. Im 
Zuge der Handlung nimmt Beate mehr und mehr die 
Rolle der Therapeutin ein und therapiert sich damit 
selbst: Mit gesundem Menschenverstand und prag-
matischen Lösungsvorschlägen gelingt es ihr, den 
verzweifelten Menschen zu helfen und sie gewinnt 
dadurch ein neues Selbstbewusstsein. Gegen Ende 
der Geschichte taucht wieder ihr Ehemann auf und 
möchte mit ihr noch einmal die Beziehung von vorne 
beginnen. Doch sie lehnt dies ab und sieht für sich 
eine neue Zukunft als Beraterin. Das Zuhören und 
Beraten der anderen Menschen bei ihren privaten 
Problemen wirkt auf sie gleichsam kathartisch und 
ermöglicht es ihr, sich aus ihrer eigenen Problemlage 
zu befreien. Die Mini-Serie Ausgebremst vermittelt 
damit ein progressives Beziehungsmodell. Privatheit 
in der Pandemie fungiert hier als ein Motivator für die 
Emanzipation der Protagonistin. Im Unterschied zur 
Serie Drinnen. Im Internet sind alle gleich wird zudem 
auch kein Bashing der digitalen Medien vorgenom-
men. Im Gegenteil: Erst durch das Internet ist die 
Kommunikation mit den anderen möglich und damit 
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letztendlich auch die eigene Therapie.

Vergleicht man abschließend die fiktionalen Modelle 
des Privaten in der Zeit des sogenannten Lockdowns, 
dann überwiegt das negative Narrativ des Zuviels an 
Privatheit. Für männliche Helden führt dies zur Iden-
titätskrise, für Heldinnen und Paare zur Beziehungs-
krise. Eine positive Entwicklung ergibt sich nur für 
die Heldinnen in den Mini-Serien Ausgebremst und 
Drinnen. Im Internet sind alle gleich: Sie finden einen 
Weg zu einer neuen Sinnkonstruktion ihres Lebens, 
wobei im ersten Fall eine progressive und im zwei-
ten Fall eine konservative Variante der Beziehungs-
modelle gewählt wird. In allen Geschichten sind die 
digitalen Medien das Tor zur Außenwelt und zu den 
anderen Menschen. Auch hier wird wieder ein Gen-
dereffekt sichtbar: Während die Frauen die Medien 
nutzen, um ihre Isolation zu überwinden, sind sie für 
die Männer kein brauchbares Mittel, um ihrer Isola-
tion zu entkommen. Das Private in Zeiten der Pande-
mie ist in den fiktionalen Welten ein genderabhängi-
ges Konstrukt. Ob sich im Umgang mit der Pandemie 
auch Gendereffekte in der Gesellschaft festmachen 
lassen, bleibt zu diesem Zeitpunkt offen. 

Prof. Dr. Petra Grimm

Professorin für Medienforschung und 
Kommunikationswissenschaft an der Hochschule der Medien 
Stuttgart 
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von Kai Erik Trost

Das Ziel dieses Beitrags ist es, eine soziale Perspektive auf Privatheit zu eröffnen und eine Standortbe-
stimmung heutiger Privatheit aus einer mikrosoziologischen Richtung vorzunehmen. Worin besteht die 
Funktion sozialer Privatheit in der heutigen Zeit und wie lässt sich diese analytisch fassen?

Person(en) sein können 
Die heutige Privatheit aus einer sozialräumlichen 
Perspektive
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Zuerst sei kurz dargelegt, was mit ›heutiger Zeit‹ 
gemeint ist: Diese verstehe ich aus sozialphäno-

menologischer Sicht als eine Wirklichkeit,1 deren 
Lebenswelt von Phänomenen der Individualisierung, 
der Mediatisierung und schließlich der Digitalisie-
rung gekennzeichnet ist. Individualisierung sei dabei 
im soziologischen Sinne,2 Mediatisierung im kom-
munikationswissenschaftlichen Sinne3 interpretiert. 
Unter Digitalisierung wird im Sinne der Perspektive 
des Graduiertenkollegs „Privatheit und Digitalisie-
rung“ der sozio-kulturelle Niederschlag von Prozes-
sen technischer Digitalisierung verstanden.4

In einem ersten Schritt möchte ich mein Privatheits-
verständnis konkretisieren, wobei ich eine sozial-
räumliche Sicht einnehmen werde. Privatheit wird 
häufig hinsichtlich ihrer Funktion, in liberalen Ge-
sellschaften ein autonomes Leben zu ermöglichen, 
betrachtet.5 Mein Schwerpunkt soll ein anderer sein: 
Im Allgemeinen wird von mir die Bedeutung der Pri-
vatheit für die Identitätsarbeit und Selbstkonstitu- 
tion von Subjekten fokussiert. Im Speziellen möchte 
ich zeigen, welche Funktionen Privatheit für heutige 
Freundschaftsbeziehungen von Jugendlichen offe-
riert. In einem zweiten Schritt werde ich daher auf 
meine eigene empirische Forschung zu den Seman-
tiken von Freundschaft für Jugendliche Bezug neh-
men, welche am Graduiertenkolleg in den vergange-
nen Jahren entstanden ist.

Der Begriff Privatheit wird von mir analog zum Be-
griff Raum sozialwissenschaftlich aufgefasst und mit 
einem relativistischen Verständnis konkretisiert.6  
Im Sinne unserer gemeinsamen Arbeitsgrundla-
ge am Graduiertenkolleg sei Privatheit zunächst als 
historisch, kulturell und sozial konstruiert verstan-
den. Für meine Perspektive bedeutet dies, dass der 
private Raum innerhalb von Beziehungen – seien es 
Lebenspartnerschaften, Freundschaftsbeziehungen 
oder andere Beziehungskonstellationen – stets als 
etwas ›Gemachtes‹ zu verstehen ist. Privatheit dient 
aus dieser Perspektive als ein Raum, der jeder sozia-
len Beziehung und Gruppe inhärent ist.

Auf die Bedeutsamkeit dieses Privatheitsbereichs ist 
in der Soziologie in vielerlei Hinsicht hingewiesen 
worden: Georg Simmel erachtet das Vorliegen von 
Privatheit als notwendig dafür, dass sich die Interak- 
tionsformen und inhaltliche Grenzen einer Bezie-
hung herausbilden können.7 Ähnlich argumentiert 
Erving Goffman, der die Übernahme einer privat-
heitsbezogenen Rolle innerhalb von sozialen Bezie-
hungen betont und deren Funktion für die Entwick-
lung von Sozialität herausstellt.8

Gerade Freundschaft und Privatheit sind unmittelbar 
verbunden – wie Beate Rössler betont. Die wechsel-
seitige Aushandlung und Regulation der Normen der 

(informationellen) Privatheit sind ein integraler Be-
standteil von Freundschaft:

 […] the role of being a friend demands that we present 
ourselves to friends in a special way, that we make oursel-
ves vulnerable, share personal problems, share good or 
bad experiences. […] The role of being a friend thus de-
mands a special form of commitment.9  

Diese Vertrautheit ist auch für die soziologische Sicht 
zentral. Für Georg Simmel etwa ist jede soziale Be-
ziehung von solchen ‚Geheimnissen‘ bestimmt: »Das 
Geheimnis charakterisiert jedes Verhältnis zwischen 
zwei Menschen oder zwischen zwei Gruppen, ob und 
wieviel Geheimnis in ihm ist.«10 

Konstitutiv für den privaten Raum in diesem Sinne 
ist die Funktion der Grenze: Performativ konstituiert 
sich darüber ein gemeinsam geteilter Privatraum, der 
mittels Zeichen nach außen hin abgegrenzt ist. War-
um ist dies für das Individuum bedeutsam?

Die Antwort auf diese Frage scheint zunächst offen-
kundig: Der private Raum ermöglicht es, Erfahrun-
gen und Eindrücke des Alltags (kollektiv) zu verar-
beiten, zu reflektieren und einzuordnen.11  So bieten 
etwa Freundschaftsbeziehungen für Jugendliche eine 
Rückzugsfunktion, die gesellschaftlichen Druck ab-
zubauen vermag. Aus meiner Sicht ermöglicht der 
private Raum aber noch etwas anderes: Er befähigt 
die Personen dahingehend zu entscheiden, wie sie 
kontextspezifisch (er-)scheinen möchten.

Ich möchte hierauf in Form meiner empirischen Er-
gebnisse eingehen. Meine eigene Forschung interes-
siert sich für die Freundschaftssemantiken Jugendli-
cher: In lebensgeschichtlichen Erzählinterviews und 
kurzen Storys erzählen 18- bis 21-jährige Jugendliche 
von ihren Freundschaftsbeziehungen. Wie entwerfen 
sie in diesem Zusammenhang den privaten Raum der 
Freundschaft? Warum ist es gerade heute wichtig, 
eine solche Grenze ziehen zu können?

Ich möchte diesen Fragen anhand eines Textbeispiels 
aus meiner Arbeit nachgehen. Der folgende Auszug 
stammt aus einer gekürzten narrativen Episode ei-
ner 18-jährigen Erzählerin, die die Freundschaftsent-
wicklung des letzten Jahres im juvenilen Erzählstil in 
kursorischer Form wiedergibt (siehe Abb. 1)

In den narrativen Strukturen, die hier zu sehen sind, 
werden verschiedene evaluative Aktivitäten sicht-
bar. Die erzählten Freundschaftsbeziehungen von 
Jugendlichen können anhand von drei Merkmalen 
beschrieben werden, welche auch in diesem Beispiel 
sehr schön zum Ausdruck kommen. Diese sind: Of-
fenheit, Anerkennung und personelle Authentizität.
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Mit Offenheit ist die häufig erzählte Freund- 
schaftspraxis von Jugendlichen gemeint, verschie-
dene Beziehungen zu leben. Dementsprechend er-
zählen sie – wie auch die 18-jährige Erzählerin – von 
heterogenen Freundschaftskontexten, in denen sich 
verschiedene Bedeutungsaspekte artikulieren. Mit 
Georg Simmel lässt sich dabei von differenzierten 
Freundschaften sprechen. Das heißt von solchen 
Beziehungen, »die ihr Gebiet nur an je einer Seite 
der Persönlichkeit haben und in die übrigen [Sei-
ten; Anm. K.E.T.] nicht hinein spielen«.12 In diesem 
Sinne artikuliert sich Freundschaft in den von mir 
analysierten Erzähltexten verstärkt als eine auf situ-
ative Kontexte und Themen angepasste, flexible und 
durchaus wandlungsfähige Beziehung. Sie wird we-
niger stringent, verbindlich und konsistent erzählt, 
als zu Beginn meiner Forschung erwartet. Werte und 
Einstellungen erweisen sich dergestalt als fluide, dass 
sie den jeweiligen Anforderungen angepasst werden. 
Man kann, wie im Beispiel angedeutet, mal als diese, 
mal als jene Person erscheinen.

Wichtig ist es mir, dieser Tendenz keine negative 
Konnotation zu verleihen. Vielmehr muss das er-
zählte Verhalten als Resultat der Lebensbedingungen 
digitalisierter und individualisierter Lebenswelten 
gesehen werden. Hier ist auf das zweite als wichtig 
herausgestellte Merkmal, das der Anerkennung, ein-
zugehen. Eine grundlegende Veränderung der letzten 
Jahre – so kann man es etwa in einem Buch von Eva 
Illouz – Warum Liebe weh tut – nachlesen, betrifft die 
Tatsache, dass soziale Geltung des Selbst zusehends 
in sozialen Beziehungen performativ ermittelt wird 
und den allgemein apriorisch zugeschriebenen Sta-
tus ablöst.13 Anerkennung verschiebt sich also, mit 
anderen Worten, hin zu einer Bewertung des Selbst 
durch Andere. Personen wollen um ihrer Selbst wil-
len wertgeschätzt werden. In unserer Beispielerzäh-
lung ist dieser Aspekt in Form der erzählten Ursache-
Wirkungs-Relation des Glücklich-seins gegeben (vgl. 

Z. 18–19). Pointiert lässt sich sagen: Die freundschaft-
liche Bindung muss heute vor allem zu einem Selbst-
wertgefühl verhelfen!

Der Wunsch nach Wertschätzung eines authenti-
schen Selbst, welchen die Erzählerin thematisiert, 
führt jedoch bei gleichzeitiger Performativität der 
Anerkennungspraxis zu einem Problem: zur Frage 
nach dem eigenen Verhalten und der Notwendigkeit 
der Täuschung! Denn die erwähnte Offenheit bringt 
die Notwendigkeit mit sich, in den privaten Räumen 
der Beziehungen jeweils anders erscheinen zu müs-
sen. Insgesamt zeigt sich in meinen Analysen die 
Notwendigkeit, beim Selbstentwurf flexibel zu sein, 
ja flexibel sein zu müssen, damit jene Freunde als 
Spiegel der eigenen personellen Authentizität fungie-
ren können. Der Wunsch nach Echtheit ist ein über-
greifendes Metanarrativ der von mir untersuchten 
Freundschaftserzählungen, in welchen es über weite 
Strecken vor allem um die eigene Person geht. Selbst- 
und Fremderwartung miteinander in Einklang zu 
bringen ist dort ein häufig verhandeltes Konfliktfeld. 
Wichtig ist es auch, dabei glücklich und zufrieden zu 
sein. Im Kontext differenzierter Beziehungen muss 
dies im Privaten stets neu ausgehandelt werden. Da-
bei zeigt sich eine kognitive Dissonanz, die in den Er-
zähltexten mal explizit geäußert, mal implizit inhä-
rent ist – aber stets virulent zu sein scheint und wohl 
ebenso unvermeidlich ist.

Was ist also bezüglich der gegenwärtigen Funktionen 
von Privatheit aus sozialräumlicher Sicht festzuhal-
ten? Wie könnte eine Standortbestimmung aussehen 
und worin soll mein Beitrag zur Diskussion der Räu-
me des Privaten bestehen?

Aus meiner auf den mikroziologischen Bereich von 
Beziehungen fokussierten Perspektive ist Privatheit 
stets dynamisch und kontextspezifisch zu denken. 
Der private Raum ermöglicht die Realisierung des of-

Abb. 1 Textbeispiel: Personen sein können; eigene Darstellung.
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fenen Identitätsprojekts, mit dem heutige Personen 
konfrontiert sind. Privatheit aus sozialräumlicher 
Sicht schafft einen Rahmen, um als Person in Form 
unterschiedlicher Erscheinungen aufzutreten und 
dabei verschiedene Identitätsaspekte herausstellen 
zu können. Kontextspezifisch wird dabei soziales Ka-
pital in Form von sozialer Anerkennung akkumuliert. 
Im Sinne Goffmans bewahren die Grenzziehungen 
der Privatheit die persönlichen Fassaden des Alltags 
und offerieren jeweils ein Refugium metonymischer 
Echtheit. Dabei besteht eine Kontiguität zwischen 
Performanz und Selbst: Die hervorgerufenen Wir-
kungen der gewählten Erscheinungen, der Umstand, 
dass die Freunde jene anerkennen oder zurückwei-
sen, repräsentieren Echtheit und Falschheit.

Kai Erik Trost

Mitarbeiter am Institut für Digitale Ethik (IDE) der 
Hochschule der Medien Stuttgart
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von Marcel Schlegel

Öffentlichkeitsmodelle haben Einflusspersonen aus den privaten und teilöffentlichen Gesellschaftsebenen 
bisher weitgehend übersehen. Die defizitäre Verknüpfung aus informeller und formeller Einflussstruktur 
offenbart sich dort, wo mit Influencer:innen ein neuer Sprechertyp die gesellschaftliche Bühne betritt. Wie 
lässt sich diese Rolle beschreiben und wo verorten?1 

1 Der Beitrag präsentiert Zwischenergebnisse meines laufenden Promotionsprojekts.

Aufenthaltsstatus: ungeklärt 
Was Polit-Influencer:innen für 
Meinungsführer- und Öffentlichkeitskonzepte bedeuten
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Spätestens seit Rezo mit dem Video Die Zerstö-
rung der CDU1 vor der Europawahl 2019 die Ar-

beit der Regierungsparteien missbilligte und damit 
auf YouTube bis heute fast 19 Mio. Aufrufe erzielte, 
werden Influencer:innen (IN) nicht mehr nur mit 
lebensweltlich oder privat markierten Themen as-
soziiert, sondern auch in ihrer Ausprägung als Polit-
Influencer:innen (PIN) beachtet.2 Rezo gelang, was 
derlei Wortführenden der Sozialen Medien zuvor 
verwehrt blieb: Mit seiner Pauschalkritik an der Re-
gierung drang der YouTuber nicht nur in die Platt-
formöffentlichkeit seiner gut 1,5 Mio. Abonnieren-
den. Der Beitrag entfachte auch eine massenmediale 
Debatte, die ins politische System gelangte und bei 
CDU/CSU und SPD zu innerparteilichen Irritationen 
führte.3 

Dass das Video zunächst von weiteren IN besprochen 
wurden4 und es in der digitalen Aufmerksamkeit-
sökonomie zusätzliche Viralitätsschübe erhielt, ist 
typisch für die kollaborativen Netzwerkeffekte des 
Web 2.0.5 Dass das Video anschließend von journalis-
tischen Gatekeepern aufgegriffen wurde, Rezo durch 
die massenmediale Vermittlung Bekanntheit erlang-
te und es so zur nischenübergreifenden Transmission 
eines informellen Online-Akteurs in andere Gesell-
schaftsbereiche (Politik, Medien, Zivilgesellschaft, 
usw.) kam, war ungewöhnlich. Denn: Rezo stieß 
eine öffentliche Debatte an, ohne einem etablierten 
Funktionssystem anzugehören. Mehr noch: Er erhielt 
diese temporäre öffentliche »Sprecherrolle«6, ohne 
die Legitimierungsnachweise formell erbracht zu 
haben, anhand derer institutionalisierte Eliten ihren 
›Zugang‹ zur gesellschaftlichen Vermittlungsstruktur 
normativ autorisieren.7 Um ins ›Scheinwerferlicht‹ 
der Leitmedien zu gelangen, brauchte Rezo kein ge-
sellschaftliches Spitzenamt, keinen Führungsposten 
in einer Organisation, keinen einflussreichen Medi-
enberuf, nicht einmal eine förmlich nachgewiesene 
Qualifikation. Kurz: keine Statusposition innerhalb 
der formellen Ordnungshierarchie, sondern ›nur‹ ei-
nen YouTube-Kanal und Prestige- sowie Autoritäts-
Zuschreibungen des Online-Publikums – und damit 
›Netzprominenz‹.8

Wie außergewöhnlich die massenmediale Prominen-
zierung eines YouTubers war, zeigten Reaktionen aus 
jenen Systemen, die von Rezo direkt ›angegriffen‹ 
(Politik), indirekt ›übergangen‹ (Massenmedien) 
oder von ihm direkt kuratiert (Wissenschaft) bzw. 
indirekt repräsentiert wurden (Zivilgesellschaft): 
Journalist:innen, deren Arbeitstechniken, Attitüden 
und Darstellungsweisen Rezo, indes mit subjekti-
ver Tonalität, einseitigem Framing und politischem 
Motiv,9 nachahmte und die er in einem Folgevideo10  
ebenfalls kritisierte, reagierten ähnlich wie die geta-
delten Berufspolitiker:innen: Es dominierten zuerst 
wertendende Aussagen über Person, Alter und Pu-

blikationsmedium. Nicht nur Rezos Thesen wurden 
reflektiert, sondern auch Zweifel an seiner Glaubwür-
digkeit und Kompetenz geäußert. Rezos Legitimati-
on als öffentlicher Publizist wurden in Frage, seine 
Arbeit unter Populismusverdacht11 gestellt.12 Die kriti-
sierten Eliten behandelten Rezo wahlweise wie einen 
parteipolitischen Gegner, mit dem im Rahmen eines 
öffentlichen Forums zu debattieren wäre, oder wie 
einen Bürger(-journalisten), dem auf einer Podiums-
diskussion beizukommen wäre. Sie übersahen dabei, 
dass es sich bei Rezo weder um einen institutiona-
lisierten Sprecher handelt, dessen funktionale Rolle 
in der »öffentlichen Arena«13 formell vorgesehen und 
dem auch in dieser zu antworten wäre. Auch nicht 
um eine Privatperson ohne öffentliche ›Aura‹, son-
dern um eine mediale Figur, deren Interaktionsforum 
abseits des medialen Vermittlungssystems liegt, die 
sich deshalb der ›Zugangskontrolle‹ zu gesellschaft-
lichen Statuspositionen entziehen, sich nicht öffent-
lich rechtfertigen muss. Um eine neue Einflussrolle 
also, die sich nicht in Parlamenten, Talkshows oder 
Hinterzimmergesprächen konstituiert, sondern in 
den Sozialen Medien ausgehandelt und netzöffent-
lich legitimiert wird – und dennoch am öffentlichen 
Diskurs mitwirken kann. 

Politiker:innen und Journalist:innen zentrierten die 
Debatte zuerst auf das angesprochene formale ›Defi-
zit‹ des PIN, sich das Privileg, öffentlicher Meinungs-
bildner zu sein, als Informeller nicht entlang vorgege-
benen Qualifizierungswege ›erarbeitet‹, sondern sich 
dessen gewissermaßen ›selbstermächtigt‹ zu haben 
(bzw. vom Online-Publikum ›ermächtigt‹ worden 
zu sein). Sie suggerierten so einerseits, Rezos Kritik 
an der Regierungspolitik wäre unsachlich oder in-
haltlich nicht tragfähig und andererseits, dass seine 
Rolle die von ihm faktisch ausgeübte Kontroll- und 
Kritikfunktion, eine typisch massenmediale Leis-
tung, nicht beinhalten würde.14 Unbedacht ließen 
sie dabei, dass Rezo mit den in seinem Video etab-
lierten Handlungsweisen Anschluss suchte an solche 
Systeme, die aufgrund ihrer Standards weniger mit 
Redlichkeits- oder Glaubwürdigkeitsproblemen be-
haftet sind. So orientierte er sich an journalistischen 
Praktiken, argumentierte mit Quellenverweisen und 
unter Referenz auf Drittakteur:innen mit nachge-
wiesener Sachautorität in den thematisierten Ge-
genstandsbereichen (v. a. Klima- und Sozialpolitik) 
und mit legitimiertem Status in den bedeutsamen 
Systemen (v. a. Wissenschaft). Aus diesen erhielt er 
Zuspruch: Fachleute bestätigten Rezo und verliehen 
ihm fachliche Akzeptanz und Glaubwürdigkeit.15 Von 
den von ihm kommunikativ vertretenen zivilgesell-
schaftlichen Bewegungen (Friday for Futures, Scien-
tists for Future, u. a.) und Bezugsgruppen erhielt er 
diskursive Unterstützung. Gleichzeitig tappte die po-
litische Elite sprichwörtlich in jene Falle, die sie Rezo 
augenscheinlich selbst stellen wollte: Die SPD lud ein 
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Antwortvideo16 hoch, die CDU zog ihres zurück17 und 
die CSU reagierte mit einem eigenen YouTuber18. Die 
Repliken schlugen auch deswegen fehl, weil sich die 
politischen Funktionsträger:innen mit den Sozialen 
Medien und der performativen Nachahmung von an 
PIN angelehnter Online-Rollenbilder auf fremdes 
Terrain begaben, zumindest auf eines, auf dem sie 
selbst Akzeptanz- und Legitimationslücken aufwei-
sen, anders als Rezo.19

Studien haben digitale Einflusspersonen u. a. auf 
personale Merkmale (Kommunikatorebene)20 un-
tersucht, sich deren Publikationen (Inhaltsebene) 
und Wirkungen (Rezipierendenebene) gewidmet.21 
Wir wissen, was PIN machen, wie sie es machen, wer 
sie sein wollen.22 Wenig wissen wir darüber, was sie 
sind. Ihr Aufenthaltsstatus innerhalb der Kommuni-
kationswissenschaft ist demzufolge noch ungeklärt. 
Erstens, weil diese ihre Modelle und Theorien bisher 
unter Bezug auf die Massenmedien erstellte und zur 
Erklärung diskursiver Dynamiken nun auch Online-
Intermediäre und -Akteur:innen berücksichtigen 
muss; zweitens, weil die traditionell zweigeteilte 
Disziplin bislang entweder Massenkommunikation 
und damit professionelle Rollenbilder innerhalb der 
formellen Einflussstruktur beschrieb (Öffentlich-
keitstheorien) oder sich mit dem zwischenmenschli-
chen Einfluss im nicht-professionellen Privatbereich 
beschäftigte (Meinungsführertheorie) und eine Ver-
mengung relevanter Rollen nicht vorsah.23 Wo sich 
aber durch Intermediäre informelle Interaktionsfo-
ren mediatisieren, einfache Gespräche per Klick in 
eine Netzöffentlichkeit gelangen und sich dergestalt 
Öffentlichkeitsebenen verschränken24, treten neue 
Rollenbilder hervor, braucht es modifizierte Konzep-
te. Es fehlt bisher allerdings die Abstraktion von PIN 
als kommunikatives Gesellschaftsphänomen, präzi-
ser: die theoretische Beschreibung der kommunikati-
ven Rolle mitsamt einer umfangreichen Verortung in 
der Kommunikationswissenschaft.25 IN bewegen sich 
somit noch im ›Niemandsland‹ kommunikationswis-
senschaftlicher Modelle. Hiernach stellen sich fol-
gende analytische Fragen: 

(f1) Definitorische Verortung: Worin besteht das 
wesensgebende Merkmal, anhand dessen PIN von 
bekannten (in)formellen Rollen unterschieden 
werden können? 

(f2) Innerdisziplinäre Verortung: In welchem The-
oriestrang lassen sich PIN verorten (Öffentlich-
keits- vs. Meinungsführertheorie)? 

(f3) Strukturelle Verortung: Auf welcher Gesell-
schaftsebene (Mikro, Meso, Makro) und inner-
halb welcher Einflussstruktur (informell, formell) 
werden PIN bedeutsam? 

(f4) Deliberative Verortung: Auf welcher analyti-
schen Stufe im politischen Partizipationsprozess 
werden PIN wirksam bzw. welche deliberativen 
Funktionen übernehmen sie? 

Der Beitrag steuert auf die Beantwortung dieser Fra-
gen zu. Auf unserer Route müssen wir mal Schnell-
straßen und oft Schleichwege nehmen. Wir werden 
Studienergebnisse verknüpfen müssen, deren Korre-
lationen aber nicht immer nachweisen können, so-
dass die Modellierung der PIN-Rolle lediglich aus der 
Empirie abgeleitet wird und deswegen als vorläufige 
Theorie betrachtet werden muss. Der Ankunftsort 
steht jedoch schon fest; meine Grundannahme lautet: 
PIN können als digitale Hybride26 beschrieben werden. 
Über Online-Intermediäre können deren einfluss-
reichste Vertreter:innen, so leite ich aus dem Rezo-
Fall ab, in den Reigen einer funktionalen »Öffentlich-
keits-«27 oder identitätsstiftenden »Meinungselite«28  
gelangen, an deren Urteilen, Narrationen, Haltun-
gen, usw. sich eine Gesellschaft ausrichtet, und zu 
der Private oder Informelle vor der gesellschaftswei-
ten Durchdringung der Sozialen Medien keinen Zu-
gang hatten. Diese Annahmen, die in PIN einen neu 
ausgestalteten ›Sprecher‹-Typ erkennen, möchte ich 
anhand eines integrativen Ansatzes erläutern, der die 
bisher getrennten Meinungsführer- und Öffentlich-
keitstheorie verbindet und der Analyse implizit einen 
weiten Politikbegriff 29 zugrunde legt, der öffentlich 
bedeutsame Kommunikation auch außerhalb des po-
litischen und medialen Systems ansiedelt. 

Zur Differenzierung der IN-Rolle

Hybridität als Kennzeichen digitaler Einflusspersonen

IN lassen sich mit keinem bekannten Rollenkon-
zept erschöpfend erfassen. Das liegt an ihrem flu-
iden Charakter, der zwangsläufig in heterogenen 
Spielarten resultiert: Speziell PIN vereinen zum ei-
nen Aspekte informeller Einflusspersonen auf sich, 
allen voran von Meinungsführer:innen (MF).30 An-
dererseits können ihre Verhaltensweisen auch Fa-
cetten aufweisen, die formelle Rollen (v. a. Sprecher) 
charakterisieren.31 Weil ihre Online-Rolle durch die 
technische Vermittlung von der analogen Privatper-
son und vom realen Sozialumfeld getrennt werden 
kann,32 stellt die Etablierung der IN-Rolle stets eine 
graduelle und meist intendierte Inszenierung dar – 
selbst wenn diese nur darin besteht, dem Selbstbild 
der Privatperson nahekommen und daran gemessen 
›authentisch‹ wirken zu wollen. In der kommunika-
tiven Auslegung ihrer Medienpersona sind IN frei, 
weil diese in die digitale Kommunikationsstruktur 
ausgelagert ist, in der Rollenbilder zusehends auf-
weichen. Gleichwohl sind Netzprominenz (digita-
le Aufmerksamkeit, Online-Popularität, etc.) und 
Einflusspotenzial digitaler Einzelpersonen an den 
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interaktiven Zuspruch ihrer Follower:innen gebun-
den, sodass das kommunikative Handeln von PIN als 
strategisch verstanden werden muss: Es ist notwen-
digerweise auf Interaktionsangebote, sowie auf Pfle-
ge und Ausbau der Community ausgerichtet. Darin 
besteht eine Parallele zur Rolle von MF, die ebenfalls 
relativ zu Beziehungspartner:innen, Kontextmerk-
malen des sozialen Netzwerks und damit in Ausge-
staltung individuell und organisch ist. Dazu kommt 
eine weitere Äquivalenz: Weil sich Follower:innen 
ihre IN auswählen, müssen letztere Anreize schaffen, 
um Attraktion, Bindungskraft und Mehrwert ihres 
Handelns zu erhöhen. In der Beziehung zu den von 
ihnen beeinflussten Personen etablieren IN hierfür 
eine emotionale und eine funktionale Ebene: Einer-
seits können sie soziale Vergleiche initiieren und ihr 
Verhalten dafür auf möglichst affiliativ wirkende Per-
sönlichkeitsdarstellungen fokussieren, etwa indem 
sie sich als nahbar, ehrlich, empathisch, authentisch, 
usw. präsentieren. Neben diesen sozialen Funktio-
nen (Orientierung, Vorbild, Verhaltenssicherheit, 
etc.), die auch charakteristisch für MF sind, erfüllen 
sie für ihre Rezipierenden andererseits auch inhaltli-
che Leistungen (Informieren, Vermitteln, Aufklären, 
usw.), für die sie Expertise, Sachverstand und The-
menkompetenz ausweisen müssen. In diesem Rol-
lenaspekt erinnern PIN nun an öffentlichkeitssozio-
logisch beschriebene ›Sprecherrollen‹, deren medial 
prominente Vertreter:innen bestimmten Eliten zuge-
rechnet werden können.33

Als Zwischenfazit kann stehen: Da Führungsrollen 
von MF wie PIN v. a. an Persönlichkeits- und Kom-
petenzdarbietungen der Einflussperson hängen, sind 
selbstdarstellerische, imagebildende, emotionale 
und informierende Praktiken zentral.34 Weiterhin 
wird deutlich, dass Status, sprich Prestige (Bewer-
tungen) und Autorität (Wertschätzung), und sich 
daraus ergebender Einfluss, im Internet unabhängig 
sein kann von erklärenden Variablen, welche die ana-
loge Sphäre strukturieren. Unabhängig einerseits von 
Einflussindikatoren des Informellen, wo sich Einfluss 
horizontal unter Gleichen vollzieht und welche sich 
auf Beziehungs- und Persönlichkeitsdispositionen 
(Autoritätszuschreibung, Persönlichkeitsstärke, 
Mehrwissen, etc.) sowie auf soziale Umweltfaktoren 
(Gruppe, Netzwerk, usw.) reduzieren lassen. Über-
dies unabhängig von systemrelativen und -immanen-
ten Regelwerken institutioneller Machthierarchien, 
in denen Einfluss vertikal über fixierte Statusunter-
schiede (Qualifikation, Leistung, Ressourcen, Re-
nommee, etc.) determiniert wird. 

Das macht PIN in ihrer Rollengestaltung frei. Mal 
schlägt das Rollenpendel zum privat-affektiv, mal 
zum öffentlich und professionell markierten Pol aus; 
es dominiert die Mischform. Diese Hybridität lässt 
sich an folgenden Dimensionen festmachen:

(1) Praktiken: PIN übernehmen Verhaltens- (Aus-
drucksart, Sprachstil, Symbolik, usw.), Arbeits-
weisen (Formate, Darstellungsweisen, Stan-
dards, usw.) und persuasive Techniken (durch 
Sachverständigkeit, kommunikative Kompe-
tenz, usw.) von formellen und/oder informellen 
Akteur:innen.35  

(2) Funktionen: PIN erfüllen für ihre Bezugs-
gruppen Leistungen, die von formellen und in-
formellen Akteur:innen bekannt sind, fungie-
ren als emotional aufgeladene Orientierungs-, 
Identifikations-, Vorbildpersonen und/oder als 
rational-distanziert auftretende öffentlicher 
Sprecher:innen in deren allgemeinen Ausprägun-
gen (vgl. Fußnote 7).

(3) Kontexte: PIN verhandeln persönliche und ge-
sellschaftliche Lebensdimensionen, zeigen sich 
in entsprechend konnotierten Kontexten des Pri-
vaten wie Öffentlichen (Wohnung, Heimstudio, 
Büro, Konferenz, uvm.) und adressieren dazuge-
hörige Kontextmerkmale der jeweiligen Sozial-
umgebung.36

(4) Inhalte: PIN orientieren sich an partikularen 
Nischenthemen ihrer Community (und reagieren 
auf deren Parafeedback) und an gesellschaftli-
chen Großlagen (Ko-Orientierung an Massenme-
dien). Sie bedienen sowohl selektive Interessen, 
Werte, Normen und Anliegen ihrer Online-Ge-
meinschaft als auch die einer tendenziell univer-
salistischen Netzöffentlichkeit.37

Der Effekt dieser dynamischen Konstellationen lässt 
sich analytisch so beschreiben: Durch den flexiblen 
Nachweis verschiedener Wissensarten (subjektives 
Kontext- vs. objektives Fachwissen) und durch die 
Fähigkeit zur Simulation zahlreicher Rollenbilder, 
-praktiken, -kompetenzen und damit einhergehen-
der Kontext- und Beziehungsformen (stark-schwach, 
nahbar-distanziert, privat-öffentlich; usw.) werden 
sie vom Publikum mit individuellen Bewertungen 
und Wertschätzungen bedacht. Aufgrund derer kön-
nen sie rezipierendenseitig verschiedene Formen von 
Autorität (charismatisch, funktional, repräsentativ) 
initialisieren sowie, abgestimmt auf Plattform, The-
mengebiet, usw., das notwendige Prestige und hier-
nach ihren Online-Status erhalten.38 So stellen sie die 
für Beeinflussungsversuche unerlässliche Glaub- und 
Vertrauenswürdigkeit her,39 die sie durch IN-typische 
Authentizitäts- und Professionalitätsstrategien ver-
festigen.40
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›Netzprominenzierung‹ als definitorisches Merkmal 

Als wesentliches Identifizierungskriterium, das die 
IN- von tradierten Rollenbildern differenziert, be-
trachte ich den Modus der ›Netzprominenzierung‹41 
(f1). Aus diesem folgt direkt ein potenzieller Einfluss 
auf netzöffentliche Diskurse und indirekt ein mögli-
cher Einfluss auf öffentliche Meinungen. Dieser Mo-
dus beinhaltet:

(i.) eine Erweiterung bekannter Erwerbswege 
von öffentlicher Aufmerksamkeit, Popularität 
und Persistenz, insbesondere um nicht-formelle 
bzw. nicht-professionelle Wege;

(ii.) eine Vergrößerung des Repertoires an 
(netz-)öffentlich sichtbaren und potenziell gesell-
schaftlich einflussreichen um v. a. vormals private 
Akteur:innen; 

(iii.) eine digitale Reichweite Einzelner, teils ana-
log zu massenmedialen Sendern – dies durch die 
digitale Aufwertung von Individual- und Grup-
penkommunikation sowie die leichte Vernetzung 
von Publika; 

(iv.) modifizierte Modi zum Erhalt von Status, 
der abhängig ist von den Prestige-Bedingungen 
der jeweiligen Plattform und sich insbesondere 
auf charismatischer (Person), repräsentativer (In-
teressenvertretung) oder funktionaler (Sachver-
stand) Autorität gründet. 

Letzteren charakterisiert, dass Wertschätzung und 
Prestige42 einer Einflussperson dadurch generiert 
werden, dass die ›Community‹ PIN-Verhalten durch 
Interaktionen positiv wie negativ sanktioniert und 
PIN in deren Senderrolle bestätigt, ablehnt oder ig-
noriert. Damit legitimieren Online-Einflussperso-
nen ihre Führungsrolle in Sozialen Netzwerken auf 
Grundlage eines spezifischen Sets an kommunika-
tiven Handlungen, das sie mit dem Feedback ihrer 
Follower:innen abgleichen. In diesen Praktiken orien-
tieren sie sich an idealtypischen Legitimationsbedin-
gungen von Rollentypologien auf der Mikro- (v. a. ge-
teilte Präferenzen, Lebensdimensionen, Werte), der 
Meso- (v. a. übergelegene Sachkompetenz) oder der 
Makroebene (v. a. Professionalität) von Gesellschaft. 
Deren Kenntnis bzw. Verinnerlichung demonstrieren 
IN nun performativ innerhalb ihrer Beiträge. Effek-
te dieser Verhaltensweisen manifestieren sich aller-
dings erst in den Reaktionen der Community.43 Un-
bedingt ist erneut auf die Differenzierung zwischen 
realer und medialer Persönlichkeit hinzuweisen: 
Maßgeblich dafür, dass Follower:innen IN als sym-
pathisch, kompetent, hilfreich, usw. wahrnehmen, 
sind die Online-Publikationen von IN. Anders als 
bei analogen Einflussrollen finden Zuschreibungen 

bzw. Codierungen somit nicht über den persönlichen 
Austausch (informell) statt oder übertragen sich vom 
Renommee einer Organisation oder einer Statusposi-
tion (formell) auf Rolleninhabende, sondern müssen 
von PIN in Videos, Postings, Fotos usw. selbst nach-
gewiesen werden – sprich: werkimmanent. 

Für eine operationelle Definition heißt das: Bei (po-
litischen) Influencer:innen handelt es sich um zu-
nächst informell markierte Akteur:innen,44 die über 
die digitale »Bühne der Selbstdarstellung«45 zuerst 
netzöffentliche Aufmerksamkeit erlangen und des-
wegen Gesprächsthemen, Meinungen und Haltun-
gen ihrer ihnen unbekannten Rezipient:innen be-
einflussen können. Als technische ›Enabler‹ dieser 
Einflussrolle sind Intermediäre zu nennen; als soziale 
›Ermöglicher‹ die virtuellen Gemeinschaften, die On-
line-Einflusspersonen allgemein durch ihre Interak-
tion (Kommentare, Shares, Likes, usw.) viralisieren. 
Hierin bestehen nun die Kausalumkehrungen: IN wie 
PIN haben ihre Einflussrolle nicht wie MF durch dau-
erhafte zwischenmenschliche Beziehungen und eine 
exponierte Stellung in ihrem sozialen Netzwerk er-
worben. Auch waren sie nicht zuerst gesellschaftlich 
etabliert, in formellen Rollen institutionalisiert und 
nutzen Soziale Medien als weiteren Kanal.46 Viel-
mehr sind sie zu Beginn ihrer netzpublizistischen Tä-
tigkeit Laien gewesen und emanzipieren sich zuerst 
durch ihre kommunikative Performanz auf digitalen 
Primärkanälen wie Instagram, Twitter, etc. als öffent-
liche ›Aufmerksamkeitsmagneten‹, ohne zum Er-
werb und Erhalt ihrer Netzprominenz zwangsläufig 
auf massenmediale Gatekeeper angewiesen zu sein.

Verortung von Influencer:innen

Innerdisziplinäre Verortung: Meinungs-
führer- trifft Öffentlichkeitstheorie

Aus den Verwandtschaftsaspekten von IN zum in-
formellem Bereich ergibt sich für die Verortung in-
nerhalb kommunikationswissenschaftlicher The-
oriestränge, warum sich Analysen zu IN bisher am 
konzeptionellen und methodischen Werkzeugkasten 
der MF-Forschung bedienen.47 Implizit legen sie da-
mit einen Verwandtschaftsgrad von Ansätzen zu per-
sönlichem Einfluss und IN-Kommunikation nahe.48  
Dennoch verwundert diese Äquivalenzsetzung, weil 
MF gemäß traditioneller Definitionen im Alltagsbe-
reich der Anschlusskommunikation angesiedelt wer-
den und damit Sozialrollen nicht-öffentlicher Kon-
texte beinhalten. 

Anders als die medienvermittelte, unpersönliche 
Influencer:innen- konstituiert sich Meinungsführer-
schaft als Disposition vertrauter Sozialbeziehungen, 
v. a. innerhalb von Kleingruppen des Umfelds (Fa-
milie bis Verein).49 Dass dieses analoge ›Biotop‹ von 
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MF auch immer persönliche Lebensdimensionen 
beinhaltet, bedeutet für die strukturelle Verortung, 
dass sich Meinungsführung dort ereignet, wo abseits 
professioneller Rollen unter Sich-Bekannten regel-
mäßig ›vis-a-vis‹ interagiert wird: Öffentlichkeitsso-
ziologisch müssen MF auf der alltäglichen Mikroebe-
ne angesiedelt werden und zudem den Privatbereich 
inkludieren. In diesen verläuft Einfluss spontan und 
unkoordiniert, fernab von organisierten Kontexten 
(Besprechungen, Tagungen, usw.) und organisations-
spezifischen Einflussregeln (Weisungskette, Karri-
ereleiter, Rangfolge, usw.).50 Infolge dieses anhalten-
den persönlichen Austauschs entfalten sich zwischen 
MF und beeinflusster Person emotionale Bindungen, 
affektive Wahrnehmungen (Vertrautheit, Ähnlich-
keit, Homophilie, etc.) sowie dadurch Authentizität, 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen, die für den Erfolg 
von Persuasionskommunikation elementar sind.51

In deliberativen Kommunikationsprozessen können 
PIN nun allerdings nicht nur auf Prozesse individu-
eller Meinungsbildung ihrer digitalen Bezugsgruppen 
wirken, worin sich der Vergleich mit MF erklären 
ließe. Reichweitenstarke IN wie Rezo können durch 
die Interaktion ihrer Follower:innen überdies Dyna-
miken öffentlicher Meinungsbildung beeinflussen: 
selbst Themen setzen, Debatten stiften, öffentliche 
Meinungen prägen.52 Damit müssen sie theoretisch 
zusätzlich in den Radius von formellen oder media-
len Einflussgebenden gerückt, ergo quasi-äquivalent 
gesetzt werden zu Rollen aus der organisierten Meso- 
oder der komplexen Makroebene. Von diesen unter-
scheiden sich IN allerdings deshalb, weil sie in ihrer 
Online-Persönlichkeit zwar nicht mehr ›unterhalb‹, 
aber dennoch abseits der institutionalisierten Ein-
flusshierarchie platziert und gleichzeitig kein Teil der 
Massenmedien sind.

Das Beispiel Rezo belegt dies. Er zeigt zudem, wie 
sich ›Netzpromis‹ auch in ›Sprecher‹-Rollen hinein 
entwickeln und in institutionalisierte Systeme trans-
feriert werden können:53 Der YouTuber sitzt in TV-
Shows neben Entscheider:innen (wie/mit formellen 
Akteur:innen), schreibt eine Zeitungskolumne (wie/
mit massenmedialen Akteur:innen), taucht auf der 
Bundespressekonferenz auf (wie/mit politischen/
massenmedialen Akteur:innen) und bleibt derge-
stalt relevant für konventionelle Agenda-Setter (wie 
Eliten). Zeitgleich äußert sich Rezo im Internet zu 
rezenten Diskursen, orchestriert unterschiedliche 
Online-Dienste gemäß ihrer prestigeversprechen-
den Vorgaben54 und vermengt inhaltlich öffentliche 
Angelegenheiten mit persönlichen oder zielgruppen-
spezifischen Themen (Lifehacks, Musik, Ernährung, 
usw.). Mal inszeniert er sich als Experte, vermittelt 
Fakten- oder Fachwissen inkl. möglicher Zusammen-
hänge und Interpretation, stößt damit mindestens in 
der Kommentarspalten von YouTube Diskussionen 

an und ruft bei Follower:innen Zuschreibungen von 
funktionaler oder professioneller Autorität hervor 
(wie Formelle). Dann wird er als nahbares Vorbild 
codiert, das scheinbar genauso gut Teil der Bezugs-
gruppe sein könnte, sich durch communityrelevantes 
Wert-, Norm- und Erfahrungswissen exponiert und 
hierfür personale oder charismatische Autorität er-
fährt (wie Informelle). 

Deutlich wird hier eine von unzähligen Kommunika-
tionsstrategien, die PIN anders als MF wählen müs-
sen, um die naturgegebene ›Distanz‹ des medialen 
Kanals durch inszenierte Nahbarkeit zu überbrücken. 
Wie Studien von PIN-Beiträgen oder Rezipierenden-
befragungen zu PIN zeigen, tragen deren Kommuni-
kate Authentizitäts- und Glaubwürdigkeitsmarker, 
die den Follower:innen aus öffentlichen und privaten 
Bereichen bekannt sind.55 In Kürze an Rezo gezeigt:56  
Der YouTuber vermittelt selektierte Fakten und ni-
schenrelevante Meinungen und identitätsstiftende 
Emotion und redliche Professionalität. Sein Video 
lässt sich inhaltlich mit der journalistischen Darstel-
lungsform des Kommentars vergleichen. Struktur 
und Aufmachung (Themenblöcke, Einblendungen, 
etc.) lassen einen Vergleich zu Nachrichtenformaten 
zu, die zentrale Positionierung von Rezo kennen Zu-
schauende von Nachrichtensprecher:innen. Seine Ar-
beitsweise, eine Vielzahl valider Quellen zu nutzen, 
diese in seinem Beitrag dezidiert anzugeben und auf 
diese Praxis zudem explizit zu verweisen, erinnert an 
wissenschaftliche Handlungsmuster. Auch bedient 
sich Rezo teils einer neutral vorgetragenen faktenba-
sierte Argumentationsweise und rekurriert stets auf 
die Meinungswiedergabe von Expert:innen. Von der 
Follower:innen schaft kann er hierfür Zuschreibung 
von sachlicher Kompetenz, fachlicher (Quellen-)
Transparenz oder professioneller Objektivität erhal-
ten, die in Vertrauenswürdigkeit münden können. 

Gleichzeitig kann der ›Vlogging‹-Stil als eine medi-
al inszenierte Face-to-Face-Anordnung interpretiert 
werden, für die Sozialität, Adressierung (direkte 
Ansprache, Augenkontakt, etc.) und Körperlichkeit 
(Gestik, Mimik, usw.) wesentliche Authentizitätsfak-
toren darstellen, welche den Gegenübern Zugehörig-
keit und Involviertheit suggerieren. In dieser Hinsicht 
ähnelt Rezos Setting interpersonellen Alltagsgesprä-
chen. Inhaltlich verkürzt er argumentativ, bleibt bzgl. 
Tonlage und Ausdruck nicht neutral. Er wertet, lässt 
Fakten aus, spricht – ausdrücklich – eine Wahlemp-
fehlung aus und etabliert eine gleichsam distinktive 
wie gemeinschaftsstiftende Wir-gegen-Die-Narration 
(Regierung gegen junge Bevölkerung, die Rezo ›auf 
seiner Seite‹ sieht) – hier agiert er MF-typisch, hier 
ist er Meinungsbildner, der komplexe Themenfelder 
in eine zielgruppenorientierte Sprache ›übersetzt‹, 
dabei auf Humor und Ironie zurückgreift und so für 
Verständlichkeit und Identifikation sorgt. 



42

Auch lässt Rezo durch die Veröffentlichung privater 
Inhalte, persönlicher Themen, sowie durch die Sicht-
barmachung von privaten Räumlichkeiten intime 
Einblicke zu und akzentuiert damit den scheinbar 
versteckten Rollenpart, der Transparenz, Ehrlichkeit, 
Authentizität verspricht, aber dies notwendigerwei-
se inszenieren muss. Hier betont er affektive, schier 
freundschaftliche Rollenaspekte. Dergestalt kann bei 
Rezipient:innen Vertrauen über die Wahrnehmung 
entstehen, den PIN zu kennen, von diesem mitge-
meint zu sein und sich mit Anliegen und Person zu 
identifizieren. Ergebnis dieser Personalisierung von 
Themen, Haltungen und Weltbildern: Die ›Netzge-
meinde‹ kann PIN als ›authentische Sprachrohre‹ ak-
zeptieren und in diesen Vorbilder erkennen. Solche 
Attribute zeichnen auch MF-Beziehungen aus. Sie 
gründen sich auf der rezipient:innenseitigen Wahr-
nehmung von Attraktion, Sympathie, Ähnlichkeit, 
usw. Die Medienpsychologie kennt dieses Phänomen 
als ›parasoziale Interaktion‹.57 

Für öffentlichkeitssoziologische Ansätze bedeutet 
diese Doppelrolle einen Paradigmenwandel, der eine 
Definitions- der MF- und eine Blickwinkelerweite-
rung der Öffentlichkeitstheorie erfordert. Dies dop-
pelt, weil klassische Öffentlichkeitskonzepte die poli-
tischen Funktionen von MF schon bisher weitgehend 
übersehen haben.58 Sie binden öffentlichen Einfluss 
meist systemisch an die politischen und massenme-
dialen Leitsysteme, sowie akteursspezifisch an Eliten 
und schließen mit diesem engen Politikbegriff Infor-
melle, Private und Laien vom öffentlichen Diskurs 
schematisch aus.59 Daraus folgt für die innerdiszipli-
näre Verortung (f2): 

PIN sind nicht nur in der MF-Forschung zu verorten, sondern 
auch bedeutsam für Öffentlichkeitstheorien. Nur durch eine 
integrative Verbindung beider Konzepte ist deren kommuni-
kative Rolle theoretisch zu beschreiben und sind deren Wir-
kungen ausreichend zu erklären.

Die eingangs beschriebene idealtypische Trennung 
aus informell-horizontaler Einflussstruktur und for-
mell-vertikaler Machthierarchie kann durch die digi-
tale Infrastruktur der Intermediäre aufgeweicht wer-
den.60 Diese Transformation werde ich abschließend 
skizzieren und auf PIN beziehen. Ich rekurriere dabei 
auf die ›Ebenenmodelle‹ von Öffentlichkeit61  und auf 
deren konzeptionelle Erweiterung ums Digitale, die 
jüngere Modellierungen62  anstellen.

Strukturelle Verortung: Online-Interme-
diäre als eigenes Funktionssystem

Wie jede Sozial- muss auch die IN-Rolle innerhalb der 
Umgebung beschrieben werden, in der sie sich voll-
zieht. Die PIN-Rolle kann damit nicht vom digitalen 
Kontext entkoppelt werden. Folglich benötigen wir 

ein Verständnis darüber, was Intermediäre öffentlich-
keitssoziologisch bedeuten. Entlang systemtheoreti-
scher Modellierungen betrachte ich Soziale Medien 
als wesensstiftende Bestandteile eines zusätzlichen 
digitalen Vermittlungssystem.63 Dessen Unterschied 
zur massenmedialen Infrastruktur besteht darin, 
zugangsoffen für im Grunde alle zu sein, sodass jede 
und jeder User:in prinzipiell netzöffentlich publizie-
ren kann. Die digitale Kommunikationsstruktur ins-
titutionalisiert sich in einem noch fortlaufenden und 
weithin unregulierten Prozess – als autonomes Funk-
tionssystem. Dieser Institutionalisierungsprozess 
dauert an, bislang sind strukturell nur Tendenzen er-
kennbar. Fest steht: Der Medienwandel löst simultan 
einen Strukturwandel von Öffentlichkeit aus, der v. a. 
die Stellung der Massenmedien betrifft, weil diese ihr 
›Monopol‹ als gesellschaftliches Vermittlungssystem 
teils einbüßen.64 Auch deshalb müssen traditionelle 
Öffentlichkeitskonzepte angepasst werden.

Für den gesellschaftlichen Austausch wesentlich: 
Zum einen ›tritt‹ das neue Funktionssystem schema-
tisch an die Seite und gleichzeitig zwischen die tra-
ditionellen Teilsysteme (Medien, Politik, Wirtschaft, 
Recht, Wissenschaft, usw.), für die es selbstinitiierte 
Vermittlerleistungen übernehmen kann. Für Öffent-
lichkeitskonzepte wichtig: Andererseits rückt es als 
System zwischen und als Kanal in die übergeordne-
ten Leitsysteme von Politik und Massenmedien, de-
ren Akteur:innen die Sozialen Medien in ihre Prakti-
ken integrieren und bspw. als Distributionsmedium 
implementieren.65

Weil zur Netzöffentlichkeit und zum Spiel um Auf-
merksamkeit nun auch Informelle zugelassen sind, 
bedeutet die Digitalisierung auch eine Erweiterung 
der MF-Forschung mitsamt ihrer Grundfiguren, die 
um Online-Ausprägungen verlängert werden müs-
sen. Bzgl. der strukturellen Verortung von PIN in 
Modellen von Öffentlichkeit kann folglich abgleitet 
werden (f3):

Intermediäre fungieren als ›Ermöglicher‹ einer Reihe neu-
artiger netzöffentlicher Rollen. Wie jedes Funktionssystem 
bringen auch Soziale Medien eine eigene Makro- bzw. Me-
dienöffentlichkeit hervor. Deren elitäre Speerspitze bilden 
Netzprominente wie PIN, Blogger:innen, usw.

Was Spitzenpolitiker:innen, Parteivorsitzende, etc. 
fürs politische, Chefredakteur:innen, Verleger:innen, 
uvm. fürs mediale, Bundesrichter:innen oder 
Topjurist:innen fürs rechtliche, usw., das sind reich-
weitenstarke PIN fürs digitale System: deren promi-
nenzierte Sprecher:innen mit potenziell gesellschaft-
licher Relevanz. Denn wie Rezo belegt, können von 
diesen zumindest einzelne Groß-Accounts in die Öf-
fentlichkeitselite aufgenommen werden. 
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Deliberative Verortung: Diskurs- und mei-
nungsbildende Rolle von Influencer:innen

Aus der strukturellen Verortung von PIN auf der 
höchsten Ebene der sich noch als Funktionssystem 
etablierenden Sozialen Medien geht deren delibera-
tive Verortung hervor. Sie beantwortet die Frage, auf 
welcher analytischen Stufe im Informationsvermitt-
lungs- und Meinungsbildungsprozess PIN bedeut-
sam werden: ob bei der Selektion, Weitergabe und 
Priorisierung von Themen, Fakten und Positionen 
(wie Gatekeeper, Agenda-Setter, usw.) oder wie MF 
danach: bei der gruppenspezifischen Einordnung und 
Auslegung von Nachrichten und Implementierung 
von Meinungsangeboten.66 Zur Beantwortung dieser 
Frage benötigen wir den Blick auf die Strukturen des 
Online-Funktionssystems: Das digitale Vermittlungs-
system zeichnet sich durch die Durchlässigkeit und 
Verschränkung der drei Öffentlichkeitsebenen aus. 
Grund hierfür ist die Mediatisierung prinzipiell aller 
Kommunikationsformen. Zur Folge hat dies, dass sich 
Einflusspersonen aller Ebenen (Mikro, Meso, Makro) 
auf allen Interaktionsstufen potenziell öffentlich ar-
tikulieren können (in Chats, Foren, Kommentarspal-
ten, auf Profilen, usw.).67 Als zusätzliches Vermitt-
lungssystem ermöglichten es Soziale Medien damit 
u. a. informellen Einzelnen, die vormals mangels Zu-
gang zu dem oder Zugriff auf das massenmediale(n) 
Vermittlungssystem auf der Mikro- oder Mesoebene 
verbleiben mussten, potenziell Netzprominenz zu 
erlangen und einen großen Adressat:innenkreis zu 
erreichen. Anders als bei MF-Kommunikation, in der 
sich Lebens- und Wirkungsbereiche in physisch zu-
gänglichen Sozialgruppen vereinen, ›enträumlicht‹ 
sich bei Online-MF der analoge Lebens- vom digi-
talen Wirkungsbereich: aus dem sozialen Netzwerk 
werden Soziale Netzwerke. Ob (Online-)MF im Ein-
flussbereich ihrer bekannten ›Peers‹ bleiben oder z. 
B. als PIN darüber hinaus Meinungsmacht erlangen, 
hängt vom Community-Feedback und damit dem Zu-
sammenspiel der Akteur:innen des jeweiligen Netz-
werks ab. Das gilt für IN gleichermaßen wie für MF, 
denn auch die Ausgestaltung der MF-Rolle ist abhän-
gig von den kommunikativen Austauschprozessen 
der Mitglieder jener Kleingruppen, in denen MF ihre 
Einflussposition etablieren. 

Als Sprechende des digitalen Vermittlungssystems 
können PIN nun (1) top-down gesellschaftlich ausge-
richtete Leistungen (Informations-, Kontroll-, Integ-
rationsfunktion, usw.) erfüllen. In dieser Lesart stel-
len sie für ihre und innerhalb ihrer Teilöffentlichkeit 
Äquivalente zu massenmedialen Akteur:innen dar, 
die Themen, Fakten und Drittmeinungen weiterge-
ben. Für ihre Follower:innenschaft können sie (2) 
auch gemeinschaftsorientierte MF-Funktionen aus-
führen, selektieren massenmediale Information, ord-
nen diese für ihre Community ein und reichern sie 

mit Meinung an. Zudem aber können sie (3) auch als 
Primärquelle von Eigenmeinung fungieren und klas-
sische Meinungsbilder:innen sein. All das geschieht 
nun innerhalb des digitalen Funktionssystems und 
innerhalb der jeweiligen Community von PIN.

Weil sich PIN auf der Makroebene ihres digitalen 
Teilsystems verorten lassen, sind sie andererseits aber 
zumindest potenziell relevant für die massenmedial 
hergestellte Öffentlichkeit, wie Rezo zeigt. In diesem 
Rollenaspekt fungieren PIN (4) in systemexterner 
Richtung als ›Sprachrohre‹ für die nischenspezifi-
schen Belange ihrer Follower:innen – und stellen den 
Massenmedien öffentliche Meinungsangebote bereit.

Bezogen auf die bekannten ›Sprecherrollen‹ der 
Öffentlichkeitssoziologie (vgl. Fußnote 7), in de-
ren Zuge zwischen ›Repräsentanten‹ (Gruppen-
Stellvertreter), ›Experten‹ (Sachkompetente), 
›Advokaten‹ (Anwält:innen bzw. Dritter), ›Intellek-
tuelle‹ (moralische Instanzen) und ›Kommunika-
teure‹ (Vermittler:innen, Berichterstatter:innen) un-
terschieden wird, zeigt sich an Rezo – vorempirisch 
– wieder die Mischform: Er vertritt die Interessen 
seiner Community, fungiert für diese aber auch als 
Informationsquelle und appelliert in seinem Video 
gleichsam an das moralische Gewissen der politi-
schen Öffentlichkeit. Wir schließen hieraus für die 
deliberative Verortung (f4):

PIN können auf allen Stufen von Meinungsbildungsprozes-
sen bedeutsam werden, gesellschaftliche Informations- und 
Meinungsbildungsfunktionen wahrnehmen, öffentliche Mei-
nungsangebote bereitstellen, aber auch individuelle politische 
Partizipation ermöglichen. 

Daraus ergibt sich für Modelle von gesellschaftlicher 
Kommunikation eine Hybridform, die bisher kaum 
reflektiert wurde. Auch wird deutlich, inwiefern PIN 
als Relais zwischen den Publika der massenmedialen 
Öffentlichkeit und den Nischenöffentlichkeiten der 
Sozialen Medien fungieren und damit eine Art zusätz-
lichen ›Multi-Step Flow of Digital Communication‹68  
anleiern können, der als Wechselspiel zwischen mas-
senmedialen und digitalen Vermittlungssystemen 
ebenfalls noch modelliert werden muss.

Fazit: Kategorien zur Rollenbeschreibung

Der Fall Rezo demonstrierte die zunehmende Poli-
tisierung von YouTube und damit, dass reichweiten-
starke Online-Publizierende längst auch für die po-
litische Öffentlichkeit bedeutsam sind. Dem ist so, 
weil PIN als Nachrichten- und Meinungsquelle zum 
einen auch gesellschaftliche Funktionen erfüllen 
können und ihren einflussreichsten Vertreter:innen 
deswegen eine politische Bedeutung eingeräumt wer-
den muss. In ihrer kommunikativen Rolle inszenie-
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ren sich PIN aber auch wie MF als Private. Sie senden 
und stammen aus dem informellen Bereich, veröf-
fentlichen sich aber ins Netzöffentliche. PIN lassen 
sich deswegen weder erschöpfend mit MF-Typologi-
en beschreiben noch mit den Rollenkonzepten aus 
Öffentlichkeitstheorien. PIN stehen so synonym für 
die oft konstatierte Grenzverschiebung des Privaten 
ins Öffentliche. Sie sind Einflusspersonen mit priva-
tem und öffentlichem Anstrich.

Die wesentlichen typologischen Merkmale der kom-
munikativen Rolle von IN und PIN ergeben sich aus 
Charakteristika des digitalen Funktions- bzw. Ver-
mittlungssystems:

(1) Hybridität: Wenn das Web 2.0 unzählige Hybridformen hervor-
bringt, gilt das auch für dessen Rollen. Weil Online-Einflussperso-
nen in ihrem Verhaltensrepertoire von der Flexibilität der Sozialen 
Medien profitieren, können sie auf verschiedenen Plattformen 
unzählige heterogene Mehrfachrollen annehmen. Solange die Ins-
titutionalisierung von Sozialen Medien noch nicht abgeschlossen 
und formale Wegmarken, an die sich IN halten müssen (Berufs-
bilder, Ausbildungswege, Monetarisierungsmodelle, rechtliche 
Regulierung, usw.), allenfalls in dezenter Form existieren, bleiben 
sie in ihrer Rolle frei.

(2) Relativität: Auch digitale Rollen sind relational. Sie sind (i.), das 
ist neu, systemrelativ zur Plattform, weil IN an die Modalitäten von 
Facebook, Clubhouse, Snapchat und Co. gebunden sind. Hiernach 
lassen sich spezifische Ausprägung differenzieren (Instagramer-, 
TikToker:innen, etc.). IN sind, analog zu analogen Rollen, (ii.) 
sozialrelativ zum Umfeld, weil IN sich wie MF nach Erwartungen 
ihrer Bezugsgruppen richten müssen. Sie können (iii.) inhaltlich 
relativ sein: Auch das gilt schon für informelle Einflusspersonen 
(Polit-MF bzw. PIN; Mode-MF bzw. Fashion-IN, usw.).

(3) Kontingenz: »Die neuen Plattformen selbst sind kontingent – 
mit anderen Worten: Sie könnten auch anders sein.«69 Da deren 
Institutionalisierung noch im Prozess ist, sind auch Online-Ein-
flussrollen noch als Zwischenresultat zu betrachten. Daraus folgt 
eine richtungsweisende Besonderheit von IN: Ihre Rollenbilder 
sind durch die Plattformmodalitäten zwar gerahmt, aber insge-
samt offen. So verhandeln IN als ›Rollenpioniere‹ mögliche Rollen-
typen und allgemein die Strukturen des digitalen Systems durch 
ihr Verhalten und gemeinsam mit ihren Follower:innen selbst aus.

(4) Professionalisierung: Die Institutionalisierung von Sozialen 
Medien geht mit Professionalisierungsprozessen der IN einher, die 
sich u. a. daran zeigen, dass sich Handlungsmuster herausbilden, 
sich IN zusehends als Berufsbild etabliert und sich IN ferner in 
organisierten Kontexten (Redaktionen, Agenturen, usw.) formie-
ren.70 Bzgl. Inszenierung und Kommerzialisierung scheinen an 
den PR- und Marketingbereich angelehnte Praktiken, hinsicht-
lich von Formaten, Settings, etc. Anleihen an den Journalismus 
und Unterhaltungsbereich beliebt. Insgesamt zeigen sich Anglei-
chungstendenzen ans Mediensystem. 

(5) Äquivalenz: Zwar keineswegs deckungsgleich, so können In-
termediäre doch als funktionale Äquivalente der Massenmedien 
gedeutet werden.71  PIN sind somit einerseits verwandt mit beste-
henden MF-Konzepten. Andererseits stellen sie zu den Massenme-
dien komplementäre Rollen her. Wesentlich an der Äquivalenz von 
Sozialen und Massenmedien ist, dass Online-Akteur:innen Irrita-
tionen im Mediensystem hervorrufen. So entstehen Ping-Pong-Ef-
fekte (neue Berufsbilder, Darstellungsformen, Relevanzkriterien, 
Branchen und Unternehmen usw.).

Online-Intermediäre, Soziale Medien und digita-
le Einflusspersonen sind noch »moving targets«72, 
in finaler Ausgestaltung unbekannt. Das macht die 
Überführung empirischer Erkenntnisse in Idealtypen 
zu einem Problem. Denn was sich ›bewegt‹, das kann 
nur schwerlich allgemein beschrieben werden. Man 
arbeitet nolens volens mit Zwischenständen, begnügt 
sich mit der Tendenz. Weiterhin versucht man, gra-
duelle Konturen einer dynamischen Rolle in einem 
dynamischen Umfeld herauszuschälen – und muss 
das Unvollständige, Defizitäre und Relative jeder 
idealtypischen Beschreibung am Ende akzeptieren. 
Bei der Entwicklung eines Typologie-Schemas zur 
Beschreibung von IN und konkreter Ausprägungen 
im Speziellen müssen diese Merkmale berücksichtigt 
werden. Eine solche Typologie muss die Hybridität zu 
ihrem Kern machen. Sie kann nur eine Heuristik sein, 
zumindest bisher.

Marcel Schlegel

Volontierter Zeitungsredakteur und wissenschaftlicher Mitar-
beiter am DFG-Graduiertenkolleg »Privatheit und
Digitalisierung«.
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von Carsten Ochs

In diesem Artikel wird in einem transdisziplinären Ansatz ein systematisches sozialhistorisches Schema be-
reitgestellt, das es erlaubt, die gesellschaftsstrukturellen Gründe und Treiber für den Wandel informationeller 
Privatheit ab dem 18 .Jh. zu identifizieren und darauf aufbauend die Perspektiven der Privatheitsforschung zu 
kategorisieren.

Lost in Transformation?
Einige Hypothesen zur Systematik der 
Strukturtransformation informationeller Privatheit vom 
18. Jh. bis heute
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I.

Einer weit verbreiteten und gut begründeten An-
sicht zufolge laufen etablierte Techniken und 

Praktiken der informationellen Privatheit im Zuge 
der Strukturtransformation hin zu digital-vernetz-
ten Vergesellschaftungsformen nach und nach leer, 
werden unter Veränderungsdruck gesetzt oder zur 
Neu-Erfindung gezwungen.1 Während sich für nor-
mativ orientierte Unternehmungen – wie etwa dem 
regulatorischen, juristischen oder sozialphilosophi-
schen Diskurs – daraus die Frage nach transforma-
tionsbedingten Neuregelungsbedarfen ergibt, steht 
aus gesellschaftswissenschaftlicher Perspektive 
v.a. das Erfordernis im Vordergrund, die Logik der 
Strukturtransformation informationeller Privatheit 
systematisch analysierbar zu machen. Dabei kann 
über das disziplinäre Erkenntnisinteresse hinaus 
insofern transdisziplinärer Mehrwert entstehen, als 
das Wissen um die strukturellen Gründe für den 
Privatheitswandel den normativ orientierten oder 
normsetzenden Perspektiven nützliche Reflexions-
folien an die Hand zu geben vermag. Die soziologi-
sche Identifizierung solcher Gründe dürfte indessen 
umso höhere Qualität aufweisen, je größere analyti-
sche Robustheit das zugrunde gelegte sozialhistori-
sche Transformationsschema aufweist. Im Rahmen 
des vorliegenden Beitrags möchte ich daher ein sol-
ches Schema skizzieren und zur Diskussion stellen.2  

Dabei geht es mir vordringlich um die Präsentation 
einer überblicksartigen Skizze, deren sozialhistori-
sche Details aus Platzgründen bis zu einem gewis-
sen Grade einfach gesetzt werden müssen. Das gilt 
insbesondere für die unten zugrunde gelegte mehr-
fache Strukturtransformation der informationellen 
Privatheit ab dem 18. Jahrhundert als Wandlungs-
prozess vom Ehrschutzprinzip (18. Jh.), über das des 
Rückzugs (19. Jh.) und jenes der Informationskont-
rolle (20. Jh.) bis zum Prinzip der Unschärfegarantie 
(21. Jh.), wie ich bereits andernorts überblicksartig 
ausgeführt habe.3 Reserviert man das Konzept der 
informationellen Privatheit aus guten soziologi-
schen Gründen für die Vergesellschaftungsformen 
ab dem 18. Jahrhundert – erst dann wird jene Tech-
nik, die bereits im Mittelalter negativ als Geheim-
haltung abweichenden Verhaltens praktiziert wurde 
zur positiven Institution im Dienste eines sich nun 
als Individuum konstituieren-müssenden Subjekts4   
– und analysiert von dieser Prämisse ausgehend die 
Gesellschaftsgeschichte der informationellen Privat-
heit, dann zeichnet sich mit großer Deutlichkeit die 
Systematik der infrage stehenden Transformations-
logik ab.

Das  Transformationsschema5 werde ich zunächst in 
allgemeiner Weise erläutern, um es dann an einem 
Fallbeispiel, dem Dominantwerden der bürgerlichen 
Privatheitstechnik des temporären Rückzugs und 

deren normativer Formalisierung bei Warren und 
Brandeis,6 exemplarisch darzustellen.

II.

Versteht man informationelle Privatheit als Praxis der 
Beschränkung der Teilhabe eines Akteurs B an den 
Informationen über einen Akteur A, die dem Zweck 
dient, As Erfahrungsspielraum unversehrt zu lassen, 
d.h. die Kontingenz möglicher Erfahrungsweisen auf-
seiten As zu erhalten,7 so wird informationelle Pri-
vatheit als Machtdifferential in Vergesellschaftungs-
gefügen verstehbar, welches ab dem 18. Jahrhundert 
in den Dienst individualistischer Subjektivierung ge-
stellt wird.8 Informationelle Teilhabebeschränkung 
unterliegt dabei, wie eingangs bereits festgestellt, als 
informationelle Privatheit einem gewissen genealo-
gisch rekonstruierbaren Formenwandel, der wiede-
rum auf gesellschaftliche Strukturtransformationen 
zurückzuführen ist. Sofern Vergesellschaftung als sol-
che bereits grundsätzlich prozesshaft zu konzipieren 
ist,9 kann für die fraglichen Transformationsprozesse 
erst recht festgestellt werden, dass diese sich perma-
nent ›im Fluss‹ befinden, der Formenwandel somit 
also auf idealtypische Verdichtungen zugespitzt wer-
den muss, um daraus die maßgeblichen strukturellen 
Umformungen herausfiltern zu können.

Wird die Transformationsanalyse solchermaßen ori-
entiert, so muss zugleich in Rechnung gestellt wer-
den, dass die fraglichen Praktiken sozialtheoretisch 
damit grundsätzlich auf Ebene widersprüchlicher 
Praxisformen zu verorten sind, wie sie im Zuge re-
lationaler Sozialitätsproduktion auftreten. In Anleh-
nung an die obige abstrakte Bestimmung: B möchte 
sich durch Teilhabe an As Informationen als Akteur 
konstituieren10, was As Erfahrungsspielraum zu be-
einträchtigen droht; informationelle Privatheitsprak-
tiken ermöglichen eine Grenzziehung, so dass As 
Erfahrungsspielraum erhalten bleibt bzw. überhaupt 
erst konstituiert wird. Der Widerspruch zwischen Bs 
Akteurskonstitution einerseits und dem Erhalt von 
As Erfahrungsspielraum andererseits wird hier offen-
kundig.

Die sozialtheoretisch ausbuchstabierbare Wider-
sprüchlichkeit des sozialen Geschehens, in dessen 
Rahmen informationelle Privatheitspraktiken sich 
vollziehen, findet ihr Pendant auf gesellschaftsthe-
oretischer Ebene in strukturellen Widersprüchen, 
denen sich die Akteure im Zuge ihrer Selbst-Konsti-
tution ausgesetzt sehen. ›Widerspruch‹ lässt sich in 
Anlehnung an Giddens verstehen als »an oppposition 
or disjunction between structural principles of a soci-
al system, such that the system operates in negation. 
That is to say, the operation of one structural princip-
le presumes another which negates it.«11
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Giddens bezieht strukturelle Widersprüche v.a. auf 
das Gegeneinanderlaufen von Strukturprinzipien, die 
ein gesamtes Gesellschaftssystem maßgeblich struk-
turieren (primärer Widerspruch), und aus denen 
sich dann Folge-Widersprüche ergeben (sekundäre 
Widersprüche).12 Insbesondere die Identifizierung 
eines ›Hauptwiderspruchs‹ scheint mir dabei vor-
aussetzungsreichere Prämissen zu erfordern, als sie 
in den hier entwickelten Argumentationszusammen-
hang eingebracht werden sollen: »in any given type of 
societal system (…) there is one principal axis of cont-
radiction, which I shall call the primary contradiction 
of that type of of society.« (ebd.; kursiv Herv. CO). 
Für die modernen Gesellschaften des 20. Jahrhun-
derts bestünde etwa der primäre Widerspruch darin, 
»daß die ›öffentliche‹ Sphäre des Staates die ›private‹ 
Sphäre der ›bürgerlichen Gesellschaft‹ konstituiert, 
diese aber von sich absondert und mit ihr in ein ge-
spanntes Verhältnis gerät.«13 Pointiert ausgedrückt, 
ist der Staat auf die Wirtschaft angewiesen, um Steu-
ern einnehmen zu können, während die Wirtschaft 
von den Ordnungsfunktionen des Staates abhängig 
ist. Gleichzeitig sei jedoch zu beobachten, dass die 
kapitalistischen Kräfte dem Nationalstaat »antago-
nistisch gegenüberstehen.«14  

Unabhängig von der Plausibilität der Giddens’schen 
Überlegungen wird in diesem Beitrag das Konzept 
des Widerspruchs v.a. auf den Vorgang der Subjekti-
vierung bezogen: Ich gehe davon aus, dass strukturel-
le Faktoren bestimmte, unterschiedliche Ansprüche 
an die Selbst-Konstitution von sozialen Akteuren, 
d.h. an Subjektivierung herantragen; und dass diese 
Ansprüche gegenläufig sein können. Subjektivierung 
sieht sich in solchen Fällen dann mit der Notwendig-
keit eines Umgangs mit jenen Widersprüchen kon-
frontiert, und der hier verfolgten These gemäß dient 
informationelle Privatheit genau dazu: Zum Umgang 
mit den Widersprüchen im Zuge der Selbst-Konstitu-
tion. Informationelle Privatheit spielt in eben diesem 
Sinne die Rolle eines ›Subjektivierungsmodus‹, d.h. 
die Rolle einer ›Vorrichtung‹, die Subjektivierung im 
Angesicht der Widersprüche erlaubt. Unabhängig 
davon, welcher Subjekttyp, welche Subjektform und 
-kultur im Fokus steht – etwa »Unternehmerisches 
Selbst«, frühbürgerliches Selbst oder adeliges Selbst15 
– die jeweiligen Subjektformen sind mit einem domi-
nanten Subjektivierungswiderspruch konfrontiert; 
und die jeweils dominante Form informationeller 
Privatheit erlaubt einen Umgang mit diesen.

Privatheitstechniken fallen in diesem Rahmen nicht 
vom Himmel, treten nicht als ready-made gebrauchs-
fertig auf den Plan. Genau wie alle anderen Vergesell-
schaftungslogiken entwickeln sie sich im Rahmen 
von re-/produktiven Dauerprozessen. Das bedeutet, 
dass sich dominant werdende Praxisformen, wie die 
der informationellen Privatheit, angesichts gesell-
schaftsstruktureller Subjektivierungswidersprüche 

entwickeln, konsolidieren und ›aushärten‹, bevor sie 
zu einem etablierten, als Selbstverständlichkeit hin-
genommenen und ggf. sogar formalisierten Subjekti-
vierungsmodus werden.

Das Nachdenken über, das diskursive Thematisieren 
und das Formalisieren von informationellen Privat-
heitspraktiken wird im historischen Zusammenhang 
insbesondere dann erkennbar oft intensiviert, wenn 
neue Typen soziotechnisch generierter Medien-Öf-
fentlichkeiten auf den Plan treten, welche zum einen 
Subjektivierungsmöglichkeiten neuer, also abwei-
chender Art ermöglichen, und zum anderen bisheri-
ge Privatheitspraktiken unter Druck setzen. Norma-
tive Konflikte über die Legitimität bislang verlässlich 
kanalisierter, nun aber ›umleitbarer‹ Informations-
flüsse treten auf: die neuen Medien-Öffentlichkeiten 
stellen die hergebrachte dominante Privatheitsprak-
tik insofern infrage, als nun nach und nach neue In-
formationskonstellationen und in der Folge gesell-
schaftsstrukturelle Subjektivierungswidersprüche 
entstehen, denen gegenüber die etablierte Praxis 
leer zu laufen beginnt (z.B. Informationskontrolle 
wird gegenüber statistischer Inferenz wirkungslos). 
Im normativen Konflikt werden die hergebrachten 
Ressourcen gleichwohl noch einmal mobilisiert, ob-
wohl – oder gerade weil – sich bereits unter der Hand 
ein medial-öffentliches Unterlaufen dieser Ressour-
cen andeutet. Als Schwellenkonflikte können dann 
solche normativen Konflikte bezeichnet werden, in 
denen dies ganz besonders deutlich wird: potenti-
ell alle bislang konsolidierten Privatheitstechniken 
(die den Umgang mit den bisherigen Widersprüchen 
erlaubten), werden aktiviert, um auf die neuen Öf-
fentlichkeitstypen zu reagieren. Letztere liefern in-
dessen bereits eine Grundlage für die Um- oder Neu-
Formung von Subjektivierung, die dann im weiteren 
historischen Verlauf mit neuartigen Widersprüchen 
konfrontiert sein wird.

Im Folgenden werde ich die eher abstrakten Ausfüh-
rungen am Fallbeispiel von Warren und Brandeis’ 
»right to be let alone« durchspielen und nachvoll-
ziehbar machen.

III.

Beim »right to let alone«, wie es Warren und Brandeis 
1890 formulieren, handelt es sich um die diskursive 
und rechtliche Formalisierung einer im Laufe von 
Jahrzehnten sich entwickelnden und konsolidierten 
Privatheitspraktik, namentlich des (temporären) 
Rückzugs vom Sozialen. Die Technik des Rückzugs 
erlaubt den sich subjektivierenden Akteuren den 
Umgang mit dem Grundwiderspruch der bürgerli-
chen Moderne des 19. Jahrhunderts zwischen sozi-
al differenzierter Lebensweise einerseits und dem 
Einheitlichkeits- und Einzigartigkeitsimperativ der 
Individualität andererseits16: Während in der vormo-
dernen Ära noch die ganze Persönlichkeit in einer ko-
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härenten, umfassenden sozialen Welt involviert war 
und in dieser eine einheitliche soziale Existenz pfleg-
te (Kongruenz persönlicher, beruflicher, politischer, 
religiöser, amouröser usw. Kreise), kommt es nun zur 
Aufspaltung. Die Anforderung an das Individuum, 
sich selbst mithilfe prä-fixierter Sozialpositionen zu 
konstituieren, entfällt sukzessive. Stattdessen soll es 
sich und sein soziales Leben in einer Vielzahl inkohä-
renter und heterogener Kontexte ausformen, und so 
auch von anderen Akteuren unterscheiden.17 

Eben daran zeichnet sich der Subjektivierungswi-
derspruch des 19. Jahrhunderts ab: wie soll man ein 
ungeteiltes, einzigartiges In-dividuum werden, wenn 
man gleichzeitig gezwungen ist, eine differenzierte 
soziale Existenz zu führen, die obendrein ständig auf 
Konformität getrimmt wird? Die dominante informa-
tionelle Privatheitstechnik des 19. Jahrhunderts hält 
eine Antwort parat: durch regelmäßigen Rückzug 
vom Sozialen. Denn »[d]ie Privatleute, die sich hier 
zum Publikum formieren, gehen nicht ›in der Gesell-
schaft‹ auf; sie treten jeweils erst aus einem privaten 
Leben sozusagen hervor, das im Binnenraum der pat-
riarchalischen Kleinfamilie institutionelle Gestalt ge-
wonnen hat.«18 Nur im Rückzug können die Akteure 
sicher sein, keine Informationen über sich selbst an 
normativ widersprüchliche Kontexte auszusenden, 
und nur dort können sie immer wieder die verstreu-
ten Einzelteile einer differenzierten sozialen Existenz 
zu einem kohärenten Ganzen zusammenfügen.

›Rückzug‹ erlaubt für eine ganze Weile recht gut den 
Umgang mit dem Widerspruch, wird jedoch schließ-
lich von der neu evolvierten massenmedialen Presse-
Öffentlichkeit unterlaufen, die durch soziotechni-
sche Verknüpfung von erschwinglich gewordenen 
Foto-Kameras, Massenpresse und dem neuen Genre 
der Yellow Press getragen wird. Warren und Brandeis’ 
Right to Privacy lässt sich in diesem Zusammenhang 
als normative Artikulation des auftretenden Schwel-
lenkonflikts interpretieren. Samuel Warren heiratet 
am 25. Januar 1883 in Washington, D.C. Mabel Baya-
rd, die Tochter des US-amerikanischen Senators von 
Delaware und späteren Außenministers Thomas F. 
Bayard, und somit in eine Familie, die der High Soci-
ety der Ostküste angehört.19 1890 veröffentlicht War-
ren gemeinsam mit dem befreundeten Juristen Louis 
Brandeis den im Nachgang berühmt und einfluss-
reich werdenden Artikel The Right to Privacy in der 
Harvard Law Review in Reaktion auf das Verhalten 
der Presse u.a. im Rahmen seiner Hochzeit: »War-
ren felt so strongly that the press had overstepped its 
boundaries«.20 Dieser Versuch, Privatheit konzepti-
onell einigermaßen belastbar ›festzuzurren‹ und so 
rechtlich zu normieren, wird zwar in der spezifischen 
kulturhistorischen Situation der US-amerikanischen 
East Coast Ende des 19. Jahrhunderts unternommen, 
erweist sich aber bei näherem Hinsehen dennoch 
als überaus europäisch geprägte Unternehmung: 

»Warren and Brandeis worked in a world of Boston 
respectability closely akin to the high society of late-
ninetheenth-century Europe.«21

Ihre kulturell und normativ europäische Prägung 
artikuliert sich im Text nicht zuletzt darin, dass sie 
von vornherein das Individuum als Dreh- und Angel-
punkt der normativen Argumentation einführen. Sie 
konstruieren die »inviolate personality« (ebd.: 205) 
»als eine unantastbare, gar heilige […] Einheit mit ei-
ner sensiblen Innerlichkeit. Die Gefährdung selbiger 
durch Klatschpresse und neue Medien gießen sie in 
Metaphern einer Verletzung dieser Ganzheit«.22 Da-
raufhin ziehen Warren und Brandeis in der weiteren 
Argumentation den gesamten Fundus an heteroge-
nen Privatheitstechniken heran, den die (u.a. euro-
päische) Rechtsgeschichte aus ihrer Sicht hergibt, um 
diesen in den Dienst des Individuums zu stellen: Das 
»law of slander and libel«, das »common-law right to 
intellectual and artistic property«, das Vertragsrecht, 
»trade secrets« sowie die schon in der Antike bekann-
te Privatsphäre des familialen Oikos.23 Auf diese Wei-
se mobilisieren sie die sedimentierten, altbekannten 
Privatheitstechniken – körperliche Privatheit, räum-
liche Privatheit, familiale Privatsphäre, Privat-Eigen-
tum, all dies zusammengezogen in der Privatheit des 
oikos (»a man’s house as his castle«), zudem Reputa-
tionsmanagement – um diese dann im Rahmen einer 
neuartigen Vergesellschaftungskonstellation auf ein 
neuartiges Problem anzuwenden: »Recent inventions 
and business methods call attention to the next step 
which must be taken for the protection of the person, 
and for securing to the individual what Judge Cooley 
calls the right ›to be let alone.‹«24 

Damit aber ist die entscheidende Formel geprägt, 
denn »[b]is heute wird der Artikel immer wieder mit 
der prägnanten Formel zitiert, die das right to privacy 
als ›right to be let alone‹ […] spezifiziert. Diese For-
mulierung suggeriert eine Räumlichkeit, eine Privat-
Sphäre, einen Schonraum in Zurückgezogenheit.«25 
Ganz in diesem Sinne lässt sich hier die Grundformel 
dieses ›Gründungsdokuments‹ bürgerlich-moderner 
Privatheit freilegen – Privatheit als Rückzug des In-
dividuums von Gesellschaft: »Prominence was given 
[…] to a form of romantic individualism, the possi-
bility of finding the true self through withdrawal 
from the company of others.«26 In den Vordergrund 
rückt somit die im Laufe des 19. Jahrhunderts domi-
nant gewordene informationelle Privatheitspraktik 
des Rückzugs. Die rechtliche Formalisierung bringt 
diese Praktik genau in dem Moment auf den Be-
griff, in dem ihre selbstverständliche Praktizierung 
von der neuartigen massenmedialen Öffentlichkeit 
bereits unter prinzipiellen Druck gesetzt wird. Der 
neue Öffentlichkeitstypus wird in der Folge an der 
Verschiebung bekannter und an der Ausbildung der 
neuen Subjektivierungsformen des 20. Jahrhunderts 
(William Whytes »organization man«) beteiligt sein, 
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jedoch werden diese neuen Subjektivierungsformen 
dann wiederum ihre eigenen Privatheitstechniken 
entwickeln müssen, um ihrerseits mit historisch ›ei-
gentümlichen‹ Subjektivierungswidersprüchen um-
gehen zu können usw. usf.

Das hier beispielhaft vorgeführte Schema lässt sich 
systematisch für die gesamte Phase vom 18. Jahrhun-
dert an bis heute darstellen. Während ich hier nur das 
Transformationsnarrativ für das 19. Jahrhundert bei-
spielhaft skizzieren konnte, möchte ich das Schema 
dennoch für die gesamte Phase vom 18. Jahrhundert 
bis heute im Sinne einer Arbeitshypothese präsentie-
ren (siehe Abb. 1):

Für jedes Jahrhundert lässt sich also eine in Konso-
lidierung begriffene, dominante Privatheitspraktik 
identifizieren, die einen Umgang mit dem jeweili-
gen Subjektivierungswiderspruch erlaubt, und deren 
Funktionsweise jeweils zum Ende des Jahrhunderts 
hin von der Funktionsweise eines neuartigen Öffent-
lichkeitstypus unterlaufen wird. So werden die kon-
solidierten Privatheitspraktiken immer dann im Rah-
men von Schwellenkonflikten formal expliziert und in 
dem Zuge gewissermaßen ›abgerundet‹, wenn die neu 
aufkommenden Öffentlichkeitstypen bereits dabei 
sind, ihnen ›davonzulaufen‹: die Verunsicherungen, 
die die neuartigen Öffentlichkeitstypen hervorrufen, 

werden normativ registriert, und in der Reaktion er-
folgt dann der Rückgriff auf etablierte Schutztechni-
ken, um diesen Erschütterungen beizukommen. 

Indessen sind mit der zunehmenden Verbreitung 
und Vorherrschaft elektronisch-vernetzter Öffent-
lichkeit (deren weitere Ausprägung wir aktuell als Di-
gitalisierung von Öffentlichkeit miterleben) die Segel 
zur weiteren strukturellen Transformation bereits 
gesetzt, und auch wenn die nunmehr formalisierten 
Privatheitstechniken sich noch für eine ganze Weile 
insofern als funktional erweisen mögen, als sie Prob-
lemlagen einzuhegen gestatten, wird doch nach und 
nach ihre Defizienz deutlich.

IV.

Sofern dieses Transformationsschema Gültigkeit be-
anspruchen kann,27 stellt sich die Frage, was aus den 
Ausführungen für die Analyse der gegenwärtigen, als 
›soziodigital‹ klassifizierbaren Transformationsdyna-
mik folgt.28 Feststellen lässt sich in dieser Hinsicht 
zunächst, dass sich das obige Schema auf sozialhis-
torisch rekonstruierbare Ereignisse bezieht, während 
sich die soziodigitale Transformation noch mitten in 
vielfältigen, kontingenten Richtungsstreits befindet. 
Was sich nichtsdestotrotz mit einiger Plausibilität 
angeben lässt, ist die Fragerichtung, in der die privat-

Abb. 1: Phasenmodell des Wandels von Privatheitspraktiken vom 18. Jh. bis heute.
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heitstheoretischen Antworten auf die soziodigitale 
Widerspruchskonstellation liegen. Das Schema zeigt 
m.a.W. an, dass es lohnenswert sein könnte, nach 
dem maßgeblichen Subjektivierungswiderspruch zu 
fahnden, den die soziodigitale Vergesellschaftungs-
logik heraufbeschwört, um an diesem zu studieren, 
wie und warum die dominante Privatheitstechnik 
des 20. Jahrhunderts, die (individuelle) Informati-
onskontrolle, mit den neu evolvierten Bedingungen 
der zeitgenössischen Widerspruchskonstellation nur 
noch bedingt fertig wird.29 Welche Resultate eine sol-
che Fahndung erbringt, muss an anderer Stelle darge-
stellt werden; dass es sich in methodischer Hinsicht 
hierbei um eine vielversprechende Forschungsper-
spektive handelt, eben diese Behauptung wollte der 
vorliegende Text mit Plausibilität versehen.

Dr. Carsten Ochs

Post-Doc im BMBF-Projekt "Demokratieentwicklung, 
Künstliche Intelligenz und Privatheit“
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fachgebiet Soziologische 
Theorie der Universität Kassel
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3. Schutz(-räume)
des Privaten
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Datenschutz und Mediensystem 
Altersverifikation und Uploadfilter aus intradisziplinärer 
Perspektive 

von Tobias Keber

Das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten kann mit dem Recht auf Freiheit der Meinungsäußerung 
und Informationsfreiheit in Konflikt geraten. Im Bereich medialer Berichterstattung, in der es naturgemäß 
auch um individualisierbare Personen geht, ist die Auflösung des Spannungsverhältnisses Teil des Tagesges-
chäfts. Ausgleichswerkzeug ist das so genannte Medienprivileg, das die Datenverarbeitung zu journalistischen 
Zwecken von datenschutzrechtlichen Verpflichtungen teilweise freistellt.1 Um die viel diskutierten Fragen zu 
dem Ausgleichsmechanismus soll es hier aber nicht gehen. Um schonenden Ausgleich kann sich nur bemühen, 
wer ein Spannungsverhältnis erkennt. Schwieriger wird es, wenn ein Konflikt nicht gesehen oder ein Problem 
bewusst, etwa zuständigkeitshalber ausgeklammert und damit insgesamt asymmetrisch adressiert wird. Die 
zwei nachfolgenden Konstellationen mögen für diesen Missstand als Beispiele dienen.

1 Aus kommunikationsrechtlicher Sicht ist diese Konzeption schon im Ansatz problematisch, denn die Möglichkeit der Berichterstattung auch 
unter Verwendung personenbezogener Daten ist funktional zwingend und damit konstituierendes Element der Medienfreiheit. Dazu Cornils, 
Matthias: Der Streit um das Medienprivileg. In: ZUM. Jg. 62, H. 8/9, 2018, S. 561–577.
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›Blackout-Challenge‹, TikTok und 
Altersverifikation

Anfang des Jahres war eine Zehnjährige in Paler-
mo auf Sizilien vermutlich bei einer gefährlichen 

Internet-Mutprobe für die Kurzvideo-App TikTok ge-
storben. Die Teilnehmer:innen der ›Blackout-Chal-
lenge‹ strangulierten sich selbst, so lange es ging. 
Es gewann, wer es am längsten aushielt.1 Ein ebenso 
trauriges wie bekanntes Phänomen: Selbstgefähr-
dung, gefährliche Mutproben und ihre Glorifizierung 
(wer mitmacht, bekommt anerkennende Likes) im 
Netz. Interessant an diesem Fall: nicht die Medien-
aufsicht, sondern die Datenschutzaufsicht in Italien 
(›Garante per la protezione die dati personali‹) schritt 
ein.2 Die Behörde argumentierte, eine Mitgliedschaft 
bei TikTok sei (auch nach dem eigenen Hausrecht des 
Netzwerks) unter 13 Jahren nicht zulässig, wobei das 
aus datenschutzrechtlicher Sicht entgegen der Praxis 
des Unternehmens auch wirksam kontrolliert werden 
müsse. Gedanklich könnte man dies zur These ver-
dichten: hätte es wirksamen Datenschutz gegeben, 
wäre die Zehnjährige nicht bei TikTok gewesen. Sie 
wäre vielleicht noch am Leben. 

Tatsächlich wird man Datenschutz zunehmend auch 
als Jugendmedienschutz verstehen müssen. Im Me-
diensystem in Deutschland geschieht dies bis dato 
nicht, wie die nachfolgende Analyse zeigt. 

Schutz vor entwicklungsbeeinträchtigenden Angebo-
ten bei Video-Sharing-Diensten 

Intuitiv würde man hierzulande die Alterskontrolle 
der Nutzer:innen auf einer Videoplattform zunächst 
einmal als jugendmedienschutzrechtliche Frage ver-
stehen. Nach § 5a des jüngst reformierten Jugend-
medienschutzstaatsvertrags (JMStV, in Kraft seit 
07.11.2020) gilt, dass Video-Sharing-Dienste3 Kinder 
und Jugendliche mit angemessenen Maßnahmen vor 
entwicklungsbeeinträchtigenden Angeboten schüt-
zen müssen. Das Angebot von TikTok wird man als 
normadressierten Video-Sharing-Dienst werten 
müssen, denn hier wird ›user-generated content‹ 
(UGC) von der Plattform nach bestimmten Ord-
nungskriterien (Algorithmen) aggregiert.4 Gemäß § 
5 Abs. 1 JMStV ist ein Angebot als entwicklungsbe-
einträchtigend einzustufen, wenn es geeignet ist, die 
Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit zu beeinträchtigen. Eine ›Blackout 
Challenge‹ wird man als ein solches Angebot verste-
hen können, jedenfalls wenn es wie hier besonders 
jugendaffin und über den Wettbewerbscharakter für 
die junge Zielgruppe besonders attraktiv dargestellt 
wird.

Altersverifikationssysteme (AV-Systeme) als Schutz-
maßnahme

§ 5a Absatz 2 JMStV benennt dann als Schutzmaß-
nahme (nicht abschließend) die Einrichtung und den 
Betrieb von Systemen zur Altersverifikation. Altersve-
rifikationssysteme in diesem Sinne sind über die ge-
schlossenen Benutzergruppen im Sinne des § 4 Abs. 
2 S. 2 (Zugang nur »ab 18«) JMStV hinausgehende, 
altersstufendifferenzierende5 Maßnahmen der Zu-
gangsbeschränkung auf Grundlage eines durch das 
System zu prüfenden Alters der Nutzenden.6 Auch 
wenn die Altersverifikationssysteme des § 5a Absatz 
2 JMStV damit nicht deckungsgleich mit den bereits 
vor der JMStV-Reform etablierten Systemen nach § 
4 Abs. 2 S. 2 JMStV sind, ließe sich technisch daran 
anknüpfen, denn ein System, das den Nachweis der 
Volljährigkeit erbringen soll, könnte grundsätzlich 
ebenso gut die Altersstufe »ab 12« belegen. 

Damit könnten die Erfahrungen und die Bewertung 
der AV-Systeme auch für Video-Sharing-Dienste wie 
TikTok fruchtbar gemacht werden. Am Ausgangsfall 
anknüpfend könnte das bedeuten, mit implemen-
tierter Altersverifikation auf der Plattform würde der 
Gefahr eines solchen Unfalls im deutschen Medien-
system künftig wirksam begegnet. Um diese These 
verifizieren zu können, ist ein näherer Blick auf das 
System der Altersverifikation im Jugendmedien-
schutz erforderlich. 

Bewertung von AV-Systemen durch die Kommission 
für Jugendmedienschutz (KJM)

Die Bewertung von AV-Systemen obliegt der Kom-
mission für Jugendmedienschutz (KJM) als Organ 
der Landesmedienanstalten in Deutschland. Ein von 
der KJM positiv bewertetes AV-System kann ein An-
bieter wählen, um seinen gesetzlichen Pflichten aus 
dem Jugendmedienstaatsvertrag (mutmaßlich) zu 
entsprechen.7  In der aktuellen Positivliste der KJM 
finden sich technisch unterschiedliche Lösungen ver-
schiedenster Anbieter.8  Die Kriterien zur Bewertung 
von Konzepten zur Altersverifikation hat die KJM als 
»AVS-Raster« veröffentlicht.9  In der Liste der KJM 
positiv bewertet wird beispielsweise das Angebot Yoti 
App der Yoti Ltd., einem Unternehmen mit Sitz in 
London (UK). Die KJM kam im Dezember 2020 zu 
dem Ergebnis, dass das System bei entsprechender 
Umsetzung als vollständiges AVS-Konzept im Sinne 
der KJM-Kriterien zur Sicherstellung einer geschlos-
senen Benutzergruppe (§ 4 Abs. 2 Satz 2 JMStV) ge-
mäß Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) ge-
eignet ist. Kurz: Der Anbieter medialer Inhalte kann 
durch Einbindung der Yoti Altersverifikation in seine 
Angebotsinfrastruktur sicherstellen, dass Jugend-
liche keinen Zugriff auf für sie ungeeignete Inhalte 
haben.
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Ließe sich die Yoti App dann auch altersdifferenziert 
für den Video-Sharing-Dienst TikTok einsetzen, der 
selbst ja keine Inhalte anbietet, sondern lediglich 
als Plattform für ›user-generated content‹ fungiert 
und würde dies den schutzwürdigen Interessen der 
Rezipient:innen gerecht?

Datenschutz als fehlendes Bewertungskriterium der 
KJM

Aus datenschutzrechtlicher Perspektive wird man 
die Bewertung der Yoti App durch die KJM kritisch 
sehen müssen. Dies jedenfalls, nachdem man sich 
die Funktionsweise der App vergegenwärtigt und 
das ›Privacy‹-Statement des Anbieters auf der Web-
seite gelesen hat: Technisch handelt es sich um ein 
Verfahren, dass die Identität der Nutzer:in über eine 
Mehrfaktor-Authentifizierung bei Anmeldung und 
nachfolgend eine Lebenderkennung des Gesichts (Be-
wegtselfie) mit dem Smartphone und den Abgleich 
des Ausweisdokuments ermöglicht. Im ›Privacy‹-
Statement auf der Webseite ist zu lesen: »In future we 
may send your personal information to countries out-
side the UK. […]However, we will make sure that your 
personal information is properly protected.«10  Das ist 
nicht gerade besonders transparent, weder mit Blick 
auf die Kategorien der zu transferierenden Daten 
(auch die biometrischen Daten im Zusammenhang 
mit dem angefertigten Bewegtselfie?) noch hinsicht-
lich des Ziels eines Drittstaatentransfers. 

Datenschutzrechtliche Bedenken haben im bisheri-
gen Modell der Positivbewertung eines AV-Systems 
durch die KJM allerdings kein Gewicht. Natürlich 
nicht, könnte man sagen, denn die KJM ist keine da-
tenschutzrechtliche Aufsichtsbehörde, die Prüfung 
datenschutzrechtlicher Fragen ist nicht ›ihr Business‹. 
Dem entsprechend heißt es im AVS-Raster auch nur 
lapidar: »Die für die Altersprüfung jeweils benötigten 
Personendaten der zu identifizierenden Person soll-
ten in erforderlichem Maße unter Beachtung daten-
schutzrechtlicher Vorgaben erfasst und gespeichert 
werden (z. B. Geburtsdatum, Name, Adresse). Eine 
Erfassung nur des Alters der identifizierten Person 
ist nur dann ausreichend, wenn dieses im gleichen 
Schritt mit eindeutigen Authentifikationsmerkmalen 
verknüpft ist.«11 Das datenschutzrechtliche Gebot der 
Datenminimierung (Art. 5 Abs. 1 lit. c) DSGVO) wird 
hier also zu einem ›nice to have‹ degradiert.

Altersverifikation ist Jugendschutz ist Datenschutz.

Ist das aus Sicht der problematische Inhalte potenti-
ell rezipierenden Nutzer:innen nicht defizitär? Müss-
te die KJM im Rahmen der Positivbewertung auf der 
Webseite nicht wenigstens der guten Ordnung halber 
(deutlicher Disclaimer) darauf hinweisen, dass ein 
von ihr positiv bewertetes System datenschutzrecht-
lich ungeprüft ist? 

In Zukunft müssten datenschutzrechtliche Erwägun-
gen jedenfalls bei AV-Systemen i. S. d. § 5a JMStV 
eine Rolle spielen, denn nach Absatz 1 der Vorschrift 
müssen die von den Video-Sharing-Dienst-Anbietern 
ergriffenen Maßnahmen »angemessen« sein. Der 
Einsatz von datenschutzrechtlich defizitären AV-Sys-
temen kann in der für die Angemessenheit erforder-
lichen Gesamtschau aller Umstände12 doch jedenfalls 
keine zu vernachlässigende Größe sein. 

Uploadfilter und der Datenschutz

Bleiben wir bei Video-Sharing-Diensten und wenden 
uns einem zweiten Beispiel asymmetrischer, bzw. 
defizitär geführter Diskussion vor dem Hintergrund 
des eingangs erwähnten Spannungsverhältnisses zu: 
automatisierte Mechanismen zur Verhinderung ur-
heberrechtlich nicht erlaubter Nutzungen auf diesen 
Plattformen. Die Debatte rund um die so genannten 
Uploadfilter ist in der öffentlichen Wahrnehmung 
leiser geworden. Unionsrechtlich ist das Thema (von 
dem noch anhängigen Verfahren des Europäischen 
Gerichtshofs abgesehen13) derzeit ausdiskutiert, die 
Directive on Copyright in the Digital Single Market14  
(DSM-RL) ist seit dem 6. Juni 2019 in Kraft und bis 
zum 7. Juni 2021 in nationales Recht umzusetzen. 

Lohnenswert bleibt es aber, über die mit dem neuen 
Regelwerk verbundenen und im öffentlichen Diskurs 
nur am Rande diskutierten datenschutzrechtlichen 
Fragen nachzudenken. Das betrifft beispielsweise die 
Gefahr der Begründung eines Filtertechnikdatenmo-
nopols, wie es der Bundesdatenschutzbeauftragte Ul-
rich Kelber 2019 formuliert hat.15 Die Befürchtung ist, 
dass insbesondere kleinere Plattformen Uploadfilter 
nicht als teure Eigenentwicklungen mit datensouve-
räner Verarbeitung implementieren werden, sondern 
die Infrastruktur der marktführenden Unternehmen 
(Alphabet Inc. mit YouTube) einbinden werden. Dabei 
geht es also weniger um die individualrechtliche Pers-
pektive, sondern um die datenwettbewerbsrechtliche 
Seite. Wie sich dies in Zukunft entwickeln wird, lässt 
sich derzeit schwer abschätzen. Greifbarer sind viel-
leicht die individualrechtlichen Implikationen, denn 
die Umsetzung der DSM-RL und namentlich der Up-
loadfilter im Rahmen des Urheberrechts-Dienstean-
bieter-Gesetzes (UrhDaG)16 sind nun weitestgehend 
abgeschlossen. Der Entwurf eines Gesetzes zur An-
passung des Urheberrechts an die Erfordernisse des 
digitalen Binnenmarktes17 war zuletzt Gegenstand 
einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz am 12. April 2021.

DSM-RL, UrhDaG und der Datenschutz

Der Gesetzgeber steht vor einer großen Herausfor-
derung: den hochkomplexen Vorgaben des Art. 17 
DSM-RL Rechnung zu tragen (was für sich betrachtet 
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schon als die Quadratur des Kreises bezeichnet wur-
de18) und (das wird gerne übersehen) das Ganze auch 
noch datenschutzkonform nach Artikel 28 DSM-RL 
auszugestalten.

Plattformen haften nach dem neuen Regime nur 
dann nicht für die öffentliche Widergabe der hoch-
geladenen Inhalte, wenn sie sich einerseits »best-
möglich« um den Erwerb von urheberrechtlichen 
Lizenzen bemühen (§ 4 Abs. 1 UrhDaG) und zum 
anderen Mechanismen zur Verhinderung unerlaub-
ter Nutzungen implementieren (§§ 7–11 UrhDaG).19 
Vor diesem Hintergrund spannt sich ein komplexes 
Prozessdiagramm auf, das ausschnittsweise wie folgt 
visualisiert werden kann (siehe Abb. 1).20

Inhalte liegen bei den durch das UrhDaG adressier-
ten Plattformen als Dateien vor. Diese müssen ein-
deutig zuordnungsfähig und maschinenlesbar sein. 
Rechteinhaber müssen dabei helfen, dafür erforder-
liche und für die Plattform lesbare Stempel zu defi-
nieren. Auf dieser Grundlage kann der Mechanismus 
dann bestimmte Inhalte standardmäßig blockieren 
und/oder Nutzer:innen die Möglichkeit einräumen, 
den Upload bestimmter Inhalte als ausnahmswei-
se zulässig (etwa weil es sich um ein Zitat handelt) 
zu kennzeichnen. Aus datenrechtlicher Perspektive 
geht es zunächst nur um werkinhaltsbezogene Daten 
(Stempel mit Werksidentifikationsdaten), was daten-
schutzrechtlich so lange unproblematisch ist, als kein 
Personenbezug gegeben ist.21 

Datensammlung und Missbrauchsmanagement 

Für das hier adressierte Problem entscheidend sind 
aber u. a. die rund um das Missbrauchsmanagement 
(§ 18) entstehenden Daten. Das Konzept des UrhDaG 
sieht Maßnahmen vor, die den missbräuchlichen Ge-
brauch bestimmter Maßnahmen innerhalb des Ur-
hDaG sanktionieren. So kann ein Rechteinhaber ei-
nen »Not-Aus-Knopf« (diese Maßnahme kann bei der 
Erklärung der Nutzer:innen, sie dürfen ausnahms-
weise hochladen, zur Anwendung kommen) ebenso 
missbräuchlich einsetzen wie die Nutzer:innen die 
Möglichkeit der Kennzeichnung einer Nutzung als 
ausnahmsweise erlaubt überstrapazieren können. 
Für beide Szenarien gilt: häufen sie sich, verlieren die 
betroffenen Rechteinhaber oder Nutzer:innen be-
stimmte Rechte (siehe Abb. 2). 

Die Daten rund um das Missbrauchsmanagement 
müssen jedenfalls personenbeziehbar sein und die 
Frage ist, was mit diesen Daten über das plattfor-
minterne Missbrauchsmanagement hinaus passieren 
darf. Relevant jedenfalls sind die daraus ableitba-
ren Informationen, denn Schadensersatzansprüche 
gegen uploadende Nutzer:innen bleiben unter be-
stimmten Voraussetzung möglich (vgl. § 12 Abs. 3 Ur-
hDaG e.contr.) und da kann es (bspw. für die Bestim-
mung der Vorsatzebene) durchaus relevant sein, wie 
oft ›false-flagging‹ betrieben wurde.

Missbrauchsmanagementdaten und Auskunftspflicht

Hinsichtlich der Herausgabe dieser Daten findet sich 
im UrhDaG keine spezielle Regelegung (namentlich 

Abb. 1: Prozessdiagramm Upload nach UrhDaG-E; eigene Darstellung.
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Defizitär diskutiert wird der Datenschutz auch im 
Rahmen der Urheberrechtsreform im Zusammen-
hang mit den für Plattformen zukünftig (faktisch) 
verpflichtend zu implementierenden Uploadfiltern. 
Auch an dieser Stelle wünscht man sich mehr int-
radisziplinären Diskurs und konstruktiven, fachge-
bietsübergreifenden Austausch.

Prof. Dr. Tobias Keber

Professor für Medienrecht und Medienpolitik in der digitalen 
Gesellschaft, Hochschule der Medien (HdM) Stuttgart

§ 19 greift nicht), also bleibt der Rückgriff auf die 
Auskunftsrechte aus § 101 Absatz 1 Urheberrechtsge-
setz (UrhG) gegen den Verletzenden und § 101 Ab-
satz 2 Ziffer 3 UrhG gegen die filternde Plattform. Der 
Umfang der Auskunft bestimmt sich nach § 101 Ab-
satz 3 UrhG. Den wird man im Lichte der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs22 wohl so lesen 
müssen, dass Missbrauchsmanagementdaten nicht 
auskunftsgegenständlich sind. Daraus müsste dann 
auch folgen, dass ein von § 101 UrhG unabhängiger 
und über § 242 Bürgerliches Gesetzbuch begründeter 
Auskunftsanspruch ausgeschlossen ist. Klar gemacht 
hat der Entwurfsgesetzgeber das bis dato indes nicht.

Fazit

Im Schatten offenkundiger Konfliktlinien zwischen 
dem Datenschutzrecht und den Medien- und Infor-
mationsfreiheiten, wie sie beispielsweise beim so-
genannten Medienprivileg zu Tage tritt, stehen die 
Rechtspositionen auch andernorts in vitaler Wech-
selwirkung, ohne dass dies in der angemessenen 
Symmetrie diskutiert würde. 

Das Beispiel zu entwicklungsbeeinträchtigenden In-
halten bei TikTok wirft die Frage auf, warum der Da-
tenschutz bei der Bewertung von zugangsbeschrän-
kenden Mechanismen im Jugendmedienschutz 
derart marginalisiert wird. Mit dem Verweis auf die 
der Kompetenzverteilung geschuldeten Sachzwän-
ge und die Situation de lege lata darf es nicht sein 
Bewenden haben. Datenschutz und Jugendmedien-
schutz müssen gemeinsam gedacht werden, denn 
auch Datenschutz ist Jugendmedienschutz. 

Abb. 2: Maßnahmen gegen Mißbrauch nach UrhDaG-E; eigene Darstellung.
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von Alexander Krafka

Sicherheit kennt keine Schranken. Anders als Freiheit und Gleichheit hat sie keinen immanenten Maßstab und 
bringt als Orientierung für staatliche Maßnahmen die paradoxe Konsequenz mit sich, das, was sie zu schützen 
vorgibt, in große Gefahr zu bringen. Anders beschrieben hat eine Gesellschaft, die sich dem Paradigma der 
Sicherheit verschreibt, den Kampf um Privatheit möglicherweise bereits verloren.

Einigkeit und Recht und 
Sicherheit  
Das Sicherheitsdispositiv als aktuelles Paradigma 
der Privatheitskultur

Quelle: Privat
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Einführung – oder: Sex, Drugs and Rock 'n' Roll

Für den Beginn hilft ein Zitat von Michel Foucault, 
das über 40 Jahre alt ist: »Was wird nun das Prin-

zip der Kostenrechnung der Produktion von Freiheit 
sein? Das Prinzip der Rechnung ist selbstverständlich 
das, was man Sicherheit nennt.«1  Die Sicherheit ist 
also nach Foucault ein Rechnungsposten bei der Pro-
duktion von Freiheit. 

Im Folgenden sei versucht, anhand der Elemen-
te dreier Trinitäten den Gedanken freizulegen, der 
hinter diesem Zitat steckt und dabei zugleich zu un-
tersuchen, was es bedeuten könnte, wenn sich eine 
Gesellschaftsordnung dem Sicherheitsparadigma 
verschreibt. 

Auf dem Weg sind Zuspitzungen und Verkürzung 
unvermeidlich. Eine wirkliche Lösung der zugrun-
de liegenden Problematik kann in diesem Rahmen 
nicht versucht werden. Wichtiger dürfte es sein, Fra-
gen aufzuwerfen und im besten Sinne soziologischer 
Aufklärung für Irritationen zu sorgen.

Zu Beginn hilft eine praktische Trinität dabei, die 
Kernelemente von Privatheit in Erinnerung zu rufen: 
Sex, Drugs and Rock 'n' Roll. Diesen Themen will ich 
mich aus Sicht einer zweiten Trinität nähern, die ich 
als Paradigmen der Privatheitskultur beschreiben 
möchte und unter den Stichworten Freiheit, Gleich-
heit und Sicherheit behandle. Schließlich kann eine 
der Gedankenwelt von Michel Foucault entliehene 
dritte Trinität, die für verschiedene Governementa-
litätsregime steht, helfen, das Ganze einzuordnen: 
Souveränität, Disziplinarregime und das Sicherheits-
dispositiv.

Das Fazit dieser kurzen Betrachtungen sei schon vor-
weggenommen: Sicherheit ist für eine Privatheits-
kultur zwar ein wichtiger Aspekt, aber kein funkti-
onierendes Paradigma. Sicherheit als Paradigma ist 
nämlich maßlos und daher für die Freiheit, um deren 
Schutz es eigentlich geht, eine unbeherrschbare Ge-
fahr. Frei nach Karl Lagerfeld ließe sich sagen: Eine 
Gesellschaftsordnung, die sich der Sicherheit ver-
schreibt, hat die Kontrolle über den Schutz der Pri-
vatheit bereits verloren.2

Juristisch inspirierte Trinität 

Freiheit, Gleichheit, Sicherheit

Zunächst ist also mit dem juristisch inspirierten 
Blickwinkel zu beginnen, unter dem sich verschiede-
ne Privatheitskulturen thematisieren lassen: Freiheit, 
Gleichheit und Sicherheit, gewissermaßen als grund-
legende theoretische Kategorien oder eben Paradig-
men, die hervortreten lassen, worum es im gesell-
schaftlichen Leben geht:

Freiheit meint hierbei einen rein formalen Aspekt, 
der aus grund- und menschenrechtlicher Perspektive 
auf die Abwehr von Ein- und Zugriffen Anderer zielt. 
Die Gefahr für die Freiheit besteht in der Verletzlich-
keit dieses Bereichs autonomer Lebensgestaltung. 
Was wir mit Freiheit beschreiben, ist letztlich das 
Private, das jede und jeden von uns ermächtigt, das 
zu tun, was man möchte.

Gleichheit ist dagegen ein materialer Aspekt. Ohne 
faktische Gleichstellung ist Freiheit/Privatheit we-
nig wert und kaum sinnvoll praktizierbar. Die von 
Anatole France beschriebene »Freiheit des Armen 
wie des Reichen, unter Brücken zu schlafen«3 – von 
der Letztere allerdings nur selten Gebrauch machen 
– zeigt dies deutlich. Erst eine minimale materiel-
le Gleichstellung – nicht schon eine nur formelle 
Gleichbehandlung – mittels Anspruch auf staatliche 
Leistungen gibt der Freiheit reale Inhalte. Die Gefahr 
für die Praxis der Gleichheit besteht in der Willkür 
der Beliebigkeit einer Ausstattung mit materiellen 
Mitteln. Dies lässt sich exemplarisch daran sehen, 
was als verfassungsmäßig notwendiges Existenzmi-
nimum betrachtet wird – das in einer permanenten 
politischen Diskussion steht und alles andere als in 
Stein gemeißelt ist.

Schließlich ist mit Sicherheit der dritte Aspekt be-
zeichnet, der sich als transzendental einordnen lässt. 
Es handelt sich um die Umstände, die überhaupt 
die Bedingungen der Möglichkeit von Freiheit und 
Gleichheit abbilden. Sie zielen auf den Schutz der In-
dividuen (Freiheit) wie auch des Kollektivs (Gleich-
heit). Sicherheit hat allerdings die immanente Ge-
fahr von Grenzenlosigkeit, denn absolute Sicherheit 
gibt es zwar als Ideal, in der Realität finden sich aber 
stets neue Gefahren und Risiken, vor denen Schutz 
gesucht und gefunden werden muss. So wandelt sich 
eine einmal eingehegte Gefahr und kann zu einer 
neuen unübersehbaren Gefahr mutieren, die wiede-
rum neue Schutzmaßnahmen rechtfertigt, um die 
Sicherheit zur Ausübung von Freiheit und zur Her-
stellung von Gleichheit zu gewährleisten. Schließlich 
genügen auch nur vermutete Risiken und im sicher-
heitsrechtlichen Zusammenhang zunehmend auch 
bloß drohende oder auch nur imaginierte Gefahren.

Genealogische Trinität 

Souveränität, Disziplinarregime und Sicherheitsdispositiv

Dem Eingangszitat folgend ist mit einer genealogi-
schen Trinität fortzufahren, nämlich der Einteilung 
von Gouvernementalitätsregimen, wie sie von Michel 
Foucault vorgeschlagen wurde, namentlich der Dif-
ferenzierung zwischen Souveränität, Disziplinarre-
gime und Sicherheitsdispositiv.4 

Zunächst zu der auf souveräner Macht basierenden 
Herrschaftsform: Diese setzt allein auf juridische 
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Mechanismen – also auf die als Selbstzweck gedach-
te Sanktionierung unerwünschten Verhaltens. Allein 
schon die Drohung oder der Vollzug einer Sanktion 
genügt nach dieser Vorstellung, um jener Form der 
Macht zu realer Geltung zu verhelfen.

In einem zweiten Schritt sieht Foucault das Diszip-
linarregime am Werk, das mit Kontroll- und Über-
wachungsmechanismen versucht, das unerwünsch-
te Verhalten entweder präventiv zu verhindern oder 
jedenfalls eine anschließende Bestrafung sicherzu-
stellen. Beide Ordnungen, Souveränität und Diszip-
linarregime, gehen hierbei strikt von der gesetzlich 
anzuordnenden Verhaltensvorgabe aus. Letzteres Re-
gime versucht allerdings der Drohung und Sanktion 
schon im Vorgriff ihrer Anwendung zu realisieren, in-
dem das unerwünschte Verhalten oder Ereignis allein 
schon aufgrund einer möglicherweise eintretenden 
Folge unterbleibt. 

Dies unterscheidet diese beiden Regime fundamen-
tal vom Sicherheitsdispositiv als dritte Form der 
Machtausübung, die nicht mehr von einer Wirkung 
der Vorschrift auf die Wirklichkeit, sondern um-
gekehrt von der Realität auf die Norm schließt und 
versucht, die gewünschte Normalität zu beschreiben 
und sodann durch entsprechende Regelungen steu-
ernd aufrechtzuerhalten.

Foucault macht dies – das Beispiel könnte kaum ak-
tueller sein und liegt doch mehr als 40 Jahre zurück 
– in seiner Vorlesung aus dem Jahr 1978 anhand des 
Umgangs mit Krankheiten deutlich:5 Während die 
Souveränitätsherrschaft Leprakranke schlicht aus der 
Gesellschaft ausschließt, wird im Disziplinarregime 
die Pest mittels Kontaktbeschränkungen und Aus-
gangssperren bekämpft und werden die Pocken im 
Sicherheitsdispositiv durch Impfungen im tolerierten 
Rahmen gehalten.

Zwischenbemerkung: Privatheit in Schwierigkeiten

Bevor wir abschließend zur angekündigten prakti-
schen Trinität – Sex, Drugs and Rock 'n' Roll – zu-
rückkehren, sei der Versuch unternommen, anhand 
dieser Unterscheidungen die Problematik aktueller 
Entwicklungen aufzuzeigen. Indem nämlich, so Mi-
chel Foucault, seit gut einem halben Jahrhundert 
das Sicherheitsdispositiv als Paradigma der Gouver-
nementalität herrscht6 und der Blickwinkel auf die 
Lebensgestaltung zum Aspekt der Sicherheit ver-
schoben wurde, gerät die Privatheit zunehmend in 
existenzielle Schwierigkeiten.

Wie beschrieben scheint mir die Hauptgefahr der Si-
cherheit als Herrschaftsparadigma ihre Unbegrenzt-
heit: Absolute Sicherheit gibt es nicht – immer wie-
der finden sich neue Gefahren, vor denen wir uns 
schützen müssen oder meinen, geschützt werden zu 
müssen. Der rechtliche Rahmen des Sicherheitsdis-

positivs weitet sich dabei seit einigen Jahrzehnten 
permanent und dramatisch aus: von der Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität in den 1990er-Jahren 
über die Verhinderung des internationalen Terroris-
mus in den 2000er-Jahren bis zur neu erst jüngst ent-
deckten Hasskriminalität.

Vom Einsatz nachrichtendienstlicher Befugnisse im 
Inland über die präventiv beliebige sicherheitsrecht-
liche Befugniseröffnung bei »drohender Gefahr«7  bis 
zur Auflösung aller rechtsstaatlichen Konturen bei 
der Diskussion um Feindstrafrecht und Rettungs-
folter und der uferlosen Ausweitung des Terrorbe-
kämpfungsstrafrechts in das Vorfeld von Vorberei-
tungsüberlegungen – eine geradezu beängstigende 
Auflösung hergebrachter rechtsstaatlicher Standards 
im Namen der Sicherheit. 

Was mit all diesen – in diesem Kontext nur andeut-
baren – Entwicklungen verbunden ist, lässt sich am 
ehesten als Verschiebung des Normalzustands unter 
dem Paradigma der prinzipiell maßstabslosen Si-
cherheitsanforderungen beschreiben. Ob man zum 
alarmistischen Begriff des ›permanenten Ausnahme-
zustands‹ greift, scheint unter diesem Aspekt allen-
falls als graduelle Frage. Ein medizinscher Vergleich 
könnte ebenso helfen, um das Gemeinte deutlich zu 
machen. Aus Sicht von Ärztinnen und Ärzten lässt 
sich leicht sagen: Gesunde Patienten und Patientin-
nen sind nur schlecht untersuchte Patientinnen und 
Patienten. Oder: Aus Sicht des Immunsystems wären 
wir alle immerzu ein wenig krank. Bleibt man bei die-
sem letzten Vergleich, ließe sich mit einer etwas glo-
baleren Analyse – wie sie etwa Niklas Luhmann mit 
seiner Theorie ›autopoietischer Systeme‹8  versucht – 
das Recht als »Immunsystem der Gesellschaft«9  be-
zeichnen. Dann liegt die Diagnose nahe, dass die Ge-
genwart von einem Phänomen beherrscht wird, das 
man als eine Art Autoimmunkrankheit einordnen 
kann: Im Namen und mit dem Ziel der Bewahrung 
von Freiheit – und damit letztendlich von Privatheit 
– wird mit unbeschränkten und maßstabsfreien Si-
cherheitskriterien vorgeblich deren Grundlage be-
wahrt, in Wirklichkeit aber die Axt an das Fundament 
der Freiheit gelegt.

Oder um auf das Eingangszitat von Foucault zurück-
zukommen: Die Kosten der Freiheit werden in der 
Währung Sicherheit bezahlt – selbstverständlich auf 
Rechnung der Freiheit selbst. In Realisierung einer 
immanenten Eigendynamik des Sicherheitsdenkens 
gerät allerdings dieser Kostenaspekt aus dem Blick – 
mit der nahezu zwingenden Folge einer drohenden 
Insolvenz.
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Praktische Trinität 

Safe Sex, Legal Drugs and the death of Rock 'n' Roll

Abschließend kann unter dem Aspekt der Sicherheit 
die praktische Trinität der Privatheit – Sex, Drugs and 
Rock 'n' Roll – näher beschrieben werden. Im Namen 
der Sicherheit, also zur Bewahrung der Freiheit aller, 
findet sich im Bereich der Sexualität eine nahezu und 
immer weiter ausufernde staatliche Regulierung, vom 
Straf- bis zum Verwaltungsrecht. Die Kondompflicht 
im Prostituiertenschutzgesetz, die Aufrechterhal-
tung der Inzest-Strafbarkeit und die Ein-Nein-ist-ein 
Nein-Lösung im Rahmen des Sexualstrafrechts wei-
sen darauf hin, dass die Gegenwart sich mit ›Safe Sex‹ 
wohl am besten beschreiben lässt. Dass die Entwick-
lung in diesem Bereich keineswegs abgeschlossen ist, 
machen die vorstellbaren Umsetzungsprojekte der 
Istanbul-Konvention des Europarats mehr als deut-
lich.

Im Bereich der Rauschmittel erleben wir Ähnliches: 
Mag sich auch der sogenannte Krieg gegen die Dro-
gen dem Ende zuneigen (wir alle wissen, die Drogen 
haben ihn gewonnen), finden sich weltweit unter dem 
bei genauer Betrachtung mehrsinnigen Stichwort der 
Legalisierung vielfältige Vorschriften, die das tolera-
ble Maß des Drogenkonsums zu steuern versuchen. 
Das möglicherweise bald in Geltung befindliche Can-
nabiskontrollgesetz ist ein reeller Fingerzeig in die 
nähere Zukunft des Umgangs mit Rauschmitteln in 
einer postmodernen Gesellschaft. Im Zeitalter des Si-
cherheitsdispositivs ließe sich in diesem Zusammen-
hang treffend von ›Legal Drugs‹ sprechen. Was also 
bleibt von den Schlagworten der praktischen Trinität 
der Privatheit? Safe Sex, Legal Drugs and … 

Zum Schluss:  Was ist mit Rock 'n' Roll?

Am Ende dieser Ausführungen bleibt zu meinem Be-
dauern nur wenig Platz für das wohl eigentlich Wich-
tigste. Was also ist mit Rock 'n' Roll? Dafür allerdings 
müssten wir unsere Inkompetenz eingestehen und 
wahre Expertinnen und in diesem Fall v. a. Experten 
heranziehen und um ihre Meinung bitten, z. B. Lem-
my Kilmister, den Bandleader von Motörhead, oder 
Jeff Hannemann, den Leadgitarrist der Band Slayer. 
Beide sind leider kürzlich verstorben – ebenso, möch-
te man fatalistisch unter Beobachtung der aktuellen 
Musikentwicklung konstatieren, wie der Rock 'n' Roll 
selbst, dieser hierbei durchaus auch als Metapher für 
das Widerständige der Privatheit gedeutet – mag man 
dem auch den fast schon verzweifelten Widerspruch 
entgegenhalten, dass manche Dinge unsterblich sind.

So bleibt jedenfalls zum Abschluss dieses Beitrags 
nur zu hoffen, dass der Privatheit im Paradigma des 
Sicherheitsdispositivs nicht dasselbe Schicksal zusto-
ßen möge. 

Prof. Dr.  Alexander Krafka

Honorarprofessor für Rechtssoziologie an der 
Universität Passau und Notar in Fürstenfeldbruck
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von Stephanie Schiedermair

Was erinnern und was vergessen wir? Und: vergisst das Internet tatsächlich nie? Oder können wir es ver-
gessen lassen? Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit seinem ›Recht auf Vergessenwerden‹ im Urteil 
Google Spain 20141 einen Stein ins Wasser geworfen, der seither in Europa und weltweit2 Kreise gezogen 
und mit dem Doppelschlag des Bundesverfassungsgerichts vom 27. November 20193 auch in Deutschland 
rege Diskussionen ausgelöst hat. Umfang, Grenzen und Durchsetzbarkeit des Rechts auf Vergessenwerden, 
das über Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung jetzt zum Kernbestand des europäischen Datenschutz-
rechts gehört, sind seitdem Gegenstand zahlreicher Gerichtsentscheidungen und Gesetzgebungsprozesse, wie 
beispielsweise der 2018 in Kraft getretene California Consumer Privacy Act zeigt.

1 S. EuGH, Urteil vom 13.05.2014, Google Spain, C-131/12, ECLI:EU:C:2014:317 = NJW 2014, 2257.
2 Vgl. hierzu Van Calster, Geert/Arreaza, Alejandro Gonzalez/Apers, Elsemiek: Not just one, but many ›Rights to be Forgotten‹. In: Internet Policy 
Review. Bd. 7, Nr. 2, 15.05.2018. Online: https://policyreview.info/articles/analysis/not-just-one-many-rights-be-forgotten (30.03.2021).
3 S. BVerfG, Beschlüsse vom 27.11.2019, Recht auf Vergessen I, 1 BvR 16/13 = NJW 2020, 300; Recht auf Vergessen, II 1 BvR 276/17 = NJW 
2020, 314.

Das Recht auf  Vergessenwerden 
Zwischen Luxemburg, Straßburg, Karlsruhe und der Welt

Quelle: Privat
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Erinnern und Vergessen

Die Frage, warum das Recht auf Vergessenwerden im 
Informationszeitalter1 eine so wichtige Rolle spielt, 
führt zu den mit der Digitalisierung einhergehenden 
tiefgreifenden gesellschaftlichen Umgestaltungen.2  
Eine Veränderung ist die Umkehrung des Verhält-
nisses von Erinnern und Vergessen: War früher das 
Vergessen die Regel und das Erinnern die schüt-
zenswerte Ausnahme,3 so stellt die allgegenwärtige 
Verfügbarkeit von Informationen im Digitalzeitalter 
nunmehr die Regel und das Vergessen die Ausnahme 
dar.4 Dies bedingt einen Wandel der Erinnerungskul-
tur, macht aber zugleich auch eine neue Kultur des 
Vergessens erforderlich. Beispielhaft manifestiert 
sich dies an Medienberichten über längst Vergange-
nes, die einerseits eine begrüßenswerte archivarische 
Informationsquelle bilden, andererseits aber etwa für 
ehemalige Straftäter:innen oder für die Opfer einer 
Straftat eine problematische Dauerpräsenz vergan-
gener Ereignisse bedingen. Vor diesem Hintergrund 
kann die jeweils zu findende Balance zwischen Erin-
nern und Vergessen auch ganz konkrete Auswirkun-
gen auf das Leben der Einzelnen entfalten.

Luxemburg: Das Google Spain Urteil des EuGH

Die Geburtsstunde des Rechts auf Vergessen als 
Rechtsfigur bildet das Vorabentscheidungsverfah-
ren vor dem EuGH in der Rechtssache Google Spain 
und Google Inc. gegen die spanische Datenschutzbe-
hörde und gegen den im Urteil ironischerweise mit 
vollem Namen genannten Mario Costeja González.5 
Kurz zusammengefasst hat der EuGH in seinem 
Urteil vom 13. Mai 2014 aus den Rechten auf Privat-
sphäre und Datenschutz ein individuelles ›Recht auf 
Vergessenwerden‹6 im Internet abgeleitet und damit 
dem bereits in der Wissenschaft kursierenden Be-
griff7 den Ritterschlag durch ein internationales Ge-
richts erteilt. Im konkreten Fall hat der Gerichtshof 
mit seiner Entscheidung den Weg für den Anspruch 
von Mario Costeja González auf Löschung seines 
Namens aus einer 16 Jahre alten, online verfügba-
ren Anzeige in einer spanischen Tageszeitung geeb-
net, in der González im Zusammenhang mit einer 
Zwangsversteigerung genannt wurde. Der Gerichts-
hof erlaubte der die Anzeige verantwortenden spa-
nischen Zeitung eine Berufung auf das so genannte 
Medienprivileg, das den Berechtigten von zentralen 
datenschutzrechtlichen Pflichten befreit, verwehrte 
dies Google aber mit dem Argument, dass der Such-
maschinenbetreiber keine journalistischen Inhalte 
generiere, sondern über seinen Algorithmus reine 
Datenverarbeitung betreibe. Der EuGH unterschei-
det damit klar zwischen den Anbietern von Inhalten 
– der spanischen Tageszeitung – einerseits und den 
diese Inhalte systematisierenden Suchmaschinen-
betreibern andererseits und unterwirft letztere dem 

vollen Regime des Datenschutzrechts einschließlich 
persönlichkeitsrechtlicher Löschungsansprüche wie 
dem Recht auf Vergessenwerden. Dies führt zu dem 
interessanten Ergebnis, dass die von einer Datenver-
arbeitung betroffene Person ihre Rechte im Einzelfall 
gegen den Suchmaschinenbetreiber geltend machen 
kann, jedoch nicht gegen den Betreiber der ursprüng-
lichen Webseite.

Der EuGH verlangt zudem einen Ausgleich des Rechts 
auf Datenschutz einerseits und des wirtschaftlichen 
Interesses des Suchmaschinenbetreibers sowie des 
Informationsinteresses der Internetnutzer:innen an-
dererseits. Kriterien, die in die Abwägung einfließen 
sollen, bilden die Sensibilität der Information für das 
Privatleben der betroffenen Person, das Interesse der 
Öffentlichkeit am Zugang zu der Information, das 
je nach der Rolle der Person im öffentlichen Leben 
variieren kann, sowie die seit dem Ereignis vergan-
gene Zeit. Im konkreten Fall befand der Gerichts-
hof, dass die Veröffentlichung sensible Daten betraf 
(Daten hinsichtlich der Kreditwürdigkeit von Herrn 
Gonzalez) und dass es sich um ein schon 16 Jahre zu-
rückliegendes Ereignis handelte. Mit diesem Maßtab 
überließ der EuGH entsprechend der Natur des Vor-
lageverfahrens die konkrete Entscheidung dem spa-
nischen Gericht.

Die Folgen des Urteils reichen weit über den konkre-
ten Fall hinaus. Die faktischen Folgen werden bei je-
der Namenssuche über Google sichtbar, bei der unter 
ausdrücklichem Hinweis auf das Google Spain Urteil 
der standardisierte Hinweis erfolgt ›Einige Ergebnisse 
wurden möglicherweise aufgrund der Bestimmungen 
des europäischen Datenschutzrechts entfernt‹.8 Die 
rechtlichen Folgen des Urteils spiegeln sich in den 
zahlreichen Folgeentscheidungen auf europäischer 
und nationaler Ebene, in denen die Grundaussage 
des Urteils, Online-Giganten stärker in die Pflicht 
zu nehmen und die Unternehmen den direkten An-
sprüchen von Verbrauchern auszusetzen, weiter aus-
differenziert wird. Auch der vorliegende Entwurf der 
Kommission für einen Digital Services Act vom 15. 
Dezember 20209, der als »neue[s] Grundgesetz für 
Onlinedienste«,10 eine vergleichsweise umfassende 
Regulierung von Gatekeepern bewirken soll, wäre 
ohne Google Spain nicht denkbar.

Straßburg: Das Sedlmayr-Urteil des EGMR

Mit dem Abwägungsprozess beim Recht auf Verges-
senwerden befasste sich vier Jahre später auch der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
in Straßburg. Im berühmten Sedlmayr-Fall hat der 
Gerichtshof mit Urteil vom 28. Juni 2018 die Bericht-
erstattung im Internet über den Sedlmayr-Mord, für 
den die Beschwerdeführer 1993 zu langen Haftstra-
fen verurteilt worden waren, nicht als Verstoß gegen 
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das Right to Privacy der Beschwerdeführer bewertet.11  
Das Urteil wurde in der deutschen Presse unter der 
Losung »Sedlmayr-Mörder haben kein Recht auf Ver-
gessen« rezipiert.12 Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hatte 2009 und 2010 das Begehren, die Medienunter-
nehmen zur Unterlassung der individualisierenden 
Berichterstattung über den Mord zu verpflichten, 
mit dem Argument abgewiesen, dass die Bericht-
erstattung über Straftaten Teil der Zeitgeschichte 
sei. Der EGMR schloss sich der Einschätzung des 
BGH an und betonte die Aufgabe der Medien, sich 
an der Meinungsbildung zu beteiligen, indem sie 
der Öffentlichkeit die in ihren Archiven verwahrten 
Informationen zur Verfügung stellten. Mit zeitli-
cher Distanz zur Straftat gewinne das Interesse der 
Beschwerdeführer:innen zwar zunehmend an Bedeu-
tung. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht vermittle 
Straftäter:innen aber keinen Anspruch, in der Öffent-
lichkeit überhaupt nicht mehr mit ihrer Tat konfron-
tiert zu werden. Vielmehr komme es für die Intensität 
der Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts auf 
die Art der Darstellung und den Grad der Verbreitung 
des Mediums an. Im Sedlmayr-Fall erfolgte die Be-
richterstattung in einem Online-Archiv, in dem die 
Artikel für die Webseiten-Besucher:innen ersichtlich 
als Altmeldungen gekennzeichnet waren.

Karlsruhe: Die Beschlüsse Recht auf Verges-
sen I und II des Bundesverfassungsgerichts

Die Rolle der Online-Archive als ›Weltgedächtnis‹ 
einerseits und das Recht des Einzelnen auf Verges-
senwerden im Internet andererseits werden auch in 
den Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts zum 
Recht auf Vergessen I und II vom 27. November 2019 
grundlegend reflektiert.13 

Recht auf Vergessen I betraf einen 1982 rechtskräftig 
wegen Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe verur-
teilten Beschwerdeführer. Die Tathergänge an Bord 
der Segelyacht Apollonia waren 1982 und 1983 Ge-
genstand von drei Artikeln im Magazin Der Spiegel 
gewesen, in denen der Beschwerdeführer namentlich 
genannt wurde und die kostenlos im Online-Archiv 
zur Verfügung standen. Nach Ausführungen zum 
Prüfungsmaßstab bei Umsetzungsspielräumen im 
Rahmen des EU-Rechts hat das Bundesverfassungs-
gericht das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Be-
schwerdeführers gegen die Meinungs- und Presse-
freiheit abgewogen. Dabei weist das Gericht darauf 
hin, dass aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
kein Recht auf Vergessenwerden in einem grundsätz-
lich allein von den Betroffenen beherrschbaren Sinn 
folge. Als Kriterien für den Abwägungsvorgang hat 
das Verfassungsgericht im Einklang mit dem EuGH 
in Google Spain und dem EGMR im Sedlmayr-Fall 
insbesondere auf die zeitlichen Umstände verwiesen. 
Das Gericht plädiert für einen möglichst ungehinder-

ten Zugriff auf den Originaltext, der aber bei Schutz-
bedarf einzelfallbezogen hinreichend begrenzt wer-
den müsse, was eine weitere Ausdifferenzierung 
durch die Justiz erforderlich macht.

Auch in Recht auf Vergessen II hat sich das Gericht 
zur Frage des anwendbaren Prüfungsmaßstabes in 
Fällen mit Bezug zum EU-Recht14 sowie zur grund-
rechtlichen Abwägung beim Recht auf Vergessen-
werden geäußert. Die Beschwerdeführerin hatte dem 
NDR ein Interview gegeben, das 2010 vom Sender 
mit dem Titel Die fiesen Tricks der Arbeitgeber aus-
gestrahlt wurde. Der NDR stellte den Beitrag auf sei-
ner Seite zur Verfügung, so dass dieser bei Eingabe 
des Namens der Beschwerdeführerin als erster Tref-
fer erschien. Das Löschungsbegehren der Beschwer-
deführerin gegen Google scheiterte letztinstanzlich. 
Das Verfassungsgericht verortet das Recht auf Ver-
gessenwerden im allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
und gewährt dem Suchmaschinenbetreiber nur die 
Berufung auf die unternehmerische Freiheit. Zu-
gleich zeichnet das Bundesverfassungsgericht aber 
ein differenzierteres Bild als der EuGH, indem es in 
die Abwägung auf Seite der Suchmaschinen auch 
die Informationsinteressen der Nutzer:innen sowie 
die Meinungsfreiheit des Norddeutschen Rundfunks 
einstellt. Das Verfassungsgericht weist zu Recht da-
rauf hin, dass das Verbot gegenüber dem Suchma-
schinenbetreiber auch den Inhalteanbieter in seiner 
Meinungsfreiheit beschränkt, die auch die Freiheit 
zur Verbreitung der Meinung umfasst. Für die Abwä-
gungskriterien stellt das Verfassungsgericht ebenfalls 
auf die vergangene Zeit und die Schwere der Persön-
lichkeitsrechtsverletzung ab.

Für das Recht auf Vergessenwerden ist auch damit 
das letzte Wort noch nicht gesprochen. Der BGH 
hat sich zuletzt mit dem Anspruch eines Klägers 
auf Entfernung eines Links aus der Trefferliste einer 
Suchmaschine nach Art. 17 der Datenschutz-Grund-
verordnung (DS-GVO) befasst und gleichfalls auf 
die Notwendigkeit einer umfassenden Abwägung 
zwischen grundsätzlich gleichberechtigten Grund-
rechtspositionen verwiesen.15 Hieraus folgert der 
BGH, dass der Verantwortliche einer Suchmaschine 
nicht erst dann tätig werden muss, wenn er von einer 
auf den ersten Blick klar erkennbaren Rechtsverlet-
zung des Betroffenen Kenntnis erlangt und rückt da-
mit ausdrücklich von seiner noch zur Rechtslage vor 
Inkrafttreten der DS-GVO entwickelten Rechtspre-
chung ab. Im Einklang mit dem EGMR16 belässt der 
BGH in seiner neuesten Entscheidung zwar grund-
sätzlich das auch in Deutschland gängige ›Notice 
and Take Down‹-Verfahren, stellt aber klar, dass den 
Anbieter weitere Pflichten treffen können und lässt 
damit die Tür für weitergehende Verpflichtungen der 
Plattformen offen. Mit Beschluss vom selben Tag hat 
der BGH dem EuGH erneut Fragen bezüglich des 
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Rechts auf Vergessenwerden vorgelegt.17 Eine Frage 
betrifft das Löschungsbegehren im Hinblick auf ei-
nen Bericht mit umstrittenem Wahrheitsgehalt, die 
zweite die Anzeige von Vorschaubildern ohne ihren 
ursprünglichen Kontext.

Das Recht auf Vergessen in der Welt

Hebt man den Blick von Deutschland und Europa 
in die Welt, zeigt sich, dass das Recht auf Vergessen 
auch weltweit einen Siegeszug angetreten hat. In den 
USA ist das right to be forgotten seit der Google Spain 
Entscheidung zu einem kontrovers diskutierten The-
ma geworden.18 Dabei gilt es zu bedenken, dass der 
US-amerikanischen Rechtsordnung ein verfassungs-
rechtlich garantiertes right to be forgotten grund-
sätzlich fremd ist. Während die freie Rede (freedom 
of speech) verfassungsrechtlichen Schutz durch das 
First Amendment genießt, fehlt eine entsprechende 
ausdrückliche verfassungsrechtliche Verankerung 
des Persönlichkeitsschutzes. Die Diskussion um das 
right to be forgotten hat in den USA insofern einen 
ansatzweisen Paradigmenwechsel ausgelöst. So sieht 
der 2018 in Kraft getretene und 2020 überarbeitete-
California Consumer Privacy Act unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Löschungsanspruch der 
Konsument:innen gegenüber Unternehmen vor, die 
personenbezogene Informationen (›personal infor-
mation‹) über sie gesammelt haben.19 Ob diese Ent-
wicklung in Kalifornien, das bereits 1972 ein right to 
privacy als »inalienable right« in seine Landesverfas-
sung aufgenommen hat,20 sich auch auf andere US-
Bundesstaaten ausweiten wird, bleibt abzuwarten.

Auch der Blick in andere Rechtssysteme offenbart 
Interessantes: In vielen südamerikanischen Staa-
ten haben die Gerichte – teilweise unter ausdrückli-
chem Bezug auf das Google Spain Urteil – ein right 
to be forgotten entwickelt.21 Ein Problem ist dabei der 
Umgang mit schweren Menschenrechtsverletzun-
gen zu Diktaturzeiten. Hier bedarf es einer genauen 
Abwägung, damit das Recht auf Vergessen von den 
Täter:innen nicht zur Verschleierung begangenen 
Unrechts missbraucht und so Prozesse der histo-
rischen Aufarbeitung behindert werden. Darüber 
hinaus darf das Recht auf Vergessenwerden nicht 
missbraucht werden, um eine kritische Medienbe-
richterstattung, etwa zur Aufdeckung von Korrupti-
on und Machtmissbrauch, zu verhindern.

In Japan hat das Distriktgericht Tokyo mit Beschluss 
vom 09.10.2014 zum ersten Mal einem Recht auf 
Vergessenwerden-Antrag gegenüber Google statt-
gegeben und damit eine rechtliche Diskussion aus-
gelöst.22 Diese intensivierte sich mit einer Entschei-
dung des Distriktgerichts Saitama vom 22.12.2015, 
in der das Gericht ausdrücklich von einem Recht 
auf Vergessenwerden sprach und dem Löschungs-

begehren des wegen Kinderprostitution verurteilten 
Beschwerdeführers unter Hinweis auf dessen Recht 
auf Wiedereingliederung in die Gesellschaft statt-
gab. Der Beschluss wurde vom Obergericht in Tokyo 
am 12.07.2016 aufgehoben und eine positivrechtliche 
Grundlage für ein selbständiges ›Recht auf Verges-
senwerden‹ verneint.23 Der schließlich mit dem Fall 
befasste Oberste Gerichtshof hat mit Urteil vom 
31.01.2017 in seine Abwägung das Recht auf Privatheit 
einerseits und – im Gegensatz zum EuGH in Google 
Spain – das Recht des Suchmaschinenbetreibers auf 
Äußerungsfreiheit sowie das Interesse der Öffent-
lichkeit am Informationsfluss andererseits einge-
stellt.24 Als Kriterien für die Abwägung verweist der 
Gerichtshof auf die Natur der Information, die Um-
stände ihrer Veröffentlichung, die Stellung der be-
troffenen Person im öffentlichen Leben sowie auf den 
Zeitablauf und zieht damit in der Sache vergleichbare 
Kriterien wie die europäischen Gerichte und das Bun-
desverfassungsgericht heran. 

Fazit

Das Recht auf Vergessenwerden ist nach seiner Ein-
führung durch Google Spain weltweit rezipiert wor-
den. Dabei gestalten die nationalen Rechtsordnun-
gen das Recht naturgemäß unterschiedlich aus. Ein 
weltweit zentrales Thema bildet jedoch die Balance 
zwischen dem Recht auf Privatsphäre einerseits und 
der Meinungsäußerungsfreiheit andererseits, womit 
auch die Frage des Stellenwertes von Privatsphäre 
und der Bedeutung der Meinungsfreiheit in einer 
Gesellschaft verbunden ist. Das Recht auf Verges-
senwerden bewegt sich im Spannungsfeld zwischen 
einem weltweit auftretenden Grundbedürfnis, auch 
das Internet nicht unbeschränkt und zeitlich unbe-
grenzt ›erinnern‹ zu lassen, und zugleich die Funkti-
on des Netzes als weltweiten Archivs zu nutzen. Für 
Gesetzgeber und Gerichte, aber auch für die interna-
tionale Zusammenarbeit birgt das Recht auf Verges-
senwerden vielfältige Herausforderungen. Insofern 
steht eines fest: Das Recht auf Vergessenwerden wird 
ganz sicher nicht vergessen werden.

Prof. Dr. Stephanie Schiedermair

Inhaberin des Lehrstuhls für Europarecht, Völkerrecht und 
Öffentliches Recht an der Universität Leipzig
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Mediale Öffentlichkeit 
vs. Schutz der Privatheit 
Juristische Grenzverschiebungen durch die Digitalisierung? 

von Ralf Müller-Terpitz

Zu den Wesenszügen des Internets gehört, dass genuin private und sensible Informationen auch in den 
netzöffentlichen Bereich gelangen können und dort potenziell dauerhaft für eine breite Öffentlichkeit zur 
Verfügung stehen. Die Rechtsprechung stellt dies vor schwierige Abwägungsentscheidungen: zwischen dem 
Recht auf Privatheit und dem Recht auf Information und Kommunikation – in den vergangenen Jahren mit 
einer erkennbaren Tendenz.
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Einleitung

Von Beginn an war die Digitalisierung mit der Ge-
fahr behaftet, dass auch solche Vorgänge einer 

breiten Öffentlichkeit zur Kenntnis gelangen, die 
gemeinhin der Privatsphäre zuzurechnen sind. Den 
Medien als bedeutsamem Hebel zur Herstellung von 
Öffentlichkeit kam und kommt insofern ein hohes 
Gefährdungspotenzial für die Privatheit zu. Um etwa 
zu erfahren, ob der neu zugezogene Nachbar mögli-
cherweise ein verurteilter Mörder ist, musste man vor 
der Digitalisierung in die staubigen Archive von Bi-
bliotheken oder Verlagen hinabsteigen und aufwen-
dig sowie zeitraubend nach solchen Informationen 
recherchieren. Die Digitalisierung hat diesen Infor-
mationszugang erheblich vereinfacht. Im Bruchteil 
von Sekunden ist es heute mittels leistungsfähiger 
Suchmaschinen problemlos möglich, öffentlich zu-
gängliche Berichterstattung, auch soweit sie sich auf 
eine konkrete Person und deren private Verhältnis-
se bezieht, jederzeit von jedem Ort aus abzurufen. 
Dies erlaubt die Verknüpfung einer Person mit ei-
nem möglicherweise bereits lange zurückliegenden 
und für ihre aktuellen Lebensumstände nicht mehr 
bedeutsamen oder gar abträglichen Sachverhalt; die 
Person wird ›identifizierbar‹.

Die Rechtsprechung war in den letzten Jahren oft mit 
dieser ›Ubiquität‹ des Privaten1 (Allgemeinverfügbar-
keit des Privaten) konfrontiert. Entscheidungen wie 
Spickmich2, Sedlmayr3 , Google Spain4 oder Recht auf 
Vergessen I und II5  stehen exemplarisch hierfür. 

Vor dieser Folie soll analysiert werden, wie die Recht-
sprechung mit dieser Allgemeinverfügbarkeit digita-
ler Informationen über private Sachverhalte umge-
gangen ist und ob es insofern eingedenk einer rasant 
fortschreitenden Digitalisierung zu Grenzverschie-
bungen in die eine (Privatheit) oder andere (mediale 
Öffentlichkeit) Richtung gekommen ist. Der Begriff 
der Privatheit wird dabei weit, im Sinne des Schutz-
bereichs des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 
2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) bzw. des Rechts auf 
Achtung des Privatlebens (Art. 8 Abs. 1 EMRK) ver-
standen. Er umfasst insbesondere den Schutz der 
eigenen Identität und Individualität, den Schutz des 
Privatlebens sowie den Schutz der Selbstdarstellung 
in der Öffentlichkeit.6 

Grenzverschiebung zugunsten 
der medialen Öffentlichkeit

Rechtsprechung zur ›Ubiquität‹ des Privaten

Für eine mögliche Grenzverschiebung hin zu mehr 
medialer Öffentlichkeit über private Sachverhalte 
steht paradigmatisch die Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofs (BGH) zum Persönlichkeitsschutz 
von Straftäterinnen und Straftätern im Internet. Sie 
berührt den grundrechtlichen Schutz der Selbstdar-
stellung von Straftäter:innen in der Öffentlichkeit, 
hier in Gestalt ihres Anspruchs auf Resozialisierung. 
Diesen muss mithin die Chance eröffnet werden, sich 
nach Verbüßung ihrer Strafe als vollwertige Mitglie-
der in die Gesellschaft zu reintegrieren, d. h. einen 
Schlussstrich unter ihre Straftat ziehen zu können.

Diesen Anspruch auf Resozialisierung hat das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) in seiner Lebach-
Entscheidung von 19737  entwickelt, in der es um ein 
die Straftäter identifizierendes Fernsehdokumen-
tarspiel über den Mord an mehreren Soldaten ging. 
In dieser Entscheidung formulierte das BVerfG die 
grundsätzlichen Kriterien der öffentlichen Berichter-
stattung über Straftäter:innen. Diesen zufolge ist eine 
Abwägung zwischen den Informations- und Medien-
freiheiten (Art. 5 Abs. 1 GG) einerseits, sowie dem all-
gemeinen Persönlichkeitsrecht von Täterinnen und 
Tätern in Form ihres Anspruchs auf Resozialisierung 
(Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) andererseits vor-
zunehmen.8  Dabei überwiegt keines der genannten 
Rechtsgüter per se; die Abwägungsentscheidung ist 
vielmehr anhand der konkreten Umstände des Ein-
zelfalls zu treffen.9 Kriterien für diese Abwägung sind 
u. a. die Schwere der Straftat, die Dauer seit der Tat, 
das Alter des oder der Verdächtigen, der Bekannt-
heitsgrad der Täterin oder des Täters, deren oder 
dessen Verhalten nach der Verurteilung und ggf. die 
Dauer bis zur Entlassung.10 Ferner differiert die Ab-
wägungsentscheidung je nach Zeitpunkt, zu dem sie 
vorgenommen wird; sie ist folglich dynamisch und 
kann dementsprechend einem Wandel unterliegen.

Dieser Wandel der rechtlichen Beurteilung einer 
identifizierenden Berichterstattung lässt sich exem-
plarisch am noch jungen Fall des Mordes am frühe-
ren Kassler Regierungspräsidenten Walter Lübcke 
verdeutlichen: Über den verurteilten Mörder S. E. 
wurde intensiv sowie unter voller Namensnennung 
in verschiedenen Medien berichtet und so dessen 
bisheriges Leben in den medialen Fokus gerückt.11  
Das Opfer, die Brutalität und die politische Motiva-
tion der Tat sorgten für ein hohes öffentliches Inter-
esse, weshalb eine solch detaillierte strafprozessuale 
Berichterstattung zum Zeitpunkt der Verurteilung 
grundsätzlich zulässig war. Für die Zukunft resultiert 
aus dieser Berichterstattung jedoch ein Problem: Ihre 
Digitalisierung sorgt dafür, dass derartige Berichte 
auch noch in 20, 30 oder 40 Jahren (und damit nach 
einer Haftentlassung des Täters) online jederzeit und 
von überall aus abrufbar sein werden. Entsprechend 
stellt sich die Frage, ob eine derart detaillierte sowie 
identifizierende Berichterstattung auch in der Zu-
kunft als zulässig anzusehen ist.
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Diese exemplarische Darstellung verdeutlicht den 
grundlegenden Wandel gängiger Informationsme-
dien: Das Internet mit seinen hochleistungsfähigen 
Suchmaschinen bietet Nutzenden die Möglichkeit, 
schnell und unkompliziert auf eine Fülle an Informa-
tionen zuzugreifen. U. a. eröffnet dies den Zugriff auf 
Online-Archive, also »Sammlungen von publizisti-
schen Inhalten, die in einem Medium […] verbreitet 
wurden und auf Dauer zum Onlineabruf bereitgehal-
ten werden«.12 Dieser technologische Wandel führt 
vermehrt zu Situationen, in denen eine Berichterstat-
tung bei Veröffentlichung zwar zunächst rechtmäßig 
war, die Frage der Rechtmäßigkeit einer Veröffentli-
chung im Laufe der Zeit aber zunehmend fragwürdig 
erscheint.

Argumente des BGH gegen einen Löschanspruch

Der Umgang mit einer solchen Situation war zu-
nächst im Fall der Mörder von Walter Sedlmayr zu 
beurteilen.13 So enthielt das Internetportal www.dra-
dio.de unter der Rubrik Kalenderblatt bis 2007 die 
Mitschrift eines Beitrags aus dem Jahre 2000 mit dem 
Titel ›Vor 10 Jahren Walter Sedlmayr ermordet‹. Darin 
wurde – unter voller Namensnennung der verurteil-
ten Täter – über den Fall berichtet.14  Nachdem einer 
der Täter im Januar 2008 aus der Haft freikam, erhob 
dieser gegen den Rundfunksender Klage mit dem 
Ziel, seine Namensnennung in der Berichterstattung 
zu unterlassen. Verschiedene Gerichte bis hin zum 
BGH mussten sich daraufhin mit der Frage befassen, 
ob der Kläger einen Löschungsanspruch gegen das 
Internetportal hat.15  Letztinstanzlich lehnte der BGH 
einen solchen Anspruch mit folgenden Argumenten 
ab:

1. Die nachträgliche Löschung der Meldung stelle eine 
Verfälschung der historischen Abbildung dar.16 

2. Eine nachdauernde Kontrolle der Inhalte von Online-
Archiven sei unzumutbar für die Betreiber und würde 
aufgrund des hohen technischen und personellen Auf-
wands die Arbeit der Presse einschränken. Dies hätte 
insgesamt einen abschreckenden Effekt (›chilling ef-
fect‹) auf die mediale Berichterstattung.17 

3. Anders als beim linearen Fernsehdokumentarfilm im 
Lebach-Verfahren sei im Sedlmayr-Fall aufgrund der 
Nicht-Linearität des Online-Archivs eine aktive Suche 
der Nutzenden nach der Meldung erforderlich.18 

4. Überhaupt hätten nicht-lineare Online-Archive eine 
geringere Breitenwirkung als lineare Dokumentarfilme 
zur besten Sendezeit. Entsprechend nähmen weniger 
Menschen die Inhalte aus Online-Archiven wahr, wes-
halb ihre ständige Verfügbarkeit dort weniger schwer 
wiege.19

Nachdem das BVerfG die hiergegen eingelegte Verfas-
sungsbeschwerde nicht zur Entscheidung angenom-
men hatte, wandte sich der erfolglose Kläger unter 
Berufung auf sein Recht auf Achtung der Privatsphäre 
(Art. 8 Abs. 1 EMRK) an den Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR). Dieser bestätigte 
die Entscheidung des BGH.20 Das Gericht unter-
strich, dass die Darstellung von Informationen unter 
Einschluss der Namensnennung Teil der grundrecht-
lich geschützten journalistischen Arbeit sei.21 Ein zu 
hoher Kontrollmaßstab führe zu ›chilling effects‹ und 
damit zu einer Bedrohung der Medienfreiheit.22  Zu-
dem schrieb der EGMR den nationalen Gerichten im 
Grundsatz die Befugnis zur Abwägung zwischen der 
Berichterstattungsfreiheit einerseits und dem Pri-
vatsphärenschutz andererseits zu und erachtete die 
Grenzen dieser Abwägung vorliegend als nicht über-
schritten.23  Immerhin erkannte der EGMR entgegen 
dem BGH ausdrücklich an, dass Veröffentlichungen 
im Internet deutlich weitreichendere Konsequenzen 
für die Betroffenen nach sich ziehen könnten als in 
herkömmlichen (sprich rein analogen) Medien.24 

Grenzverschiebung zugunsten 
des Schutzes der Privatheit

Kritik an der BGH-Rechtsprechung

Kritik an dieser BGH-Entscheidung wurde sowohl in 
der Rechtsprechung selbst als auch in der Literatur 
geäußert: So forderte das OLG Hamburg eine diffe-
renzierte Herangehensweise in Form einer techni-
schen Lösung und wies darauf hin, dass z. B. die rele-
vanten Artikel bei einer Namenssuche unauffindbar 
gemacht werden könnten.25 Speziell zur Problema-
tik der Online-Archive wurde im Rahmen des DFG-
Graduiertenkollegs 1681/1 ›Privatheit‹ mit Blick auf 
eine potentiell anprangernde Wirkung des Internets 
eine Promotion von Lukas Ströbel angefertigt.26 In 
dieser setzte er sich kritisch mit der Rechtsprechung 
des BGH auseinander: So bestritt Ströbel, dass die 
nachträgliche Anonymisierung von bestimmten On-
line-Inhalten eine Verfälschung der historischen Ab-
bildung darstelle. Außerdem könne nicht jeder Auf-
wand der Nachkontrolle als unzumutbar eingestuft 
werden. Zwar sei zur Wahrnehmung der online-ar-
chivierten Berichterstattung eine aktive Suche erfor-
derlich. Jedoch bleibe der nicht-linear gespeicherte 
Inhalt in Online-Archiven dauerhaft und einfach für 
die Allgemeinheit verfügbar, während lineare Inhalte 
wie etwa ein Dokumentarfilm nach der Ausstrahlung 
im Regelfall nicht über längere Zeiträume öffentlich 
abrufbar seien. Die geringere Breitenwirkung und 
Stigmatisierung in Gestalt einer sozialen Ausgren-
zung und Isolierung des Betroffenen (›Prangerwir-
kung‹) von Online-Archiven werde deshalb durch 
deren höhere Spitzenwirkung (Zahl der Aufrufe im 
persönlichen Umfeld der Betroffenen) kompensiert. 
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Zwar nähmen weniger Menschen die Online-Archive 
wahr, jedoch sei für den Resozialisierungserfolg eines 
Straftäters oder einer Straftäterin nicht die rein quan-
titative Zahl der Kenntnis nehmenden Personen, 
sondern deren Identität und Nähe zum Betroffenen 
entscheidend. Viel häufiger würden nahe Bekannte, 
potenzielle Arbeitgebende etc. nach den Namen von 
Betroffenen ›googlen‹ und so auf die Berichterstat-
tung stoßen. Diese Kenntnis von Personen des nahen 
Umfelds wirke sich viel nachteiliger auf die Resozi-
alisierung von Straftäter:innen aus als die Kenntnis 
einer Vielzahl von Unbekannten.

Dementsprechend kam Ströbel zu dem Ergebnis, 
dass eine Übernahme der Lebach-Kriterien in das 
Internetzeitalter zu nicht sachgerechten Lösungen 
führe. Durch jene Kriterien werde die spezifische 
Gefahrenlage des Internets missachtet. Um dies zu 
korrigieren, sollte das Merkmal der Breitenwirkung 
durch dasjenige der Spitzenwirkung ersetzt werden.27  
Ebenso sei zu beachten, dass die dauerhafte Verfüg-
barkeit von Inhalten im Internet auch eine dauerhaf-
te Überprüfung erfordern könnte. Denn für Inhalte 
im Internet könne nichts Anderes gelten als für In-
halte in traditionellen Medien – sie dürften nur veröf-
fentlicht werden bzw. veröffentlicht bleiben, wenn sie 
rechtmäßig seien.28 

Recht auf  Vergessen I-Entscheidung des BVerfG

In seiner erst vor kurzem ergangenen Recht auf Ver-
gessen I-Entscheidung trug das BVerfG dieser Kritik 
teilweise Rechnung.29 Die Entscheidung betraf einen 
Bericht im Spiegel-Online-Archiv über das Apollo-
nia-Verfahren.30 Der Spiegel hatte in den 80er-Jahren 
mehrfach unter Namensnennung über den Apollo-
nia-Mörder berichtet. Nachdem die Zeitschrift unter 
www.spiegel.de ein weitgehend kostenloses Online-
Archiv zur Verfügung stellte, waren diese Artikel mit-
tels einer suchmaschinenbasierten Namensrecher-
che auffindbar.31 Wie in der Sedlmayr-Entscheidung 
ersuchte der betroffene und mittlerweile aus der Haft 
entlassene Straftäter Rechtsschutz gegen diese Ar-
chiv-Berichterstattung.32 

Der BGH hielt jedoch an seiner in der Sedlmayr-
Entscheidung entwickelten Rechtsprechung fest und 
lehnte dementsprechend einen Löschungsanspruch 
ab. Der Kläger legte daraufhin Verfassungsbeschwer-
de beim BVerfG ein, die er auf die Behauptung einer 
Verletzung seines allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
stützte.33 

Zwar bestätigte das BVerfG zunächst weitgehend seine 
bisherige Rechtsprechung, wonach Straftäter:innen 
eine öffentliche, auch identifizierende Berichterstat-
tung über ihre Person in gewissem Umfang hinzu-
nehmen hätten.34 Stärker als der BGH hob das BVerfG 

aber die dauerhafte Verfügbarkeit von Inhalten im 
Internet und die hieraus resultierenden spezifischen 
Gefahren für das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
hervor.35 Die Rechtsordnung habe dem oder der Ein-
zelnen deshalb Schutz davor zu bieten, sich auf un-
begrenzte Zeit für seine oder ihre vergangenen Taten 
verantworten zu müssen. Das Gericht unterstrich 
dies mit der so pathetischen wie mehrdeutigen Fest-
stellung: »Die Möglichkeit des Vergessens gehört zur 
Zeitlichkeit der Freiheit.«36

Das BVerfG zeigte im Weiteren einen Mittelweg zwi-
schen der Löschung und dem Hinnehmen einer iden-
tifizierenden Berichterstattung auf. So wögen die Ein-
träge in den Online-Archiven besonders schwer, weil 
sie auch bei einer einfachen Namenssuche der oder 
des Betroffenen gefunden werden könnten.37 Der Re-
lativierung des BGH, dass hierfür eine gezielte Suche 
notwendig sei, entgegnete das BVerfG mit einem Ver-
weis auf die Gewohnheiten von Internetnutzenden 
und den schweren persönlichen Konsequenzen einer 
Suchabfrage durch Bekannte von Betroffenen.38 Als 
Alternative zu einer Löschung kam nach Auffassung 
des Gerichts deshalb eine Sperrung der Inhalte bei 
einer Namenssuche in Betracht, sodass die Inhalte 
nur noch bei einer Suche nach der konkreten Tat ge-
funden werden könnten.39 Dies sei durch technische 
Mittel umsetzbar.40 Das BVerfG erörterte insoweit die 
Möglichkeit des Einsatzes von Zwischenablagen, also 
eines Bereichs der Online-Archive, auf den mittels 
Suchmaschinen nicht zugegriffen werden könne.41  
Da dies allerdings den gesamten Artikel einer such-
maschinenbasierten Zugänglichkeit entzieht, disku-
tierte das Gericht auch eine Kombinationslösung, 
wonach der Artikel über sogenannte ›Crawler‹ nur 
noch bei einer sachbezogenen, nicht aber bei einer 
namensbezogenen Suche auffindbar sei.42  Insgesamt 
stärkte die Entscheidung des BVerfG das Gewicht des 
Persönlichkeitsrechts und nahm mithin eine Grenz-
verschiebung zu dessen Gunsten vor.

Rechtsprechung zu Suchmaschinen

Eine ähnliche Grenzverschiebung hin zu mehr Per-
sönlichkeitsschutz erfolgte durch die datenschutz-
rechtliche Rechtsprechung zu Suchmaschinen. 
Exemplarisch hierfür steht das Google Spain-Ver-
fahren43 des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(EuGH).

In diesem Verfahren hatte der Gerichtshof die Frage 
zu klären, inwieweit dem Betroffenen gegen Google 
ein Anspruch auf Löschung seiner personenbezoge-
nen Daten zustand. Ähnlich der BGH- und EGMR-
Rechtsprechung nahm der EuGH insoweit eine Ab-
wägung zwischen dem Informationsinteresse der 
Öffentlichkeit und der Privatheit des Betroffenen, 
hier in Gestalt des Schutzes seiner personenbezoge-
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nen Daten, vor.44 

Anders als die oben erwähnte Entscheidung des BGH 
(und in Übereinstimmung mit dem EGMR) trug der 
EuGH jedoch den besonderen Gefahren von Suchma-
schinen in seinen Erwägungen Rechnung.45  Denn die 
Nutzenden erhielten »bei einer anhand des Namens 
einer natürlichen Person durchgeführten Suche […] 
einen strukturierten Überblick über die zu der betref-
fenden Person im Internet zu findenden Informati-
onen […], anhand dessen sie ein mehr oder weniger 
detailliertes Profil der Person erstellen können«.46  
Aufgrund dieser Gefahr überwog nach Einschätzung 
des EuGH im zugrundeliegenden Fall (rechtmäßi-
ge Veröffentlichung über die lange zurückliegende 
Zwangsversteigerung eines Grundstücks) der Per-
sönlichkeitsschutz des Betroffenen.47 Deshalb dürfe 
nicht zeitlich unbegrenzt durch Verlinkung auf die-
sen längst abgeschlossenen, für Betroffene aber prob-
lematischen Sachverhalt hingewiesen werden.48 Zwar 
stellte der EuGH bei seiner Argumentation formell 
auf die Gefahr einer Profilbildung über Betroffene ab; 
dennoch ging es auch hier letztlich um die ›Ubiqui-
tät‹ von Daten aus dem Bereich der Privatsphäre, da 
diese aufgrund ihrer jederzeitigen Verfügbarkeit eine 
solche Profilbildung erst ermöglichen bzw. erheblich 
vereinfachen.

Entsprechend legte der EuGH in seiner Argumenta-
tion einen besonderen Fokus auf die leichte Auffind-
barkeit von Online-Informationen. Erneut bestätigt 
diese Judikatur Ströbels These, dass bei einer recht-
lichen Bewertung digitaler Sachverhalte nicht zu-
vörderst die Breitenwirkung, sondern vor allem die 
Spitzenwirkung solcher Informationen in den Vor-
dergrund zu stellen ist.49 Zwar ist es schwer zu be-
urteilen, wie der EuGH den Sedlmayr-Fall mit Blick 
auf die Auffindbarkeit täterrelevanter Informationen 
über Google entschieden hätte. Jedenfalls aber eröff-
nete das Gericht über den Hebel des Datenschutz-
rechts eine mittlerweile auch in Art. 17 DSGVO ko-
difizierte weitere Möglichkeit, ›vergessen zu werden‹. 
Das Urteil ist deshalb ebenfalls als eine Stärkung des 
Privatsphärenschutzes im Verhältnis zu den Kom-
munikationsfreiheiten zu begreifen.

Fazit

Nach anfänglichem Zögern hat sich in der nationalen 
Rechtsprechung die Erkenntnis durchgesetzt, dass 
der ›Ubiquität‹ online verfügbarer Informationen 
eine gewichtige Rolle bei der Abwägung konfligie-
render Interessen – mediale Öffentlichkeit einerseits, 
Privatsphärenschutz andererseits – zukommt. In-
sofern hat die Rechtsprechung über das vergangene 
Jahrzehnt hinweg eine Neukalibrierung dieser Ab-
wägungsentscheidungen vorgenommen. Insbeson-
dere in der Recht auf Vergessen I-Entscheidung trug 

sie dieser ›Ubiquität‹ des Privaten Rechnung und 
ermöglicht es Betroffenen seitdem stärker als zuvor, 
sich auch im Digitalen zurückzuziehen und ihre Ver-
gangenheit hinter sich zu lassen. Das Recht auf Pri-
vatheit wird dementsprechend gestärkt und reziprok 
das Recht auf Information und Kommunikation ein-
geschränkt. 

Diese Entwicklung weist Parallelen zur Esra-Ent-
scheidung50 des BVerfG auf. Begründete dort die 
bereits auf eine kleine Gruppe beschränkte Erkenn-
barkeit einer realen Person hinter einer Romanfigur51  
den zentralen Grund für eine Stärkung des Persön-
lichkeitsrechts, ist es hier die Spitzenwirkung einer 
namensbezogenen Internetrecherche durch naheste-
hende Personen und Bekannte. Aber auch die Konti-
nuität zur Caroline-Rechtsprechung des BVerfG mit 
ihrer Stärkung des Privatsphärenschutzes von Promi-
nenten gegenüber den Kommunikationsinteressen 
der Öffentlichkeit ist unverkennbar.52 

Die nationale Rechtsprechung durchlief damit eine 
Entwicklung, wie sie auf supra- und internationaler 
Ebene von Beginn an beim EGMR und EuGH er-
kennbar war; über alle Rechtsebenen hinweg ist es 
folglich zu einer Annäherung der gerichtlichen Be-
wertungsmaßstäbe gekommen. Allerdings muss ein-
schränkend hinzugefügt werden, dass die judikative 
Akzentverschiebung hin zu mehr Privatheit nur die 
allgemeine Richtung vorgibt. Letztlich entscheidend 
bleibt die Abwägungsentscheidung des konkreten 
Sachverhalts mit seinen jeweiligen historischen Be-
sonderheiten (Auffindbarkeit der Information, Ge-
wicht der Tat, Verhalten der Betroffenen etc.) im Ein-
zelfall.

Resümierend lässt sich damit festhalten, dass die 
›Ubiquität‹ online verfügbarer Informationen aus 
dem privaten Bereich von der Judikative nunmehr 
als rechtliche (Abwägungs-)Kategorie anerkannt ist 
und damit tendenziell zu einer Grenzverschiebung 
zugunsten des Privatsphärenschutzes geführt hat.53  
Dies entspricht einer allgemeinen sowie gerichtlich 
sekundierten Tendenz, den über Jahrzehnte hinweg 
entwickelten Maßstäben der ›analogen Welt‹ auch in 
der ›digitalen Welt‹ mehr und mehr zum Durchbruch 
zu verhelfen.

Prof. Dr. Ralf Müller-Terpitz

Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Recht der 
Wirtschaftsregulierung und Medien an der Universität 
Mannheim
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